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Folgende Erklärung gibt das Lei 
tende Gremium (LG) des KB im 
Anschluß einer ausführlichen Dis- 
kussion innerhalb der „erweiterten 
Leitung“ ab zur Frage 
laufenden _antikommunistischen 
Kampagne der Bourgeoisie, die so- 
zusagen in „Konzertierter Aktion“ 

4 von Stantsapparat, bürgerlicher Pres- 
se und Gewerkschaftsführungen ge- 

gen kommunistische und sich so 

nennende Organisationen. vorgetra- 
wird. 

less antikommunistlscheKam- 

äuft worontlich ab nach 

Muster der Zerschlagung 

der RAF (Rote Armee Fraktion, 


=; 
wie der Ze forlehutr 
Ser "asändcher Örpankationen 


Verbot und Zerschlagung der 


Organisationen 
GUPA und GUPS). 
Die-Hetzkampagne in der bür- 
lichen Prome vowie die jüngsten 
laßnahmen des _Staatsapparates. 
‚(Verbot von Demonstrationen, Über- 
M fall und Durchsuchung yieler Privat 
wohnungen, Organisationsbüros und 
politischer Buchläden, Inhat 
'von Genossen, Einleitung pol 
Prozesse gegen führende Genossen 
bestimmter Organisationen sowie 
Tellnehmer verbotener Demonstra- 
onen usw, usf,) richten sich der- 


tionen usw. usf.) richten sich der 
zeit noch unmittelbar gegen die 
sogenannten „KPD“ und „KPD/ML 

Hiermit wird der Schein erweckt 
als ginge ex der Bourgeoisie spe 
ziell um die Liquidierung” dieser 
Organisation. Die Tücke dieses Ma- 
mövers besteht in dem Versuch der 
Bourgeoisie, bei anderen linken Or 
ganisationen die Illusion zu erwek 
ken. sich selbst durch fragwürdige 
Abgrenzungen aus dem Schußfeld 
der Ilegalisicrungskampagne ent 
ziehen zu können, 

Das Vorgehen der Gewerk 
schafisführer (hier vor allem die 
og. „Antikommunismus-Beschlüs- 
=”) indes zeigt, dab al | e 
einflußreicheren kommunk tischen 
und sich so nennenden Organisa- 
tionen Ziel der Zerschlagungskai 


pagne der Bourgeoisie sind, Aus 
drücklich werden 


KPD", "KPD/ 
is-Gruppen, Kom- 
munistischer Bund sowie der 
schwäbische KABD in den Ant 
‚kommunismus-Beschlüssen der 1G- 
Metall und IG-Druck und Papier 
in einen Topf geworfen. 

Dasselbe zeigt sch in den lokal 
und regional verbreiteten Antikom- 
munistischen Hetzschriften und be- 
kannigegebenen _„Ausführungsbe 
stimmungen” obiger „‚Antikommu- 
nimus-Beschlüsse”" durch einzeine 
‚werkschaftsführungen. Hier wird 
der Katalog. beiroffener Organiss- 
tionen noch um eine Reihe weite- 
ter lokal oder beirieblich bedeuten 
der linken Gruppen erweitert 

Ausgenommen bei dieser Kam- 
pagne werden derzeit ausdrücklich nur 
die DKP und Ihr nahestehende 
Gruppen. 

Um von Charakter und Ziel der 
Inufenden _ antikommunistischen 


die Kommunisten-Jagd 


Hetzkampagne abzulenken, müssen 
vergleichsweise „harmlose” Yor- 
wände, als „Begründungen” für die- 
3 Kampagne herhalten: 

Der bürgerlichen Presse dient ei- 
ne während des jüngsten Thieu- 
Besuches in Bonn durchgeführte 
symbolische  Rathausbeseizung 
durch Mitglieder und Sym; 
ten der Gruppen „KPD' 
„KPD/ML" als Auslöser einer wi- 
derwärtigen Simmungsmache und 
scharfer Verbotsforderungen, 
‚Blindwütiger Straßenterror”, Zer 
törung „wertvoller Rokoko-Mö- 
bel" _ und „kösibarer Gobelins” 
wird diesen Gruppen zur Last e- 
let. „Argumente" sollen vor 
allem der Verhetzung kleinbürger- 
Hieher Schichten dex Volkes dienen, 

Wisentlich wird dabei in der 
bürgerlichen Preise verschwiegen, 
‚daß a) die materiellen Zerstörungen 
zu Lasten der Wasserwerfer, der 
Äxte und Brecheisen der das Rat- 
haus stürmendert Polizeikomman- 
dos gingen und b) die symbolische 
Besetzungsaktion, verglichen mit 


ähnlichen Aktionen des früheren 
SDS (Sozislistischer Deutscher Stu- 
dentenbund), vergleichsweise harm- 
los waren und absolut keine „neue 
Stufe in der Eskalation der Gewalt” 
‚darstellt (vergl. diverse Rektorats- 
besetzungen an westdeufschen Unt 


besetzungen an westdeutschen Uni 
wersitäten, Erstürmung von „Ame- 
fikaHäusern” sowie Konsulaten 
und Fluggesellschaften faschisti 
scher Staaten, Besetzung von bür 
gerlichen Redaktionen und Theater 
us.um.) 

in dem Maße, wie die bürgenli 
che Presse kleinbürgerliche Schich 
ten des Volkes mit der „blind. 
wütigen Zerstörung von Rokoko- 
Möbeln”, usw, usw. verheizen will, 


versuchen die Gewerkschaftsführer 


werkschafts-Opposition! 
werkschaftsLinke einzuschüchtern. 

Kühn wird behauptet, daß alle 
‚nnten Organisationen 
r gemeinsam tragen”, 
Obgleich den Gewerkschaftsführern 
bestens bekannt ist, daß das „Kon- 
zept RGO” nur von der „KPD" 
und „KPD/ML", also den beiden 
Gruppen mit der vergleichsweise 
geringsten betrieblichen und ge- 
werkschaftlichen Verankerung, 2.21. 
propagiert wird. Ausdrücklich gren- 
zensich alle anderen Organisationen 
von diesem Konzept ab. Die Praxis 
zwingt, daß diese Abgrenzung zwar 
politisch notwendig,aber keineswegs. 
geeignet ist, die Mitglieder der eige- 
nenOrganisation vor Gewerkschaft 
ausschlüssen und anderen Repre» 
salien (Funktionsverbot eic.) zu 
schützen, 

Sowenig wie es der bürgerlichen 
Presse um den zukünftig beweren 
Schutz von Rokoko-Möbeln geht, 
sowenig macht den Gewerkschafts- 
führern das Phantom der RGO ei 
haft Sorgen um den Bestand der 
Einheitsgewerkschaften. 

Deutlich wird, daß mit den bar 
gerlichen Behauptungen von „Dlind- 


wütigem Straßenterror“ und „Spal- 
tung der Gewerkschaften“ (durch 
RGO und ähnliches) tatsächlich nur 
kommunistische Arbeit in Betrieb 
und Gesellschaft diffamiert und kr 


schlagen zu können, 
Vor einigen Jahren noch genos- 
sen Aktionen und Arbeit radikaler, 


außerparlamentarischer _ Strömun- 
gen und Gruppierungen den teilwei- 
sen Schutz der liberalen und sozial- 
demokratischen Presse und öffent- 
lichen Meinung durch eine mehr dif- 
feronalerte Berichterstattung. 

In diesem Punkt hat es einen 
Freie Sat hate, 

der ‚Hetze gegen kommunist 
sche Arbeit und Propaganda werden 
die Unterschiede zwischen di 
rechtsradikalen und der „Jinkslibe- 
ralen‘“ Presse immer geringer, 

Die zumindest in diesem wichti- 
gen Punkt deutlich gewordene 
„Gleichschaltung“ der gesamten 
Bürgerlichen Berichterstattung de- 
monstriert einen deutlichen Sieg der 
faschistoiden Hetze der Bourgeoisie, 
wie sie 2.B, zur Zeit der Studenten- 
ünruhen in der BRD in dieser Form 
im wesentlichen nur von Springers 


Schmierblättern und Straußens 
Bayernkurier getragen wurde. 

Das „Zusammenrücken“ der bür- 
gerlichen Presse demonstriert gleich- 
zeitig eine stärkere Frontstellung 
dieser Kräfte gegen aufkeimende 
neue Elemente der Arbeiterbewe- 
gung der BRD, 

Die profilierte „linke“ Zeitschrift 
„konkret“ schießt in der antikom- 
munistischen Hetzkampagne gar in 
trauriger Weise den Vogel ab. Im 
Stil der Faschisten, die ihre Opfer, 
bevor sie diese physisch vernichten, 
psychologisch fertig machen, als 
„Häuflein Elend“ darstellen usw., 
zieht. diese Zeitschrift mit fiel er- 
fündenen Geschichten über einzelne 
führende Mitglieder der sog, „KPD“ 
"her. An diesen als Fortsotzungsge- 
schichten  aufgemachten Artikein 
zeigt sich die ganze Verkommen- 
heit von großen Teilen der linken 
Sozialdemokratie, 

Kaum besser — in einzelnen Fäl- 
Ten sogar schlimmer — betreiben die 
sozialdemokratischen Gewerk - 
schaftsführer ihre anikommunisti- 
sche Hetze in Betrieb und Gewerk- 
schaft. Es genügt ihnen nicht, kom- 
munistische und klassenbewußte 
Kollegen aus betrieblichen und ge- 


werkschaftlichen Gremien (z.B. Be- 
triebsrat, Vertrauenskörper usw.) 
zu liquidieren, sie an die Geschäfts- 
leitung zwecks fristloser Kündigung 
auszuliefern, sie gleichzeitig aus der 
Gewerkschaft auszuschließen und 
ihnen damit jeden-Rechtsschutz zu 
nehmen. Es genügt ihnen nicht, 
ganze gewerkschaftliche Gremien 
aufzulösen (z.B. den Vertrauens- 
körper bei Reichhold in Hamburg, 
mehrere Kreis-Jugendausschüsse in 
Niedersachsen, usw.) und mit -An- 
drohung solcher Maßnahmen andere 
Gewerkschafter sich gefügig zu ma- 
chen, 

Die _Gewerkschaftsführer sind 
mittlerweile dazu 
‚öffentlich ganze Belegschaften von 
). Hoesch, usw.) 


durch maß- 
volleres Verhalten „zurückzugewin- 
nen“.Sie sind inzwischen dazu über- 
gegangen, wie z.B. in der Hambur- 
ger IG Chemie, antikommunistische 
Hetzschriften zu verteilen, deren 
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Preissteigerungen - 
eine Waffe des Kapitals 


Zweimal bereits gab es in Deutsch. 
land eine Inflation, beidemal als Fol 
ge einen Krieges und beidemal wurde 
sie gezielt und bewußt durchgeführt. 
Einmal (1923) um sich auf Kost 
von Millionen. kleiner Leute der 
Kriegsschulden zu entledigen und 
um die Reparationen an die Sieger- 
mächte herumzukommen, was je- 
doch nicht gelang. Die zweite 
tion von 1948 („Währungsreform”) 
diente dazu, die Besitzer von Waren 
und Produktionsmitten wieder in 
‚die alte Stellung zurückkehren zu 
lassen und Deutschland wirtschaft 
ich und politch zu spalten. 

Die heutige fortschreitende Geldent- 
wertung ist 

zur Senkung des Resllohns der Ar- 
beiterklasse, der übrigen Werktätigen 
und der Rentner und ist daher auch 
‚eine Erscheinung. die ausschließlich 
In kapitalistischen Staaten vor. 
kommt. In den RgW-Ländern und 
den sozialistischen Ländern (China, 
DRV, Nordkorea) sind. die Preise 
suabil 

Eu gibt gewisse ökonomische Gene 
20 des Kapitals, die der Inflation zu- 


wrunde liegen. She dürfen aber nicht 


den Blick dafür verschließen. daß das 
konkrete Ausmaß der Inflation letzt 
lich von politischen Entscheidungen 
des Kapltals und seiner Regierung 
bestimmt wird. Die Bourgeobie wi- 


In diesen Artikel sollen die konkre 
ton Ursachen der jetzigen Preisteige- 
nungen klarpelegt werden, Ea wird 
auf die leologie der Kapitalnten 


eingeganen, die die Kapktalisten in 
‚diesem Zusammenhang verbreiten. 
um die Arbeiterklasse vom Kampf 
dagegen abzuhalten und wie le sich 

in Arbeitsteilung mit der Gewerk- 
schaftsführung — konkret verhalten, 
um zu verhindern, daß die wachsen- 


‚den Abbau des Reallohns in Streiks 
yrößeren Ausmaßes ausbricht 


Inflation - ein Mittel zur Sen- 
kung des Reallohns 


Wieschon in den Jahren 1968/69 


muß die westdeutsche Arbeiterklame 
die Irfahrung machen, daß der 


Aufschwung voll) auf 

Rücken aungelragen wird. 
Profitexpandon. wird durch 
miraten und sowohl 
auch indirekten 
Lohn real ge 


Die Inflationsraten sind un- 
‚schiedlich, aber besonders hoch in 
den Warengruppen, die die Arbeiter 


schaftliche 
ihrem 


senkt 


Mieten. Schon allein diese unter: 
schiedlichen Inflatlonsraten zeigen, 


hiche Gesetzmätligkeit” "Ist, at 
nichts zu ändern ist oder die nur „aus 
dem Ausland importiert’ ist. Sie it 
eine Waffe der Kapıtalisten in ihrem 
Kiassonkampf gegen die Arbeiter 
klasse, Während der Abschwungpha- 
m des Konjunktursyklus vernicht 
bürgerliche Prese immer dei Ar 
beiterklasse einzureden, Lohnerhö- 
hungen würden die Wirtschaft nur 
noch welter „belasten“, den Ab- 
schwung beschleunigen, die wirt 
schaftliche Situation ınagesamt und 
damit ihre eigene Lage als Arbeiter 
verschlechtern und, für die Sicher 
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Angumentationsmuster deutlich bei 
den Publikationen der NSDAP ab- 
geschrieben sind. 

Das Ausmaß dieser Kampagne 
zeigt, daß es der Bourgeoisie keines- 
wegs nur um die Li ‚kom- 
munistischer Arbeit geht. Wenn auch 
die kommunistischen und. sich so. 
‚nennenden Organisationen von der 
derzeit laufenden antikommunisti- 
schen Kampagne der Bourgeoisie. 
direkt und unmittelbar betroffen 
sind, und erst recht getroffen werden 
von den zukünftig zu erwartenden 
Maßnahmen des bürgerlichen Staats- 
apparates (Polizei, Justiz, Verlas- 
sungschutz. eic.), 30 gehl es der 
Bourgeoisie doch nicht nur um die 
Liquidierung der direkt genannten 
Organisationen. 

Diese Organisationen bestehen 
zumeist schon seit Jahren, und die 
Politik einzelner Gruppierungen der 
linken außerparlamentarischen Op- 
‚position waren weiß Gott schon 
äbenteuerlicher als das heute z.T. 
noch der Fall ist und hätten somit 
der bürgerlichen Presse, den Ge- 
werkschaftsführungen und dem 
Staatsapparat schon früher weit bes- 
sere Vorwände liefern können, wenn 
es der Bourgeoisie schon seinerzeit 
um eine solche Kampagne gegangen 
wäre, 

Die wirtschaftliche Entwicklung 
steuert international auf eine Krise 
zu, was sich im allgemeinen Wäh- 
rungsverfall und der allen kapitali- 
stischen Staaten einbeziehenden In- 
Nation, den ständigen Währungs- 
krisen, usw. deutlich zeigt. 

Unter diesen Bedingungen ver- 
stärken die Kapitalisten überall den 
Druck auf die werktätige Bevölke- 
rung, die diese Entwicklung in Form 
der Senkung ihres Lebensstandards. 
und der Einschränkung ihrer polit- 
schen Rechte zu spüren bekommt. 

Zwangläufig führt diese Ent- 
wicklung zu immer breiteren Pro- 
testbewegungen der Arbeiterklasse 
und anderer betroffener Teile des 
Volkes. 

In Westdeutschland hat. dieser 


erreicht. Den- 
ist er in letzter Zeit immer 
stärker hervorgetreten. 

So u.a. in der übergroßen Streik- 
bereitschaft der Industriearbeiter 
allerBranchen, den „wilden“ Streiks 
und selbständig durchgeführten De- 
monstrationen und Aktionen von 
Metall-, Druck- und Chemiearbei- 
tern in diesem Jahr, Sc in den Urab- 
stimmungen nach gelaufenen Tanif- 
runden, in denen insbesondere die 
Belegschaften der Großbetriebe den 
Gewerkschaftsführern ihre Gefolg- 
schaft versagten (Stahl und Druck). 
So in den zunehmenden Protestak- 
tionen der Bevölkerung gegen die 


tionen direkt vorgeknöpft, Gleich- 
zeitig MB die bürgerliche Presse 


aber keinen Zweifel daran, daß 
sich grundsätzlich der Schlag gegen 
alle das herrschende System be- 


kämpfenden Gruppen richtet. Da- 
mit soll 1.2, bezweckt werden, daß 
die noch nicht unmittelbar im 
Schußfeld stehenden Organisationen 
in opportunistischer Weise zurick- 
weichen, 

Für die Kampagne gegen die 
direkt betroffenen Organisationen 
— also in diesem Fall „KPD“ und 
„KPD/ML“ — wählt die Bourgeoisie 
Vorwände, von denen sie eine Ab- 
grenzung anderer kommunlstischer 
und sich s0 nennender Organisatio- 
‚nen erwarten darf, 


$o hat die Bourgeoisie richtig 
eingeschätzt, daß. die symbolische 
Besetzungsaktion des Bonner Rat- 
hauses und die Demonstration gegen 
den Breschnew-Besuch von anderen 
Gruppen und Organisationen zumin- 
dest für taktisch unklug gehalten 
wird, Gerade auch darum mußten 
der Bourgeoisie diese Aktionen als 
günstiger Ansatzpunkt für ihre in- 
fame Hotzkampagne erscheinen, 

Tatsächlich aber richtet sich der 
Angriff der Bourgeoisie gegen den 
Marxismus/Leninismus, bzw. wis- 
senschaftlichen Sozialismus, zu dem 
die betroffenen Gruppen ein Be- 
kenntnis abgelegt haben und das sie, 
wenn auch in noch so verzerrier 
Weise, in ihre Politik umzusetzen 
sich bemühen. Das Bekenntnis zum 
Marxismus/Leninismus ist jedoch 
allen kommunistischen und sich so 
nennenden Organisationen gemein. 

Der Bemühung der Bourgeoisie, 
im Laufe ihrer Vernichtungsstrate. 
ie gegen die linken Gruppen die ge- 
samte Bewegung weiter auseinander- 
fallen zu lassen, muß aktiv entgegen- 
getreten werden, 

Das solidarische Zusammenste- 
hen aller grundsätzlich betroffenen 
Gruppen wird zum unmittelbar 
praktischen Problem des Marxismus- 
Leninismus in der Arbeiterbewe- 
gung. Es darf der Bourgeoisie nicht 
unnötig leicht gemacht werden, eine 


| zerschlagen. 0. 


kapitalistische Wohnungspolitik. 80. 
in den sich häufenden Schüler- und 
Elterndemonstrationen, den Protest- 
aktionen von Lehrern, Beamten und 
Bauern. So in spontanen Protestak- 
onen der Hausfrauen gegen sich 
gende Preise, 

Die jetzt laufende antikommuni- 
stische Hetzkampagne der Bourgeot- 
ie zielt darauf ab, diese in Zukunft 
frag)os breiter und tiefer werdende 
Protestbewegung von Teilen des 
Volkes in Bahnen zu lenken, die 
ihrer Herrschaft über Staat und Ge- 
sellschaft nicht gefährlich sind. In 
diesem Sinn verucht die Bourgeoi- 
sie schon heute alle Gruppen, von 
denen sie befürchten muß, daß sie 
‚den Kampf des Volkes organisieren 
und ihm eine klarere Stoßrichtung 
geben könnten, auszuschalten, noch. 
bevor. die inen und sponta- 
nun Kämpfe der Bevölkerung ein 
Ausmaß erreicht haben, wo dies 
nicht mehr so leicht ist, 


Solidarität notwendig 


Die Bourgeoisie wird versuchen. 
ein. Verbot kommunistischer und 
sich 40 nennender Organisationen in 
inet Weise druchzuführen, die nicht 
den revolutionären Zusammen- 
‚schluß, sondern dan weitere Ausein- 
anderfallen der Bewegung begünstigt. 
‚Gemäß dieser Taküik richtet sich 
die Hetzkampagne der bürgerlichen 
Presse und das Vorgehen des Siaats- 
apparates nicht gegen alle Organisa- 
tionen zugleich, sondern es werden 
nach einer Art Salamitaktik 1.21. 
noch Immer nur einzelne Organisa- 


linke Gruppe nach der anderen zu 


linke Gruppe nach der anderen zu 
zerschlagen. e 

Die größte Gefahr besteht darin, 
daß einzelne Gruppen diese Solidari- 
tät verletzen und in opportunisti- 
scher Weise vor den Angriffen der 
Bourgeoisie zurückweichen. In die- 
‚sem Punkt gibt es innerhalb der lin- 


jüngste Versuch des Ki 
mistischer Bund Brem 
&ffamierender Weise in den Chor 
‚der antikommunistischen Propagan- 
da gegen die „KPD“ einzureihen. In 
einer Erklärung des ZK des KBB 
werden die bürgerlichen Lügen über 
die Zerstörung von „Rokoko-Mö- 
bein“ usw. durch die „KPD“ über- 
‚nommen und dieser Gruppe „Van- 
dalismus“ _ bescheinigt, Di 

KPD“ wird mit einer „fand; 
den Horde“ verglichen, dir 
sinnlos ein Rathaus demoliert”, um 


‚dadurch „ihr penönliches Mütchen 
zu kühlen“, 

Das ZK des KBB geht sogar noch 
einen Schritt weiter, indem es der 
Bourgeoisie „Großmut” bescheinigt, 
weil diese nicht auf die Genossen 
der_ sog. „KPD“ geschosen habe, 

Die DKP als Partei ist in der lau- 
fenden antikommunistischen Kam- 
pagne der Bourgeoisie kein poten- 
tieller Bündnispartner der verfolg- 
ten Demokraten und Kommunisten. 
Wenn auch die CDU und die ihr 
nahestehende Presse nicht müde wer- 
den zu betonen, daß ein „Verbot 
der DKP" ebenfalls ins Auge gefaßt 
werden muß, s0 zeigt sich doch, 
‚daß weder die Regierung der BRD, 
noch die Landesregierungen, noch 
der Stantsapparat, noch die Gewerk- 
schaftsführungen gegenwärtig gewillt 
sind, die DKP zum jetzigen Zeit- 
punkt ebenfalls zum Ziel ihrer Hetz- 
kampagne zu machen, Die Gewerk- 
schaftsführer nehmen die DKP so- 
tar oft ausdrücklich von ihrer Kam- 
Pagne aus. 

Darin kommt unserer Meinung 
nach nicht zum Ausdruck, daß 
nicht auch die DKP zu einem spä- 
teren Zeitpunkt durch eine Neuauf- 
lage des KPD-Verbots von 1956 
von. Verbot und Zerschlagung be- 
droht wäre. Das wird auch bestätigt 
durch Außerungen der CDU/CSU 
des NRW-Innenministers (FDP) und 
der reaktionären Presse (FAZ, 

‚Weit die die angebliche 
‚Verfassungsfeindlichkeit“ der DKP 
betonen. 

Durch die Herausnahme der DKP 
aus den unmittelbaren Angriffen 
versucht die Bourgeoisie vielmehr, 
eine breitere Abwehrfront der Lin- 
ken, die DKP eingeschlossen, zu 
verhindern. Andererseits spielt die 
DKP für die Gewerkschaftsführer 
eine nicht unbedeutende Rolle bei 
der Liquidierung der „Maoisten“ 


in der Gewerkschaft, 
Die dennoch aufrechterhaltenen. 
Verbotsdrohungen — rochen 


durch CDU und die ihr nahestehen- 
de Presse — sollen 
Rechtswendung dieser 
‚kenmund die DKP zu immer übleren 
„Abgrenzungen“ von den Kommu- 


Riten — warenlasnan 2 


„Abgrenzungen” von den Kommu- 
veranlassen. 


Ai 
DKP ihrerseits geht auf die 
geschickte Taktik der Bourgeoisie 
in der Weise ein, auf der einen Seite 
‚nicht müde zu werden, ihre Treue 
zu Grundgesetz usw. zu beteuern 
und andererseits auf die links von 
ihr stehenden Organisationen ein- 
zudreschen. Für diese Zwecke greift 
sie dankbar alle Lügen der bürger- 
lichen Presse über die sog. „KPD“ 
und andere Organisationen auf 
‚Trotz scheinheiliger Abgrenzungs- 
versuche gegen bestimmte Maßnah- 
men des Staatsapparates (fegen 
kommunistische Organisationen) 
kann diese Partei ihre Schadenfreu- 
de über die bevorstehende Liquk- 
dierung kommunistischer Organise- 
onen nicht verbergen. Ist es doch 


ihr Ziel, wie ihre Führer immer wie- 
der betonen, die Basis kommuni- 
scher Organisationen für den eige 
ıen Parteiladen einzusacken. Fr 


Polizei gegen "Kommunisten 


‚Am 15. Mai wurde ein großer 
Polizei-Schlag gegen die sogenannte 
„KPD“ und mehrere ihr naheste- 
ende Organisationen — wie eıwa 
der „Kommunistische Studentenver- 
band“ und die „Liga gegen den Im- 

us" — geführt, 
Peron. Wohnungen und nke 


in, Bonn, 
Frankfurt und Köln wurden durch. 
sucht, wobei u.a, große Mengen 
er giers Ic 
Polizeh ; 
In Dortmund wurde ein füh 
des Mitglied der „KPD“, Jürgen 
Horlemann, festgenommen, Gegen. 
einen weiteren, Christian Semler, 
besteht Haftbefehl, 

Das Vorgehen der Polizei stitzt 
sich auf die Behauptung, daß die 
SKPD" eine „kriminelle' Verein 
dung“ wi. 

Dieser Schlag des Stantaapparats 


seit. mehreren Wochen direkt 
zu erwarten. Schon nach der „De 
setzung” des Bonner Rathauses Mit- 
te April waren mehrere Hausdurch- 


bei „KPD” und „KPD/ML" stehen 
bleiben wird, sondern dab der An- 


griff sich gegen die gemmie revo- 
Intionäre Linke richtet. [ 


re See ne ent 


los vergrößern sich hier Ihre Chan» 
en bei Verbot und Zerschlagung 
dieser Gruppen. 

Im Boreich der Gewerkschaften 
unterstützt die DKP vorbehaltlos 
das Vorgehen der Gewerkschafts- 
führer gegen Kommunisten und klas- 
senbewußte Arbeiter. Applaudierend 
druckt sie die Antikommunismus- 
Beschlüsse der IG-Metall in ihren 
Zeitungen nach, 

In München wirken ihre Mit- 
glieder an Ausschlußverfahren in der 
IG-Druck und Papier mit, In Ham- 
burg, verteilt die DKP Pamphlei 
mit denselben antikommunistischen 
Unterstellungen wie, die Ge 
schaftsführer („Der Kampf 
gegen die Gewerkschaftseinhei 
Flugblatt vor dem Hamburger Chi 
miebetrieb Beiersdorf). In Dort- 
‚mund läßt die DKP Flugblätter an 
die Arbeiter verteilen, die Mitglie- 
der der sog. „KPD“ mit den „Schlä- 
gerbanden der SA” vergleichen. Die 
Reihe dieser Beispiele läßt sich be- 
liebig fortsetzen, 

Trotz dieser Haltung der „offi- 
ziellen“ Partei, die durch enispre- 
chende innerparteiliche Verhetzung 
derzeit auch fraglos von der Mehr- 
heit der Mitglieder geteilt wird, 
sollten die Kommunisten nicht ver. 
säumen, im Gespräch mit den DKP- 
Kollegen in Beirieb und Gewerk- 
schaft darauf hinzuweisen, daß sich 
die laufende _antikommunistische 
Hetzkampagne der Bourgeoisie letzt- 
lich und prinzipiell auch gegen die- 
se Partei richtet, worin auch die 
notwendige Solidarität innerhalb der 
Arbeiterlinken begründet wäre. 

Insgesamt zeigt sich auf der Lin- 
ken einschließlich einiger kommuni- 
stischer Gruppen eine allgemeine 
Tendenz des opportunistischen Zu- 
rückweichens vor den Schlägen der 
Bourgeoisie, ein Verfall der gerade 
in solchen Zeiten besonders not- 
wendigen Solidarität. Bis zu einem 
gewissen Grad sind solche Situatio- 
nen für die linken Gruppen und 
Organisationen eine „Feuerprobe“, 
an der sich zeigen wird, was wirk: 
lich in ihnen steckt und wohin sie 
bei noch stärkeren Schlägen der 
Bourgeoisie treiben wird, 


Es wird sich zeigen, inwieweit 
die früher abgelegten Bekenntnisse 
zur proletarischen Solidarität ernst 
gemeint oder auch damals schon 
bloße Lippenbekenninisse waren, 
mit denen sich bestimmte Führer 
der Bewegung schmöckten, als dies 
noch keinerlei Konsequenzendn der 
Praxis nach sich zog 

Verfehlt wäre es, wenn die Kom- 
munisten müßige Spekulationen an- 
stellten, zu welchem konkreten Zeit- 
punkt ein unmittelbares Verbot der 
verschiedenen Organisationen erfok- 
gen wird. Festzustellen 
genen, daß die Bourgeoisie, ohne 
von. irgendwelcher Seite nennens- 
werten Widerstand erwarten zu müs- 
‚sen, bereits heute jederzeit ein Ver- 


zeigt in der laufenden Hetzkam- 
pagne deutlich, daß.die Bourgeoisie 
von dieser Seite wesendlich nur Be 
fall_ beim Kommunistenverbot er- 
warten darf. Dasselbe gilt selbst- 
verständlich für die Gewerkschafts- 


N. 

Esist lediglich als kindisch zu be« 
zeichnen, ‚wenn einzelne Führer 
‚kommunistischer oder sich so nen- 
nender Organisationen mit „‚Arbek“ 
termassendemonstrationen" ” der 
Bourgeoisie „drohen“ für den Fall 
eines Verbols ihrer Organisation, 


Solche ‚kraftmelerischen Sprüche 
dienen bestimmten Organisationen 
‚als selbst verabreichte Betäu- 


zeinen Fällen vielleicht ein durch- 
aus nennenswerter Teil von Arbei- 
ern beim Verbot bestimmter Orga- 
nisationen eine gewisse Empörung 
zeigt, so wird diese keineswegs aus- 
reichen, die betreffenden Organisa- 
tionen wirkungsvoll zu schützen. 

Längerfrisig jedoch steht heute 
für die Kommunisten in der BRD die 
Situation günstiger als 1956 beim 
Verbot der KPD, Wenn auch die 
KPD vor °56 und danach einen we- 
sentlich erfahreneren Kaderstamm 
hatte als das heute bei den kommu- 
nistischen Organisationen der Fall 
ist, wenn sie auch sozusagen mit 
der DDR über ein Hinterland ver- 
fügte und von dort aus zu operie- 
ren imstande war und von dort auch 
materiell und finanziell entschei- 
dend gestützt wurde, so war diese 
Partei doch insgesamt mit einer ab- 
fallenden Linie der Klassenkämpfe 
konfrontiert, 

Dies und der beginnende Revi- 
sionismus, der die Partei von innen 
immer stärker zerfraß, ließ die KPD 
endgültig scheitern. Heute dagegen 
ist eine Entwicklung sichtbar, die 
auf eine z.T. rasche Verschärfung 
aller gesellschaftlichen Widersprüche 
und damit auf eine ansteigende 
Linie in der Entwicklung der Klas- 
senkämpfe hinweist. 

Die Geschichte der Arbeiterbe- 
wegung beweist, daß die Kommu- 
nisten auf dieser Grundlage bestehen 
können und zumeist nach einigen 
‚Jahren quali quantitativ 

ah, 


der Kommunisten nach ihrerlllege 
lisierung nicht gradlinig fortentwik- 
kein, sondern es ist damit zu rech- 
nen, daß es kurzfristig erhebliche 
Rückschläge geben kann, die zwei 
felos auch einzelnen Organisationen 
das Genick brechen werden. Dies 
gt vor allem für Gruppen, die die 
Frage eines möglichen Verbois in 
‚einem überschaubaren Zeitraum all- 
Zu leichtfertig behandelt haben. 

In jedem Fall kteht fest, daß es 
‚der Bourgeoisie nicht gelingen wird, 
angesichts der auf sie zukommenden 
gesellschaftlichen Entwicklung mit 
einem Kommunistenverbot ihr ei- 


bot. aussprechen und auch durch- 
setzen kann. 

Das Verhalten der jeweils linken 
Flügel von SPD und FDP sowie der 
auf diese Kräfte orientierten Preme 
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gentliches Ziel zu erreichen, näm- 
lich die künftigen Klassenkämpfe 
im Griff zu behalten. Es sind die 
‚objektiven Faktoren selbst, die die- 
sen Versuchen entgegenstehen. I 
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Kampf dem Kommunistenverbot ! 


In diesem Artikel soll nochmals un- 
ser Standpunkt au einigen Fragen 
zusammengefaßt. werden, die mit 
‚dem vom Staat vorbereiteten Kom« 
munisten- Verbot im Zusammenhang 
stehen. Vieles davon haben wir an 
der einen oder anderen Stelle schon 
früher gesagt, Das unmittelbare Be- 
vorstehen schwerer Schläge von Sel- 
ten des bürgerlichen Staates macht es 
aber besonders erforderlich, daß in 
der kommunistischen Bewegung die- 
se Fragen mit dem Ziel der Klarheit 
und Einheit diskutiert werden. 


„Wir sind die größten 


Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
sind in erster Linie die „KPD“ und 

KPD/ML" die Zielscheibe der 

ie 

de Gruppen strengen sich an 
daraus den „Beweis“ zu konstr 
ren, daß sie von der Bourgeoisi für 
den „gefährlichsten” Gegner gehal 
en Werden. Damit wiederum soll 
„bewiesen werden, daß ihre jewei 
ige „Paftei" die von der Bourgeoßie 
anerkannte „Partel der Arbeiterklar 
sc 

Soschreibt die 
Ko“ 
Durch ein Verbot-und Verfok 
ungımaßnahmen will man die Stim 
me der KPD zum Schweigen brin 
en, dienunmehr seit drei Jahren (1) 
die konsequenteste antikapitlist- 
che und antlimperilisische Kraft 
in der BRD und Westberlin der 
stellt...” ARE 16. 5. 73) 
Die „KPD“ ist also nicht nur die 

„konsequenteste. ww. uf, sie 
Ist dies auch schon seit ihrer Grün- 


Rote Fahne“ d 


‚Konsequenteste. 
ist dies auch schon seit Ihrer 
dung vor drei Jahren, Wahrlich be- 
merkenswert, 
lm „Roten Morgen” der 
‚KPDAML" Ienen wir 
„Der Hauptfeind der Bourgeoisie int 
Immer diejenige Partei, die die Ar 
beiterklasse anführı in ihrem Kampf 
um die Befreiung aller Werkiduigen, 
In ihrem Kampf um den Soziallımws 
Kein Wunder, daß sich in letzter 
Zeit die Angriffe auf die Organise- 
tion, auf die bolschewistische Par- 
tel, auf die KPD/Marxisten-Lenin! 
sten, häufen.“ (RM, 22. 11.71) 
„Heute soll dieser Paragraph (k: 
minelle Vereinigung — Anm. des AK) 
I erster Linie (1) gegen die Partei 
des Proletariats, die KPD/MI, ange- 
wendet werden.“ (RM, 5. 5. 73) 
Nachdem die „Parieien” in der 
Praxis nichts vorzuweisen haben, 
was ihre permanente Selbstbeweih: 
räucherung rechtfertigen würde 
kommt „Hilfe“ vom Staatsapı 
Wenn die „Parteien“ schon nicht von 
den Arbeitern im Klassenkampf als 
„revolutionäre Avanl 
kannt ist, so 
die Bourgeoisi 
fährlichkelt der „Parteien“ richtig 
sinzuschätzen, Nach der Devise: die 
Bourgeoisie greift uns an, also sind 
wirdie Avantgarde, denn sonst wüt. 
de die Bourgeolsie uns ja nicht an- 


reifen etc... 
Die Unehrlichkeit dieser Behaup- 
tungen liegt auf der Hand, 1970 hat 


die_Bourgeoisie den Hellelberger 
SDS verbieten lassen, und 1972 hat 
sie die „„RAF" zerchlagen lassen, 
Daran 
zu Recht durchaus nicht 
folgerung gezogen, dad etwa SDS 
oder „RAF“ der gefährlichste Gi 
ner der Bourgeoisie wären, Aval 
garde der Arbeiterklasse, Alleininha- 
ber der „korrekten Linie‘ 
Für sich selbst jedoch 
ziehen sie ständig diesen Kurzachluß, 

Die Solidarität Innerhalb der 
kommunistischen Hewogung, aber 
auch die Verbundenheit mit der 
Arbeiterbewegung wird. durch. di 
indische Beharren auf der eigenen 
Ausschließlichkeit und alles Oberra 
genden Größe erheblich genchwächt 

‚Um ihren oigenen Ampruch 
aufrechtzwerhalten, sind die „Pi 
telon“ geradvau. „aszwungen”, die 
Angriffe auf. andere Organim 
Klonen geflisuntlich au übersehen 
oder herunterauspielen., 

Nach dem PollaekSchlag gegen 
die „KPD“ und ihr nahestchende Or- 


tionen am 15. 5. verbrei 

„KPD/ML“ z.B. in Hamburg ein. 
lugblatt, in dem es hieß; 

„Mit Polizei und. Klassenjustiz 
‚geht sie (die Bourgeoisie — Anm. 
AK) gegen die KPD/ML, und (!) an- 
dere kommunistische Organisatio- 
'nen wie die Gruppe KPD vor..." 

Von den konkreten Angriffen, 
die sich eben in diesem Fall tat- 
sichlich gegen die „KPD“ richteten, 

kein Wort, Kein Hinweis z.B, auf 
die Verhaftung des Genossen Horle- 
mann. Und im selben Flugblatt 
„„.Darüm sind auch alle Demonsıra- 
tionen der KPD/ML gegen den 
Breschnew-Besuch in Nordrhein. 
Westfalen verboten..."" Daß auch di 
Demonstrationen der „„KPD" verbo- 
ten sind, wird nicht erwähnt. Wozu 


v 


munisten sollten all das sein, selbst- 
los, opferbereit” usw. Und vor al 

lem „offenherzig und ehrlich”, was 
Mao an die erste Stelle setzt. Und 
gerade mit der Ehrlichkeit hapert 
es bei diesen Revolutionären der 
Phrase doch schr. Sie haben 
alle diese guten Eigenschaften von 
vornherein, w.& 11 sie eben Kom- 
munisten (die einzig wirklich wasch- 
„schten“‘) sind, 

Die Selbstbeweihräucherung der 
„Parteien” (wie natürlich auch ver- 
schiedener Zirkel) offenbart auch, 
welche Einstellung sie zur Arbei- 
terklasse haben. Faktisch stel- 
len eigene Gruppierung in 
allem ü 
Und das merken di 


'Zu dritt auf einem bereits am Boden liegenden Demonstranten herumprügeln 
= typisch für den brutalen Poli zeieinsatz in Dortmund 


Zu arm auf einem bereits am Boden liegenden Demonstranten herumprügeln 


— typisch für den brutalen Poli zeieinsatz in Dortmund 


Auch? un 
Umgekehrt ignorlert die „KPD“ 
schr weitgehend Angriffe auf andere 
Organisationen. oder einzelne Ihrer 


Id ist immer damelbe: Die 
reift UNS an = andere 
‚natürlich „auch“, aber UNS am aller- 
isten, weil WIR die Allerkorrek- 
testen und Allerwichtipsten sind, 
ime Folge ist, dal die 
* dazu neigen, sich dann 
e unsolidarisch gegenüber an- 
deren Organisationen. zu verhalten. 
Die andere Folge it, daß um- 
gekehrt die Solidarität anderer ( 

ganisationen mit den „Parteien“ er 
schwert wird. Denn es ist einfach 
politisch unerfreulich, Aktionsein. 
heiten mit Leuten einzugehen, die 
in erster. Linie darauf bedacht sind, 
sich selbst kräftig herauszuputzen, 
und die dabei auf getroffene Abm; 

‚chungen kaum Rücksicht nehmen. 


Hugblätter dieser Machart (zwei 
schlicht, zwei kraus) erhalten oder 
zufällig wol. eine Demonstrations- 
rede der /erber mitan- 
hören müssen. Und gerade in dieser 

sind doch die Arbeiter mit 
ußerst mißtrauisch. Mit die- 


ser Sorte von „selbstlosen Vertre- 
tern der Arl nieressen“ eie 
haben die Arbeiter ihre Erfahrungen. 
Hinter den „selbstlosen“ Phrasen 
schen die Arbeiter schr deutlich den 
nackten Egoismus und Größenwahn, 


der in der Selbstbeweihräucherung 
zum Ausdruck kommt. 

Das ist freilich mehr als eine Frage. 
allzu aufdringlicher und plumper 
Formulierungen. Wir können den 
Genossen nur empfehlen, ihre g € 
samıc Einstellung zur Arbeite 
klasse gründlich und selbstkritisch 
zu überprüfen. Kommunisten sollten 
der Arbeiterklasse dienen, nicht et 


wa umgekehrt 


Bekanntlich weicht die Einschät- 
zung des Kommunistischen Bundes 
von der der meisten anderen kom- 
munistischen Organisationen ab, 

Wir gehen davon aus, daß die 
Arbeiterbewegung einer Offensi 
der Bourgeoisie _gegenüberstel 
Diese Offensive umfaßt sowohl den 
Angriff auf die materielle Situation 
der Arbeiter (Lebensstandard) wie 
auch auf ihre politischen Rechte. 
Die Bourgeoisie betreibt. unserer 
Meinung nach den Ausbau des 
Staatsapßarats und den Abbau poli- 
tischer Rechte vorbeugend. 
D.h. sie ist zu Maßnahmen wie 
Verabschiedung der Notstandsge- 
setze, Verstärkung der Polizei, Aus- 
bau_ des Bundesgrenzschutzes zur 
Bürgerarmee, Verbot kommunist 
scher Organisationen noch. nicht 
unmittelbar durch den 
Stand der Klassenkämpfe gezwun 
gen. Vielmehr trifft sie diese Maß- 
nahmen in einer relativen Schwäche. 
situation der Arbeiterbewegung mit 
Blick auf eine zu künftige 
Verschärfung der Klassenkämpfe 
Daraus ergibt sich für uns die Schluß- 
folgerung, daß die Bourgeoisie zu- 
nächst einmal mit diesen Maßnah- 
men durchkommen wind, 
weil die Arbeiterklasse noch nicht 
in der Lage ist, das Vorgehen der 
Bourgeoisie schon heute. allseitig 
zu begreifen und zu durchkreuzen. 

Im Gegengatz dazu stehen Ein 

igen, die sich durch Begriffe 
revolutionärer Aufschwung“, 
„Haupttendenz Revolution“, „Links 
Wendung der Massen“ und „Arbei 
eroffensive“* fassen lassen. 

Nehmen wir zunächst das Stich- 
wort „Haupttendenz Revolution”, 
das vor allem von der „KPD/ML" 


häufig vorgebracht wird. Die Ai 
wort „Haupttengenz Kevoni 


das vor allem von der „KPD/ML 
häufig vorgebracht wird. Die An- 
wendung dieses Stichworts ist im 
nationalen MarAufruf 1973 der 
‚„KPD/ML” gut zu beobachten. Zu- 
erst wird allgemein die Aussage ge- 
macht: „Weltweit erleiden die bei- 
‚den impenalistischen Supermächte 
USA und Sowjetunion Schläge und 


„Kampf heitst die Losung! Überall 
äuf der Welt!" Nun werden einzelne 


Beispiele für Kampf aneinanderge- 
reiht, die von den  „Urwäldern 
Afrikas und Brasiliens” über die 
„Straßen Nordirlands“ bis nach 


Dortmund und Kiew reichen,’ Der 
unterschiedliche Stand der Klassen- 
kämpfe in den einzelnen Ländern 


reduziert sich auf die 
„Kampf überall", Dabei ist es doch 
Sin entscheidender Unterschied etwa 
zwischen den Kämpfen in Indochina, 
dann z.B. in Italien und schließlich 


in der BRD. 


Im Würgegriff wird ein Demonstrant von den Polizisten weggeschleppt. 


Die Genomen nennen das „die 
Partei propagseren”, In Wahrheil ma- 
chen sie das Gegenteil. Sie preisen 
ihren Verein an wie ein neues Wach. 
mittel „mit drei Rot-Machern", Die 
„KPD/ML" etwa preist nich in ihrem 
Nationalen Ma-Aufruf 1973 an 
ib echter (!), disziplinier- 
ter (1). selbstkoser (1), opferberch 
(er!) Revolutionäre", Sie sag 


„Dieso, das heißt eure Partei, 


Int die KPD/ML". Natürlich, Kom: 


® 


Durch die rosa Brille 


Es ist prinzipiell klar: um den 
Kampf wirkungsvoll und letztlich 
erfolgreich zu führen, muß man 
zunächst klare Vorstellungen vom 
Kräfteverhältnis uk 
schen uns und dem Feind haben, 
Andernfalls wird man mit Siche 
heit entweder in „revolutionären 
Amok oder in opportunistischen 
Defätismus verfallen, 


is ist bezeichnend, daß eine 
weitgehend spontanelstische Gruppe 
wie „Lotta Continua” (Italien) In 
ihrer Propaganda genauso vorgeht 
ie die „KPD/ML'”, Typisch dafür 
: Lied, in 
» ‚Die ganze Welt 
von Angola bis Pala- 
stina, ,. Auch die Massen in Europa 
wollen nicht mehr warten — Barri- 
kaden überall: von Burgos (Spanien) 
bis Szezecin (Polen) — und auch hier 
bei uns: von Avola bis Turin..." 
Und nach jeder Strophe der über 


» ! 


explodiert 


wältigende Refrain: „Was brauchst 
du noch, Genosse, um zu begreifen, 
daß die Stunde des Gewehrs ge- 
schlagen hat? 1" 

Das ist geradezu schon das Pro- 
gramm der „KPD/ML” — in Noten. 
Hierund dort wird krampfhaft einer 
auf „revolutionären“ Schwung ge 
macht, Das Rezept ist einfach: Was 
‚den Klassenkämpfen im eigenen 
Land noch an Bewußtheit und Mili- 
tanz fehlt, wird durch Anleihen in 
Indochina etc. wettgemacht, 

Die Haupiseite der politischen 
Arbeit wird nicht darauf gelegt, 
bei den Massen klare Vorstellungen 
der gesellschaftlichen Situation zu 
schaffen, sondern darauf, mit aller 
Gewalt und mit allen Mitteln „sevo- 
Intionärer“ Demagogie die „Kampf- 
moral” hochzuputschen, 

Formen davon sind u.a, auch di 
systematische Aufschönen von Tei 
nehmerzahlen der eigenen Demon. 
stration, eine falsche Wiedergabe der 
Stimmung der Massen („Die Bevöl- 
kerung stand jubelnd an den Stra- 
Sen, In allen Fenstern rote Fahnen 
und geballte Fäuste” etc,), das 


) Hochspielen Skonomischer Kämpfe 


zu halb-revolutionären Aktionen, 
Ilusionen über das Bewußtsein der 
Massen (,.Der Reformschwindel ver 
fängt nicht mehr”) und das Koket. 
tieren mit revolutionären Parolen 
(‚Nur der Griff der Massen zum Ge 
ehr schafft den Sozialismus her”) 

Das ist kein Marxismus-Leninis- 
mus, das ist haargenau Spontane- 
ismust 

Völlig blind verbreitet der „Rote 
Morgen“ irrwitzige Illusionen über 
unsere Situation gegenüber den Ver- 
botsvorbereitungen. Da konnte man 
z.B. lesen: „Heute ist nicht mehr 
ıt besonders makaber, 
Dorvun ern von m . 
z.B. \esen: „Heute Ist nicht mehr 
1933”, Das ist besonders makaber, 
wenn man die damalige Stärke der 
Arbeiterbewegung und der KPD mit 
heute vergleicht. Anderes Beispieli 
‚t Aust (Herausgeber des 
Morgen”) 1963 vor Ge- 
jand, hätten „Tausende Ham- 
Arbeiter" für ihn demon- 
striert, und-heute würden es „Ohn 
Zweifel“ noch viel mehr sein, heißt 
es im RM. Der RM „vergißt” nür, 
‚daß Aust damals Herausgeber einer 
revisionistischen Wochenzeitung war, 
und daß damals die Revisioni: 
sten jene Demonstration von 
„tausenden Hamburger Arbeitern“ 
isierten, Wieviel Menschen heu- 
ie „KPD/ML" in Hamburg mo- 
bilisiert, konnte jeder u.a. am 1. Mal 
schen: nicht einmal 500 (auf der 
Demonstration gegen das geplante 
Kommunistenverbot am 17. Mai 
nicht einmal 2001). 

Wer soll durch soviel wilde 
meierei beeindruckt werden? Etwa 
die Bourgeoisie, die doch wohl recht 
‚genau über die tatsächliche Stärke 
der einzelnen Organisationen infor- 
miert ist? Nein. Hier sollen die Ar- 
beiter und die eigenen Genomen 
verarscht werden! 

Vom Zirkelblock NRF/KBB wird 
die These von der „Linkswendung 
der Massen“ vertreten. Genauer muß 
man wohl sagen, daß diese These 
von den NRF/Ideologen stammt 
und von den KBB-Genosen wider 
beeren Wissens nachgebelet wird, 
um die „Einheit“ nicht aufs Spiel 
zu sezen. 

Während die „KPD/ML” kaum 
verbirgt, daß sie ihre Thesen aus 
dem hohlen Bauch holt, bemühen 
sich die Zirkelblock-Ideologen um 
‚einen wissenschaftlichen Anstrich, 

Die These des Zirkelblocks ist, 
‚daß die Massen „nach links wollen”. 
Im Grunde warten die Mamen 
nur darauf, daß endlich eine Kom- 


au stellen. Diese Partei gibi en aber 
noch nicht, sagt der Zirkelblock, 
weil die Kommunisten „lokal und 
politisch zersplittert” sind. Pech für 
‚die Massen! Die Zirkelblock-Genor- 
sen. begreifen nicht oder wollen 
nicht zugeben, daß der gegenwärti- 
ge Zustand der kommunistischen 
Bewegung gerade das geireue Spie- 
elbild der Arbeiterbewegung it 
Daher haben die Genossen such 
von der Einheit der Kommunisten 


Forts. nächste Seite 


serte 4 


nur mechanische, abstrakte Vor- 
stellungen. $o schrieben sie in der 
leldelberger „Arbeiterzeitung" 
.. . die Kommunisten sind. zer- 
splittert und uneins, Diese schlechte 
Lage muß überwunden werden durch 
‚den Wiederaufbau der KPD", (AZ, 
Mai 73) Natürlich, das ist die Lö- 
sung! Daß da vorher noch keiner 
darauf gekommen ist! „. 

‚Aber nun geht es endlich richtig. 


haben sich Kräfte herausgebildet..“ 
„Kräfte”? Welche? Und 
schwarz auf weiß; der Zirkelblock 
hat sich herausgebildet. 

‚Der angebliche Stein der Weisen 
‚entpuppt sich schnell als ein Stück 
alter Käse: die Sammlung aller Kom- 
munisten Im eigenen Zirkel wird als 
der große Clou zur Überwindung 
der Zersplitterung angepriesen, Lie- 
ber Himmel, soweit war die „KPD/ 
ML’ schon vor vier Jahren! 

Die These, daß die Massen „nach 
links wollen“ hat u.a. auch eine 
abenteuerliche Vorgehensweise in 
den Gewerkschaften zur Folge. Der 
KBB, der hierzu zunächst relativ 
korrekte Vorstellungen hatte, ist 
inzwischen in. die Knie gegangen 
und hat eine „Selbstkritik“ abgelegt. 

Da nämlich, wie die NRF-Ideolo- 
gen sagen, die Massen (vor allem in 
der Gewerkschaft) nach links wol- 
len und sich vom Sozialdemokratis- 
mus lösen, müßten die kommuni- 
stischen Gewerkschafter unbedingt 
„auf allen gewerkschaftlichen Ebe- 
nen offen und als solche auftreten”. 
Klar: wie sollen die Arbeiter sonst 
ihre Avantgarde erkennen, wenn die 
nicht „offen und als solche‘“ mit 
der roten Fahne durch Betrieb und 
Gewerkschaft rennt? ! 

Die Folge ist, daß Genossen leicht- 
fertig verheizt, ins offene Messer 
der Gewerkschaftsführung und der 
Bourgeoisie geschickt werden. Wer 
nicht. mitspielt, ist ein „Opportu- 
niet", 

Die These von der „Linkswen- 
dung der Massen" hat eine falsche 
Binschätzung der kommenden Ent- 
wicklung zur Folge, In ihrem Pa- 
Pier „Die Massen wollen nach links‘ 
(Anfang 73) tadeln die NRF-Ideoto- 
gen unsere Einschätzung (5.0.) und 

„Das Wahlergebnis (1!) 
die Einschätzung dieser 
Organisationen falsch ist”. Wir hät- 
ten bloß „auf die Absichten der re- 
aktionärsten Teile (!) der Kapitali- 
stenklasse gestarrt”, statt den „Auf- 
schwung der Arbeiterbewegung“ zu 
schen. Und kühn wird behauptet 
„Wenn die Arbeiterklasse und große 
Teile des Volkes nach links wollen, 
dann kann die Kapitalistenklasse 
nicht einfach (?). offen (? ) nach 
rechts gehen”, — -Doch doch, sie 
geht! Und offen gemug! 
ent: uno onen genug; 

Dieser Unsinn wurde seinerzeit 
soweit getrieben, daß in der „Wahr- 
heit" des KBB zu lesen war, es sei 
„ein Zeichen der Schwäche der 
Bourgeoisie, daß sie nicht mehr in 
der Lage ist, durch einen Feder- 
ich eine einzelne kommunistische 
Organisation zu verbieten” (Novem- 
ber 72). Und im selben Artikel 
wird darauf verwiesen, daß ja auch 
das Verbot_des Heidelberger SDS 
1970 die Bewegung nur gestärkt 
hätte, 

Heilige Einfalt! Verstehen die 
Genossen wirklich nicht, daß die 
Schläge der Bourgeoisie heute eine 
indere Qualität haben als 1970, und 
daß die Bourgeoisie zu diesen Schli- 
gen zunächst einmal schr wohl in 
der Lage ist, ohne daß ihr die Ar- 
beiterklasse in den Arm fl? ! 

In dem erwähnten Papier „.Die 
Massen wollen nach links“ wird 
auch behauptet, die Bourgeoisie sei 
„gegenwärtig Ideologisch in der De- 
fensive". Die Arbeiterklasse hätte 
begonnen, sich von der Bourge- 
oisie zu lösen und die Mittelklassen 
würden auch schon „abbröckeln". 
Von „verzweifelten Versichen der 
Bourgeoisie, ihren schwindenden 
Einfuß auf die Arbeiterklasse zu- 
rückzugewinnen“ ist dort gar die 
Rede. Daß die Hourgeoisie cine re 
aktionäre Massenmobilisierung ver- 
sucht, beweist für die NRE-Ideolo- 
en nur den „Bankrott der bürger 
lichen Ideologie.” 

Tatsächlich, schom bankroti? Ist 
esnicht vielmehr 0, dab die Bourge 
olste neue ieologische „Modelle“ 
vorausschauend entwickeln laßı zu 
einer Zeit, wo die alten Wdeolag 
schen Fesseln durchaus noch nicht 
ihre Haltbarkeit verloren haben? 


‚Ebenso wie von der „KPD/ML" 

wird u.E, auch von den Zirkelblock- 
Ideologen den Genossen Sand in die, 
Augen gestreut und durch vernied- 
ichende Darstellungen die Schwere 
unserer Aufgaben vernebelt, Das be- 
deutet objektiv Schwächung des 
Widerstandes gegen die Offensive 
der Bourgeoisie, Welt geschickter 
zwar als die mit dem Holzhammer 
hantierende „KPD/ML", aber darum 
nicht minder gefährlich. 

Die Formel „Arbeiteroffensive" 
schließlich stammt von schwäbl- 
schen KAB,,D". Die Genossen schen 
zwar, daß die Bourgeoisie in der 
Offensive ist, Aber forsch sagen sie 
Weich dazu, daß die Arbeiter eben 
auch in der’ Offensive sind: „Arbei- 
teroffensive gegen Unternehmerof- 
fensive'" (Bündnisfassung, z.B. für 
Offene Briefe) bzw. „Arbeiteroffen- 
Sive gegen Monopoloffensive”" (Fas- 
sung für Fortgeschrittene). 

Den 1. Mai 1973 hatte der 
KAB,,D" daher auch zum „I. Mai 
der Ärbeiteroffensive“ ernannt, In 
diesem Sinne werden _ natürlich 
auch die Berichte vom Verlauf des. 
1. Mai 73 hingeschönt: „Ein Schritt 
voran in der Einheit und Kampfent- 
schlossenheit der werktätigen Mas- 
sen“,das „Band zwischen den sorial- 
demokratischen, _parteilosen und 
kommunistischen _ Arbeitern“ ist 
fester geworden, „die Vertreter der 
Klassenzusammenarbeit erlitten eine 
Riesenschlappe“, die Losungen des 
KAB“D“ haben „sich als richtungs- 
weisend erwiesen“ (alles „Rote 
Fahne“, Mai 73). 

Diese Erfolgsmeldungen sind so 
allgemein und künstlich, daß man 
sich gut vorstellen kann, daß sie 
schon zu Weihnachten niederge- 
schrieben worden sind. 

Dasganze ist dahin zusammenzu- 
fassen, daß eine große Neigung be- 
steht, die Dinge anders zu schen als 
sie tatsächlich sind. Die Realität 
wird nicht analysiert (mit dem Ziel, 
sie zu verändern), sondern wird auf 
Erfolgsmeldungen und große Paro- 
len hingetrimmt. Vor den auf uns zu- 
"kommenden Kampfaufgaben werden 
krampfhaft die Augen verschlossen. 

Das ist angesichts der unmittelba- 
ten Verbotsvorbereitungen beson- 
ders gefährlich. Die Propaganda vie- 
ler kommunistischer Gruppen und 
Organisationen beschränkt sich dem- 
gegenüber darauf, immer wieder zu 
beteuern, daß man „die KPD (mit 
oder ohne „ML“) nicht verbieten“ 
kann, daß „der Kommunismus sich 
nieht hinter Kerkermauern verban- 
nen läßt“ usw. usf. Also hysterische, 
Kraftmeicrei um jeden Preis, 

Tatsache ist jedoch, daß die 
Bourgeoisie kommunistische Organi- 
sationen schr wohl verbieten kann, 
und daß dadurch unsere Arbeit un- 
ter Umständen für lingere Zeit er- 
heblich erschwert werden wird. Das 
wird aber auch heißen, daß an jeden 

he 


re Anforderungen als heute gestellt 
werden. Wer darüber Husionen ver- 
breitet, trägt zur Entwaffnung der 
kommunistischen Bewegung bei und 
tut damit der Bourgeoisie einen 
großen Gefallen, 


DKP auf Kommunisten-Jagd 


Die stackreaktionäre „‚Rrankfur- 
ter Allgemeine" (FAZ) brachte am 
26. April folgende Meldung: 

u: Wie groß die Gegnerschaft 
zwischen der Deutschen Kommunt- 
stischen Partei und der ‚neuen KPD' 
ist, geht aus der Forderung der 
DKP hervor, daß die ‚Chaoten‘ der 
KPD ‚im Verein, mit der Staats- 
macht zerschlagen‘ werden müßten. 
Die DKP fordert hierzu den unein- 
geschränkten Einsatz des Verfas- 
Sungsschurzes, der uniformierten Po- 
Iizei und der politischen Kommisse- 
riate der zuständigen Kriminalpoli- 
zei“ 

Diese Meldung wurde won der 
DKP durch eine Gegendarstellung 
‚dementiert, In dieser Form war die 
der FAZ wohl auch als 
Provokation au verstehen, So offen 
sagen die Revisionisten- denn doch 
nicht, worum en Ihnen geht. 

Dennoch gibt die Meldung das 
praktische Vorgehen der Revisioni- 
‚sten richtig wieder. Weder gegen 
das allgemeine Demonstrationsver. 
bot für „KPD“ und „KPD/ML" in 


der 
Protests eingelegt 
stand des MSB behauptet sogar ay 
nisch, von den Polizel-Aktionen pe 
gen die „KPD“ sion „Kommuni- 
sten und andere demokratische 


» 


(9) nicht unmittelbar be- 
troffen“, Das ist eine klare Aussaj 
Die Polizei-Aktion richtet sich g 
nicht gegen Demokraten (son- 
dern? ..), also hat die DKP nichts 
dagegen einzuwenden. 

Und schlimmer. Die DKP führt 
eine Hetzkampagne vor allem gegen 
‚KPD“ und „KPD/ML“ mit dem 
Ziel, diese Grüppen mit den Faschi- 
sten auf eine Stufe zu stellen, 

Während die „offizielle“ DKP 
sich dabei noch eine gewisse takt 
sche Zurückhaltung auferlegt, gei- 
fern ihre bezahlten Schreiberlinge 
umso wilder. $o schreibt z.B. der 
Hamburger DKP-Fuktionär * Peter 
Schütt (Bundestagskandidat 1972) 
in einem ‚Leserbrief an „konkret“, 
die Politik der „KPD“ ei „ihrem 
ganzen Charakter nach weißgardi- 
stisch und faschistisch“, und 
vergleicht unverblümt die „„KP! 
mit der NSDAP („konkrel“, 24. 
Mai 73). Da die DKP natürlich das 
Verbot der neo-faschistischen NPD 
fordert, ist die Konsequenz für ihr 
Verhalten gegenüber der „KPD“ 
klar, wenn sie diese als faschistisch 
diffamiert. Natürlich schreckt die 
DKP-Führung davorzurück, o (fen 
das Verbot der „KPD“ und anderer 
Organisationen zu fordern, weil die- 
ser Schritt schwerlich allen DKP- 
Mitgliedern einsichtig wäre. Obje 


18. Mai findet sich eine Notiz mit 


der Überschrift: „CDU-Führung 
stellt sich schützend vor Chaoten‘“. 
In dieser Meldung wird behauptet, 
die „KPD“ würde „Schützenhilfe" 
von der CDU/CSU erhalten, die 
CDU/CSU stelle sich „schützend vor 
die ihr nützliche Sekte einer hand- 
voll Maisten“. Abgeschen von der 
geradezu unglaublichen Gemein- 
heit dieser Lüge ist das doch wohl 
auch eine deutliche Mahnung an den 
bürgerlichen Staat, die-„KPD“ nicht 
zu schonen, sondern endlich hart 
gegen sie vorzugehen. 

Besondere Beachtung verdient in 
diesem Zusammenhang die von Re- 
visionisten und „linken“ Sozialde- 
mokratengeführte Jauche-Kampagne 
gegen die „KPD“ und andere linke 
Gruppen, z.B. Hausbesetzer, in der 
Zeitschrift „konkret“, Hier kotzen 
sich diese Leute so richtig aus, hier 
finden sich jene Artikel, für die 
sich UZ oder „Vorwärts“ zu vor- 
nehm sind, 

Seit der Bonner Rathaus-Beset - 
zung“ Mitte April hat. „konkret“ 
jede Woche mindestens &inen Arti- 
kel, für die sich UZ. oder „Vorwärts“ 
zu vornehm sind, 

Seit der Bonner Rathausbeset- 
zung Mitte April hat „Konkret 
de Woche mindestens einen Artikel 
gegen die „Chaoten“, vor.allem ge- 
gen die „KPD“ gebracht. Diese Ar- 
ikel enthalten persönlichen Klatsch 
und Tratsch, Gerüchte und Ver- 
leumdungen aller Art aus dem Mi- 


Hieu der Agenten des „Verfassungs- 
schutz“ (Urbach & Co.) - alles, nur 
keine politische Auseinandersetzung 
mit den „Chaoten”, Diese Kampagne 
ist für die Bourgeoisie besonders 
wertvoll, weil sie in jene Schichten 
hineinreicht, wo „Bild“, „FAZ“ etc. 
nicht mehr verfangen. 

Es ist natürlich kein Zufall, daß 
die Revisionisten ihre Polemik ge- 
wen die „ultralinken Gruppen“ ge 
au zum selben Zeitpunkt erheb- 
lich gesteigert haben, wo auch der 
bürgerliche Staat unmittelbar gegen 
diese vorgeht und wo In der gesam- 
ten bürgerlichen Presse aus allen 
Röhren gegen die „Chaoten“ ge- 
schossen wird. Die Revisionisten ha- 
ben selbstverständlich nicht nur kei- 
ne Einwände, sondern sie würden 
es begrüßen, wenn alle „Chao- 
ten“, also alles links von der DKP, 
möglichst schnell von der Bildflä- 
che verschwinden würde. P © 1i- 
tisch wäre die DKP zur Aus- 
einanderseizung mit den „Chaoten“ 
niemals in der Lage, also kom, 
das Vorgehen der Bourgeoisie höcı 
gelegen 

Dennoch halten wir die von vie- 
ten kommunistischen Gruppen und 
Organisationen vertretene Auffas- 
sung für falsch, daß die DKP nicht 
‚ebenfalls vom Verbot bedroht It, 
weil sie sich angeblich „ihre Lei 
tät erkauft hat 
setz. eingeschwo 
sind im Grunde dieselben Ilusio- 
nen, denen sich die Revislonisten 
selbst hingeben. Aber die Bourgeor 
sie macht ja gar kein Geheimnis 
daraus, daß se nach der Salamı 
Taktik vorgeht, die demokratischen 
Kräfte nacheinander abwüngen will 
nd daß nach den Kommunisten 


@ 


ingendwann in nicht zu ferner Zeit 
die DKP ebenfalls dran kommen 
soll, 

Die Thesen mancher Grupplorun« 
‚gen, wonach die DKP nicht: vom 
Verbot bedroht sei, sind nicht mir, 
inhaltlich falsch, sondern sind 
taktisch völlig unsianig. Diese Leute, 
sagen doch praktisch den Mitglie- 
‚dern der DKP: „Ätsch, ihr seid man 
nicht vom Verbot bedroht, weil wif 
die richtigen Kommunisten sind." 
Damit wird die Demagogie der DKP- 
Führung gestärkt und die Gewin- 
nung einzelner DKP-Genössen zum 
solidarischen Kampf gegen Kommu- 
nistenverfolgung und Abbau politik 
scher Recht erschwert. 


» » „Vorwärts, und nicht ver- 
‚gessen: die Solidarität! 


‚Außer der DKP haben auch einle 
ge Gruppen der kommunistischen 
Bewegung jede Solidarität mit der 
„KPD“ und „KPD/ML“ verweigert, 
Das sind in erster Linie die ABG 
München und der schwäbische 
KAB,D“, Diese beiden Organisa- 
tionen haben klar ausgesprocl 
daß es für sie „keine Solidarität 
mit diesen Organisationen gibt. 

Besonders markig ist die „Ab- 
grenzung“ des KAB,D“ gelungen, 
Er schreibt: 

„Wer steckt hinter diesen Provo- 
kationen? Die Söhne von Kapltall- 
sten. Wer liefert das Geld? Die 
Bourgeoisie und. revisionistliche 
Agenten.“ („Rote Fahne“, Mai 73) 

Haargenau dasselbe schreibt in 
Hamburg der IG Chemie-Vorstand 
gegen den Kommunistischen Bund, 
Genau mit demselben Mist füllt 
„Konkret'“ seit Wochen seine Sck- 
ten. . 

Eine bemerkenswerte Erklärung 
hat auch der KB Bremen („Wahr- 
heit“) zur „KPD“ abgegeben. Eine 
Erklärung des ZK des KBB befaßt 
sich ‚mit der Bonner Rathausbeset- 
zung. Darin war die Rede von „kläg- 
Jichtem Putschismus“, von „randa- 
lierenden Horde“, die „völlig sinn- 
los ein Rathaus demohiert“ hätten, 
um „ihr Mütchen zu kühlen“. Der 
„KPD“ wurde gar vorgeworfen, sie. 
habe „mit dem Großmut (!!) der 
Bourgeoisie gerechnet“, weil ja die 
zei aus lauter Großmut bloß 
wild geknüppelt, aber immerhin 
nicht geschossen hat. („Wahrheit 
April 73) 

Die „KPD“-Führer haben aus der 
Rathausbesetzung ein Riesen-Spek- 
takel gemacht: der Bourgeoisie wur- 
deein „Ultimatum“ gestellt, cs wur- 
deso getan, als hätte man sozusagen 
schon fast die Macht im Staat er- 
obert, und anschließend traten die 
„KPD'-Führer stolzgeschwellt vor 
die Fernschkameras, um zu verkün- 
den, daß das eine Aktion der „KPD“ 
gewesen war. Das muß tatsächlich 
kritisiert werden, und damit haben 
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die Genomen ii ‚der 

geoisio den eh Verfok, 

mung der „KPD“ salbat in die Hand 
Die Hrklänung des Ki 


Anlaß, der „KG" vorzuwerten, daß 
sie sich „nahtlos einrelht in die ne- 
samte Hetze der bürgerlichen Pres- 

hätte sich in die „konterre- 


rische Angriffe verteidigt, 

ständlich, Wenn sie aber einfach in 
herumpolternder Weise kommuni- 
stische Gruppen mit dem Etikett 
„konterrevolutionäre Linie“ aus- 
zeichnet, dann ist das bestenfalls 
licherlich, in der gegenwärtigen Si- 


daritätsbekundungen . 
ıcne. En 


verzich- 


sich ansieht, welche 
r kommunistischen 
Bewegung schon ausgetauscht wor- 
den sind, dann fragt sich doch, wo 
es überhaupt noch Solidarität geben. 
kann, wenn man die Maßstäbe der 
anlegt. Die „KPD" selbst 
Z.B. hat noch unlängst in ihrer „Ro- 
ten Fahne“ über den „KPD/ML“- 
Vorsitzenden Ernst Aust geschrie- 
ben, er habe „Watte im Kopf und 
Schaum vorm Mund“. Dagegen sind 
ja die „Pöbeleien‘* der „KG" gegen 
die „KPD“ noch geradezu harmlı 
Dennoch hat sich die 
Ernst Aust — gegen dı ‚Zeit 
ein Prozeß läuft — solidarisch er- 
klärt. Warum auch nicht? 

Insgesamt kommt es darauf an, 
die Solidarität in der kommunisti- 
schen Bewegung zu stärken. Ver- 
zicht auf unsolklarische Polemik ist 
nur die eine Seite davon. Die andere 
Seite ist der Verzicht auf die weit 
verbreitete Selbstbeweihräucherung 
der eigenen Organisation und. die 
Nobhudlerische und lägenhafte Her- 
ausstellung einzelner Personen als 
die ganz großen Arbeiterführer, 


KPD“ mit 


‚Juni 7. 


Unter der Überschrift „Extre- 
mistenerlaß gegen die Arbeilerkas- 
se” werden wir uns in einer Artikel 
folge über mehrere Ausgaben unse- 
ver Zeitung mil det zur Zeit laufen- 
den antikommunistischen Hetzkam- 
pagne in den Gewerkschaften und 
‚dem, Ausschluß-Terror gegen linke 
und kommunistische Arbeiter und 
Angestellte auseinandersetzen und 
in diesem Zusammenhang auftau- 
chende Fragen der kommunistischen 
Arbeit in Betrieb und Gewerkschaft 
erörtern. Mit dieser Artikelfolge 
wenden wir uns gleichzeitig an die 
kommunistische Bewegung und Ar- 
beiterlinke der BRD, um eine mög- 


lichst fruchtbare Diskussion um 
‚eine geeignete Strategie und Taktik 
gegen die Schläge der sozialdemo- 
kratischen Gewerkschaftsführer in 
Gang zu bringen. 

In diesem Artikel setzen wir uns 
im wesentlichen mit Ereignissen im 
Zusammenhang der Kommunisten- 
Hatz in der IG-Druck und Papier 
auseinander. In weiteren werden 
wir auf die Ereignisse innerhalb der 
IG-Metall, der Liquidierung der Ju- 
‚gendbildungsarbeit und verschiede 
ner örtlicher Kreis-Jugendausschüs- 
se des DGB in Niedersachsen, der 
1G.Chemie, GEW, DPG etc. sus 
einanderseizen. 


Stot) gegen die 


‚erbaslagruppen‘ 
AK 16, März 72). 
Die, in den Gewerkschaften 


terbasisgruppen“ Im besonderen (vgl, 
AK 16, März 72). 


Im den westdeutschen DBG-Gewerkschaften läuft zur Zeit eine neue Welle 
von Antikommunismus-Beschlüssen, Gewerkschaftsausschlässen gegen ein- 
zelne Mitglieder, Auflösung gewerkschaftlicher Gremien usw. usf. Diese 
neue antikommunistiche Welle wird von den soziaklemokratischen Ge- 
werkschaftsführern gegen die Arbeiterlinke in der BRD vorgetragen. 

Der Beginn dieser Antikommunismus Welle erfolgte im wesentlichen sofort 
im Anschluß an die Betriebsratswahlen 1972, die der westdeutschen Arber 
terlinken zum Teil beachtliche Erfolge brachten. Vorbote dieser antikom- 
munlstischen Kampagne der Gewerkschaftsführer war die ein Jahr zuvor 
imufende antikommunistische Hetze der IG-Drupa-Führer (Mahlein und 
ieue Linke‘ im allgemeinen und die Münchner „Arber 
besonderen (gl. hierzu Artikel in AK 1 


Feb. 72 und 


rollt ab im Schutz und in Verbin- 
hierzu Artikel in AK 15, Feb. 72 und 


Die Kampagne in den Gewerkschaften rollt ab im Schutz und in Verbin- 


dung mit einer ischt 


‚gegen kommunistische 


System. 
klasse, der bürger'ichen Parteien und 


hochgepei antikommunistischen Hetzkampagne in 
der bürgerlichen Preise sowie willkürlicher Unterdrückungsmaßnahmen d 


ZT. unglaublichen 
Che Kampfkraft mit für die Überwindung des kapitalistischen Systems ein- 
zusetzen. Im Sinne einer Stabilisierung der kapitalistischen Wirtschafts. 


ind Gesellschaftsordnung 
Aehaftsführer ihre Stellung in den Gewerkschaften zur Kontrolle der Arbei- 
terbewegung und zu Ährer auch politisch-kleologischen Int« 


ion in,das. 


"Bei dieser Aufgabe können sie sich auf die Unterstätzung der Kapitalisten- 


des Stantsapparates verlassen. 


Die derzeit laufende antikommunistische Hetzkampagne muß vor dem Hin- 
tergrund neuer Entwicklungstendenzen in der wesıde stschen Arbeiterbe- 
wegung gesehen und gewertet werden: Die für die Gewerkschafts und Ar- 
beiterbewegung in den letzten zwei Jahren unmittelbar wichtigen Ereignis- 
5 — abo Tarifrunden, Streiks, Urabstimmungen, Betriebsrats und Vertrau- 
ensleutewahlen — zeigen inzwischen deutlich gewordene Ansätze für die 
Heratsbildung einer allgemeinen Tendenz: Auf der einen Seite versagen 
immer mehr Arbeiter, vor allem der Großbetriebe, den Gewerkschafts- 
führern bis zum gewissen Grad (noch weitgehend beschränkt auf Lohnfre- 
‚gen und unmittelbar betriebliche Probleme) Gefolgschaft und Vertrauen, 
auf der anderen Seite ist eine allgemeine Stärkung der Arbeiterlinken 
festzustellen, ein größer gewordenes Interesse vieler Arbeiter und Ange- 
stellter am gewerkschaftlichen Leben und Kampf und an politischen Fra- 


gen. 
Diese neuen Tendenzen — die allerdirigs erst im Ansatz sichtbar werden — 
sind vor allem Ergebnis des in den letzten Jahren für jeden Arbeiter spürbar 
‚gewordenen materiellfinanziellen und politischen Drucks, der’von der 
Kapitalistenklasse ausgeht. 

‚Andererseits zeigt sich in dieser Tendenz, wenn auch beschränkt, ein ge- 
'wisser Einfluß der propagandistischen und agitatorischen Arbeit kommu- 
nistischer und sozlalstischer Gruppen und Organisationen, die an Klar- 
heit und Umfang erheblich zugenommen hat. Diese Entwicklung innerhalb 
der westdeutschen Arbeiterklasse geht konform mit Entwicklungstenden- 
zen in anderen gesellschaftlichen Bereichen: den zunehmenden Protesten 
und Aktionen gegen die kapitalistische Schul und Ausbildungspolitik, 
gegen die kapitalistische Wohnungspolitik, gegen die Entwicklung bei 


Preisen, Mieten, Gebühren usw. 
sist schon seit einigen Jahren | teten, 
üblich, daß örtliche Gewerk- 
fschaftsführungen von Zeit zu | IG Drupa — Führer als 
- Zeit antikommunistische Hetzflug- | Vorreiter 


biätter vor den Betrieben verteilen 
lassen, die sich gegen kommunisti- 


tionen richten, die sich Im Januar 72, also während der 


Tarifrunde in der Druckindustrie, 
hatte diese gelegentliche Hetze ört- 
licher Gewerkschaftsführer eine neue 
Qualität und bundesweite Ausdeh- 
nung gefunden, Etwa zur selben 
ieilten die Hamburger und 
1G Druck-Führer Flug 

biätter (für gowerkschaftliche Funk- 
tionäre), auf denen in bisher noch 


» 


sebildet haben. 
ten bereits 1971 im Organ 
bereich der IGChemie erstmals 
solche Blätter auf, die sich gegen die 
Agitationsschriften des damaligen 
SALZ (Sonlalistisches Arbeiter und 
l Lehrlingszentnum — Jetzt KB) rich, 


nicht dagewesenen Weise vom Leder 
gezogen wurde 

Wir schrieben dazu im ARBEI- 

TERKAMPF Nr. 15 (Febr. 72) 
„Die Führung der IG Druck und 
Papier bläst zur Kommunisten-Hatz. 
Auf Flugbläutern oder in „Mitiel- 
lungsblättern an die sewerkschaft- 
lichen Funktionäre” haben die Vor- 
stände der Ortsvereine Hamburg und 
München mit haltlosen Lügen und 
Unterstellungen, mit wilden  Be- 
schimpfungen und  Diffamierung 
verzucht, die Arbeiter gegen ihre 
kommunistischen Kollegen im 
„Kommunitachen Bund“ (Ham- 
Burg und Fiensburg) und in den 
„Arbeiter-Basis-Gruppen” (München, 
ufzuhetzen... Glaub man den 
Schmierblättern dieser Orisvereine, 
10 wirden die angegriffenen kom- 
munistischen Arbeiterorganisatio- 
‚men nichts anderes im Sinn haben, 
als die „Arbeitnehmer zu spalten“ 
(Hamburg), „die gewählten (!) Be- 
triebsräte zu verunglimpfen” (Ham- 
burg). „die gewählten (!) Gewerk- 
schafisfunktionäre zu diffamieren“ 
(Hamburg), „die Gewerkschaften 
und den DGB bei den Kollegen 
herabfzu)etzen“ (München), „„Be- 
iebsräte, Vertrauensleute, _Vor- 
standsmitglieder und ihre gewerk 
schaftliche Organisation sowie deren 
politische Parteien (}!) . . . in die 
Pfanne zu hauen“ (München) usw. 
usf., Der Münchner Ortsverein, der 
F vemuprmene orgumaunam munie uerch 
politische Parteien (1!) . . , in die 
Pfanne zu hauen“ (München) us 
uf. Der Münchner Ortsverein, der 
von SPD- und DKP-Funktionären 
‚gemeinsam beherrscht und für de- 
ren Parteipolitik ausgenutzt wird, 
stellte sogar die irrsinnige Behaup- 
tung auf, daß die kommunistischen 
„Arbeiter-Basis Gruppen“ (Mün- 
hen) von Kaptalisten, Faschisten 
und Rechtskräften bezahlt werden 
würden.” 

Obgleich die Angriffe der IG 
Druck-Führer sowohl in Hamburg 
als auch in München zum Teil mas- 
siv von Arbeitern, einem größeren 
Teil von gewerkschaftlichen Ver. 
trauensleuten, Delegierten und Be 
riebsräten zurückgewiesen werden 
konnten, scheute sich der erste Vor 
sitzende der 1G Druck, Leonhard 
Mahlein, nicht, schon einen Monat 
später in dem Zentralorgan dieser 
Gewerkschaft einen zweiseitigen 
Hetzartikel gegen „die sogenannten 
Neuen Linken‘ ” unter 
‚Namen zu veröffentlichen. 
kenlos ieser Antikommunist 
kommunistische Organisationen mit 


tadtguenillas”, „Baader-Meinhof- 
;ppe”, „Tupamaros”, „Schwarze 
Zellen" und - nicht zuletzt — den 


Faschisten in einen Topf. 

Mahlein versuchte seinerzeit in 
die von bürgerlichen Politikern, bür 
gerlicher Presse und Staatsapparat 
angeheizte  „Baader-Meinhof’Hy- 
sterik die kommunistischen Orga- 
nisationen, speziell die Münchner 
„Arbeiter-Basis-Gruppen‘ gleich mit 
Einzubezichen und abferligen zu 
lassen, Wenn auch zu diesem Zeit- 
punkt die Presse der Kapitalisten 
seine Tiraden gegen die „anarc 
stisch-tinkafaschistischen Sektierei 
(Mahlein meint die kommunistischen 
Organisationen) applaudierend zur 
Kenntnis nahm und die Führer aller 
DGB-Gewerkschaften  aufforderte, 
‚es Mahlein nachzutun, blieb seiner- 
zeit, vor gut einem Jahr also, eine 
unmittelbare Einbeziehung der kom- 
munistischen Organisationen in die 
Bander-Meinhof-Kampagne der 
Bourgeoisie aus. 

Immerhin jubelte damals das ka- 
pitalistische „Handelsblatt“ vom 
24.2.72 über den Mahlein-Artikel 

„50 scharf, s0 offen und rück- 
sichulos wie der Vorsitzende der 
16 Druck und Papier, Leonhard 
Mahlein, .. , it noch kein Gewerk- 
schaftsvoraitzender mit der ‚Neuen 
Linken' ins Gericht gegangen . .."; 

Und weiter an die Adresse der 
anderen Gewerkschaftsführer: „Sein 
(Mahleins) Beitrag kann als Warnung 
je deutschen Gewerkschaften 


allgemein (1) verstanden werden, 
den ‚demagogischen Rattenfängern' 
(gemeint sind die Kommunisten) 
und ihren ‚schizophrenen Phrasen’ 
entgegenzuireten.” 

Volends kurios wird es, wenn 
sich dieser Kapitalisten-Schreiberting 
im. selben Artikel noch. für eine 
starke Arbeiterbewegung ins Zeug 
legt und die „Gefahr” beschwört, 
daß die Kommunisten „die Gewerk- 
schaftsbewegung zu zersplittern und 
zerstören” versuchten. Schließlich 
fordert der Artikel im „Handels- 
blatt” die Gewerkschaftsführungen 
auf, das „gestörte Bild“ einer all- 
gemeinen kommunistischen „Unter- 
wanderung der Gewerkschaften“ 
wieder. schnellstens zu. „komigie- 
ren”, 

Dieser Artikel im „Handelsblatt“ 
macht deutlich, daß die Kapitali- 
sten. durchaus an einer 
lichen“ und „geschlossenen 
werkschaftsbewegung interessiert 
sind, solange dieselbe von solchen 
sozialdemokfätischen Führen. wie 
Mahlein und Co. fest im Griff 
und kommunistische und. andere 
linke Strömungen in der Arbeiter“ 
bewegung „.klein gehalten“ werden 
können. Für die Kapitalisten ist 
diese Art „gewerkschaftlicher Ein- 
heit” eine ausgezeichnete Möglich 
keit der Zügelung und Lenkung der 
Arbeiterbewegung in ihrem Inter- 
esse 


Schon seinerzeit schrieben wir: 
„Es darf damit gerechnet werden, 
daß die Führung der IG Druck und 
Papier eine Vorreiterrolle spielt und 
daß die Führungen anderer Gewerk- 
schaften demnächst nachziehen wer- 
den, insbesondere wenn die Kommu- 
nisten an Einfluß in den Betrieben 
und Gewerkschaften gewinnen.” 
(ARBEITERKAMPF Nr. 16, März 
1972) 


IG Drupa von der Hetze zur 
Liquidierung 


IG Drupa von der Hetze zur 
Liquidierung 


Der oben erwähnte antikommu- 
nistische Hetzartikel des Drupa-Vor- 
sitzenden Mahlein war nicht 
letzte dieser Art in der „Druck ui 
er" (Zeitung für die Mitglieder 


später sind die IG-Drupa- 
Führer dann von ihrer vorbereiten- 
den Hetze, die die Isolierung kom- 
munistischer und klassenbewußter 
Kollegen zum Ziel hatte, zu Taten 
übergegangen. 


Am 5. Oktober 72 wurde gegen 
‚das IG-Drupa-Mitglied Hans Zintl, 
seit 1950 Mitglied dieser Gewerk- 
schaft, durch „einstimmigen Be- 
schluß des Münchner Ortsvorstands“ 
ein Ausschlußverfahren nach $ 116 
der Satzung eingeleitet. 


Die Gewerkschaftsführer monier- 
ten bei Hans Zint! „offensichtliches. 
Zusammenwirken mit bekannten 
ABG-Sprechern" auf einer „De- 
monstration der DGB-Jugend am 
Antikriegstag“. Genosse Zint! wur- 
de von den Gewerkschaftsführern 
zur Vorstands-Sitzung geladen und 
auf seine Mitgliedschaft in den 
„Arbeiter-Basis-Gruppen“ angespro- 
hen, die er auch offen bestätigt 
„ses Bekenntnis zu den ABG's 
reichte den Münchner Gewerk- 
schaftsführern für ein Ausschluß 
verfahren. 

Am 23.10.72 begründeı 
Ortsverein seinen Schritt auf 
Flugblatt, das vor den Betrieben 
verteilt wurde. Darin finden wir die- 
se bemerkenswerten Äußerungen: 


„Um allen Mißverständnissen 
vorzubeugen: der Ausschlußantrag 
‚gegen den Kollegen Zintl begründet 
‚sich ausschließlich auf dessen einge 
‚standene Mitgliedschaft bei den Ar- 
beiter-Basis-Gruppen und die damit 
verbundenen gewerkschaftsfeindli- 
‚chen Aktivitäten. Wer Mitglied die- 
ser Gruppierung ist, identifiziert 
‚sich mit ihrer pauschalen Diffamie- 
rungen und Lügen über die Gewerk- 
schaften und ihre Funktionäre . . , 
Da er trotzdem weiterhin mit den 
ABG' zusammenarbeiten will, er 
‚scheint dem Ortsvorstand sein Aus 
hluß aus der :IG Drupa unum- 
Knglich.“ 

Diese Begründung ist in zweier- 
lei Hinsicht bemerkenswert: ein 
wenig versteckt geben die Gewerk- 
schaftsführer zu, di 
' nomen Zintl pei 


» 


Er Ei 


einem einzigen Fall konkretes ge- 
werkschaftsfeindliches Verhalten 
nachweisen können. Sie werfen ihm 
solches in ihrer „Begründung“ auch 
gar nicht erst vor. Stattdemen be- 
anstanden sie seine bloße Mitglied- 
schaft in einer kommunistischen 
Organisation, die von den Gewerk- 
schaftsführern als. „gewerkschafts- 
feindlich“ diffamiert wird. Später 
muß sogar Otto Götz — Sprecher 
des Ortsvereins — zugeben, daß der 
Genosse Zintl stets ein „guter Ge- 
werkschafter" war. 

Was den Gewerkschaftsführern 
als. unvereinbarer Widerspruch 
scheint, ist in Wirklichkeit nur 
gisch: nämlich daß ein Mitglied 
einer kommunistischen Organisation 

Gewerkschaft 
aus „taktischen 
Gründen, um sich — wie es die Ge- 
werkschaftsführer verleumderisch 
darstellen - in das „Vertrauen der 
Kollegen einzuschleichen“, sondern 
sus prinzipiellen Gründen. Diese 
sind Ergebnis der Erkenntnis, daß 
die Arbeiterklasse ihren Zusammen- 
schluß in Gewerkschaftsverbänden 
braucht, um sich gegen den ständi- 
gen wirtschaftlichen und politischen. 
Druck der Kapitalistenklasse und 
ihrer Regierung verteidigen zu kön- 
nen, daß der Zusammenschluß der 
Arbeiter-Massen in Gewerkschafts- 
Verbänden für den Kampf um den 
Sozialismus notwendige Vorausset- 
ist 

Zum zweiten ist bemerkenswert, 
daß dieser Ausschlußantrag erfolgte, 
noch bevor der Hauptvorstand der 
IG Drupa seinen inzwischen allge- 
mein. bekannten „Antikommunis- 
mus-Beschluß" verabschiedete, der 
die später gegründete „RGO“ (Rote 
Gewerkschafts Opposition) und die 
damit angeblich verbundene Gefahr 
einer Spaltung der DGB-Gewerk- 
schaften zum Vorwand für weitere 
Ausschlüsse gegen kommunistische 
und klassenbewußte Kollegen nahm 

Das bestätigt unsere Einschät 
zung, daß noch so wortreiche wie 
politisch richtige Abgrenzungen von 
dieser „RGO“ kommunistische und, 


zung, daß noch so wortreiche wie 
politisch richtige Abgrenzungen von 
dieser „RGO“ kommunistische und 
klassenbewußte Arbeiter von Ge- 
werkschaftsausschlüssen nicht schüt- 
zen, Das bestätigt weiterhin, daß. 
es den Gewerkschaft mit 
Ihren Antikommunismus-Besc) 

sen nicht um die Abwendung der 
Gefahr einer spalterischen „RGO"- 
Politik geht, sondern um die Auf- 
hetzung der Gewerkschaftsmitglie- 
der gegen kommunistische Politik 
und Propaganda überhaupt. Auch! 
‚ohne diese Antikommunlsmus-Be- 
schlüsse sind Ausschlüsse nach den 
bestehenden Satzungen möglich, wie 
das Beispiel Zintl zeigt. 

Zu dem Kollegen Zint! konkret 
wäre noch zu sagen, daß er seit 
über 20 Jahren als Gewerkschafter 
und später auch als Kommunist 
mutig für die Interessen seiner Kol 
iegen eingetreten ist und deshalb 
schon mehrere Kündigungen hat 
hinnehmen müssen. 

Besonders erbost hatten die Ge- 
werschaftsführer seine Aktivitäten 
im „Gewerkschaftlichen Aktionsko- 
mitee“, das zur Tarifrunde "72 von 
Funktionären und Mitgliedern der 
der IG Drupa gebildet wurde und 
das unter anderem eine Protest- 
demonstration zur gerade tagenden 
Tarifverbandlung zwischen Tarif- 
kommissions- und Kapitalvertretern 
organisierte. Desweiteren kandidier 
te er bei den letzten Wahlen zum 
Ortsvorstand und erhielt die be- 
chtliche Zahl von 78 Stimmen. 

Angesichts der Drucker-Demon- 
stration in München äußerte der 
berüchtigte _ Gewerkschaftsführer 
Dörrhöfer (Hamburg) als Mitglied 
der Tarifkommission: „Diese Leute 
{er meint die demonstrierenden 
Drucker) müßte man alle fotogra- 
‚fieren und aus den Gewerkschaften 
ausschließen!” 

Mit dem Kollegen Zintl wurde 
ebenfalls derKollege Franch Oppen- 
auer — seit 10 Jahren Mitglied der 
1G_Drupa, gewählter Vertrauens- 
mann und Betriebsrat im Münchner 
Zeitungsverlag, Kandidat bei den 
ietzten Wahlen zum Ortsvorstand 
(105 Stimmen) — von der Münchner 
Drupa-Führung auf weine mögliche 
Mitgliedschaft bei den ABG's durch- 
leuchtet und verhört. Gegen ihn 
rd. weiter ermittelt“ — so der 
vorstand der IG Drupa im Po- 
er-Jargon. 

Zusammenarbeit mit polizel- 
lichen und staatlichen Organen 


Nur einen Monat nsch dem Au 
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Zintt schlugen die Drupa-Führer er- 
neutigegen die bayrischen „Arbeiter- 
Basis-Gru; zu. In Passau ver- 
fügte der. nd der IG Drupa 
die Auflösung der Örtlichen Jugend- 
gruppe dieser Gewerkschaft, weil 
ängeblich ihr Leiter „engere Be- 
zichungen zu der Sympathisanten- 
gruppe der Arbeiterbasisgruppe 
(München)“ habe. 

‚An diesem Zusammenhang ist in- 
teressant, daß den ABG-Genossen 
ein Schreiben des Ortsvereinschef 
‚Adolf Neyerl vom 30.11.72 an den 
„Leiter der Kriminalpolizei Passau‘ 
in die Hände fiel (vgl. KAZ Nr. 32, 
Febr. 73 — Zeitung der ABG's). 

In diesem Schreiben wird der 
Leiter der Jugendgruppe, Heinz 
Hießberger, als Sympathisant der 
ABG's bezeichnet, bzw. daß sich in 
diesem Punkt Neyeris Verdacht 


„mittlerweile so stark bestätigt" hat, 
daß es ihm „unverantwortlich“ 
scheint, „diesem Mann eine Jugend 
anzuvertrauen“, Neyerl kündigt der 
Kripo dann noch ein gewerkschaft- 
liches Ausschlußverfahren gegen 
Heinz Hießberger an. Mit diesem 
Brief an die Kripo bezweckt die 
Passauer Drupa-Führung, daß Hieß- 
berger, der Österreicher ist, aus 
Westdeutschland abgeschoben wird. 

Diese zufällig offenbar gewor- 
‚dene unmittelbare Zusammenarbeit 
zwischen Polizeiorganen — in die- 
sem Fall der Kripo — und einzelnen 
‚Gewerkschaftsführern bei der Jagd 
auf klassenbewußte Kollegen, ist 
keine einzelne Erscheinung. 

Drei Beispiele, die uns allein aus 
dem Organisationsbereich der Ham- 
burger IG Chemie bekannt gewor- 
den sind, sollen dies verdeutlichen: 
I. In einem Fall ist uns bekannt 

geworden,daß einGewerkschafts- 

sekretär einem Betriebsrat gegen- 
über in einem „vertraulichen Ge- 
spräch“ eine Reihe gewerkschaft- 
licher Vertrauensleute und Be- 
triebsräte seines Betriebes als 

„Mitglieder des KB“ bezeichnete. 

„Diese Information hätte er — so. 
der _Gewerkschaftssekrei 

„kürzlich vom Verfassungsschutz 


erhalten“. 
2. Ineinem mehrere Monate zurück- 
liegenden Fall verlas ein reaktio- 
närer Betriebsrat auf einer Be- 
triebsratssitzung eine Namensli- 

A 


ste von mehreren Arbeitern und 
‚Arbeiterinnen, die er als „Mit- 
‚glieder des KB" bezeichnete. In- 
teressant dabei ist, daß er bei 
‚jedem Namen detaillierte Anga- 
ben aus dem Privatbereich der 
Betroffenen (die weitgehend 
stimmten!) machte. Diese zum 
Teil sehr detaillierten Angaben 
können nur aus einer langf! 
gen Beschattungspraxis des Ve 
fassungsschutzes stammen. 

3. In einem dritten Chemiebetrieb 
verlas ein Gewerkschaftssekretär 
auf einer gewerkschaftlichen Mit- 
gliederversammlung eine Liste 
mit Namen. von Betriebsräten, 
Vertrauensleuten und Jugendver 
tretern, die er als Mitglieder des 
KB bezeicl Dabei führte er 
auch Namen von Kollegen auf, 
die in der betrieblichen Ausein- 
andersetzung bisher kaum in Er- 
scheinung getreten sind und die 
von daher den Gewerkschafts- 
führern auch gar nicht weiter 
auffallen konnten. 


Diese wenigen (nur zufällig be- 
kanntgewordenen) Beispiele zeigen, 
‚daß — bedingt durch die langjährige 
Schnäffel- und Spitzelarbeit des Ver- 
fassungsschutzes, der Politischen Po- 
lizei und anderer Staatsorgane, 
‚durch das ständige Abfotografieren 
(und nachträgliche Identifizieren) 
von Teilnehmern an Demonstratio- 
nen, die von kommunistischen Or- 
a 
die Me 
engeren Sympathisanten kommuni 
stischer und anderer linker Organi- 
sationen auch den Gewerkschafts- 
führern bestens bekannt sein dürf- 
te, wenn sie auch nicht in jedem 
Kinzelfall völlige Klarheit haben 
können, 

Wenn die Gewerkschaftsführer 
‚noch nicht sozusagen auf 
einen Schlag alle ihnen bekannten 
Mitglieder und Sympathisanten 
kommunistischer Organisationen 
erkschaften ausschlie- 
wor allem aus takti- 
schen Krwägungen 

Zum einen spekulieren sie der- 
zeit noch auf das opportunistische 
Zuröckweichen kommunistischer 


profilierten Linken heute das Exem- 
pel eines Gewerkschafts-Ausschlus- 
ses statuieren. Zum anderen möch- 
ten sie eine allzu starke Unruhe in 
‚den Belegschaften. vieler Betriebe 
vermeiden, die zweifellos entstehen 
würde, wenn von heut auf morgen 
eine größere Zahl aktiver Gewerk- 
schafter (häufig gewerkschaftliche 
Vertrauensleute und Betriebsräte) 
geschaßt werden würden. 


Gefahr des opportunistischen 
Zurückweichens 


Die Schläge gegen klassenbewuß- 
te und kommunistische Gewerk- 
schafter durch die Gewerkschafts- 
führung (und in ihrem Verbund 
‚durch die SPD-Betriebsgruppen und 
soziaklemokratischen. Betriebsrats: 
fürsten) werden in nächster Zeit 
zweifellos härter werden. Die Ge- 
fahr eines opportunistischen Zu- 
rückweichens der Kommunisten und 
klassenbewußten Arbeiter wird zu- 
nehmen. 

Schon unter den jetzigen Bedin- 
‚gungen sind Genossen aufgetreten, 
die um „Rückstufung in das Sympa- 
thisantenverhältnis“ nachsuchten, 
‚da sie sichdem „Druck und der Ver- 
antwortung kommunistischer Be- 
iriebs- und Gewerkschaftsarbeit‘“ 
nicht mehr gewachsen fühlen. Kol- 
legen, mit denen es bisher enge Zu- 
sammenarbeit mit unseren Genos- 
sen gegeben hat, lassen sich, nach- 
‚dem sie von Gewerkschaftssekretä- 
ren direkt in die Mangel genom- 
men wurden, zu öffentlicher Di- 
stanzierung z.B. von kommunisti- 
schen Zeitungen treiben. 

In einem Extremfall (in einem 
Hamburger Chemiebetrieb) ist ein 
Betriebsratsvorsitzender, mit dem 
65 bisher nicht nur enge Zusammen- 
arbeit in Betrieb und Gewerkschaft 
gegeben hat, sondern der zeitweise 
sogar aktiv an kommunistischer 
Schulungsarbeit beteiligt war, dazu 
übergegangen, die von den Gewerk- 
schaftsführern betriebene Kommu- 
nistenhatz zu unterstützen und 
selbst mit voranzutreiben. 

‚Andererseits zieht die derzeit be- 
triebene antikommunistische Hetze 
in den Betrieben mehr Kollegen in 
die politische Diskussion als das bis- 
her üblich war. Empören sich Ar- 
beiter über die Schweinereien der 
Gewerkschaftsführer und solidarisie- 
Gewerkschaftsführer und solidarisie- 
ren sich mit ihren unter Beschuß 
stehenden Kollegen. Erkennen sie 
zunehmend den Zusammenhang 
zwischen der allgemeinen Politik 
der Gewerkschaftsführer (z.B. in 
Lohnrunden) und der derzeitigen 
Kommunistenhetze. Hier liegt eine 
bedeutende Chance für eine weiter- 
‚schende Verankerung kommunisti- 
scher Politik, die Chance für das 
Knüpfen neuer Kontakte und Ver- 
bindungen durch die kommunisti- 
schen Arbeiter. Diese Chance muß 
offensiv genutzt werden. 

Die notwendige Gegenoffensive 
der kommunistischen und klassen- 
bewußten Arbeiter als Antwort auf 
die Kommunistenhatz der Gewerk- 
schaftsführer darf nicht so aussehen, 
daß man sich z.B. darauf konzen- 
triert, in großartigen Redeschlach- 
ten in Vertrauenskörpern und ande- 
ren gewerkschaftlichen Gremien den 
Gewerkschaftsführern Paroli zu bie- 
Offensive der Kom- 
‚unisten muß vielmehr mit dem 
Gesicht zur Masse der Kollegen pe- 
führt werden, d.h. die Kommunisten 
müssen auch in diese Auseinander- 
setzungen die konkreten und un- 
mittelbaren Interessen der Kollegen 
einbringen (ohne vom politischen 
Charakter dieser Auseinanderset- 
zung abzulenken) und sich bemü- 
hen, die spontane Empörung der 
Kollegen in politische Klarheit und 
Aktivität umzuwandeln, 

‚Gewerkschaftsführer dagegen 
werden versuchen, die Auseinander- 
setzung mit den Kommunisten 

in Betrieb und Gewerkschaft 
n _„abstrakt-politi- 
‚Charakter bekommt, für die 
Masse der Kollegen immer weniger 
verfolgbar und unkontrollierbar 
Dies wird gleichzeitig von den Ge- 
werkschaftsführern ausgenutzt, um 
eine Isolierung der kommunistischen 
und fortschrittlichen Arbeiter zu 
betreiben, bereitet den Boden für ih- 
te Domagogie gegen „Spinner“, 
„Utopisten“ ots. Ausdrücklich muß 

Gefahr gewarnt werden, daß 


aufgestellte Falle appen, 
Ein opportunistisches. Zurüc 


und klassenbewußter Arbeiter und 
Angestellten, wenn sie an einzelnen 


weichen vor den Schlägen der Ci 


momen und Kollegen durchaus 
nicht größere Sicherheit vor Ge- 
werkschaftsausschluß und Raus- 
schmiß aus dem Betrieb, obgleich 
gerade diese falsche Hoffnung — be- 
wußt oder unbewußt — viele zum 
Zurückweichen treiben mag. 

Im Gegenteil; Haben die Ge 
werkschaftsführer erst mal die Er- 
fahrung gemacht, daß ein bestimm- 
ter Kollege oder Genosse vor ihren 
Schlägen opportunistisch zurückge- 
wichen ist, werden sie nicht cher 
locker lassen, werden ihre Schläge 
verstärken, bis sie ihn da haben, wo 
‚sie ihn hin’'haben wollen: beim offe- 
nen Verrat an den Interessen der 
Arbeiterklasse, an den Interessen 
‚seiner Kollegen. 

Im Grunde genommen erleichtert 
opportunistisches Zurückweichen 
von Genossen und Kollegen den G: 
werkschaftsführern ihr Geschäft des 
Ausschlusses, wenn auch der Aus 
‚schluß eines in die rechtsopportu- 
nistische Ecke Abgedrängten mehr 
den Charakter der Beerdigung einer 
politischen Leiche hat. 

Zusammenfassend kann festge- 
stellt werden, daß die Kommunisten 
und klassenbewußten Arbeiter un- 
ter den Schlägen der derzeitigen 
Kampagne durchaus überleben kön- 
‚nen, wenn sie ihrerseits zur Offensi- 
ve übergehen. Die Tatsache, daß die 
Mitglieder der kommunistischen Or- 
anisationen größtenteils nicht nur 
dem Staatsapparat, sondern auch 
der Gewerkschaftsführung bekannt 


werkschaftsführer bringt den G 


123 


sind, ist zwar ein starkes Hindernis, 


jedoch nicht allein entscheidend, 
wenn es ihnen gelingt in oben be- 
schriebener Weise die Interessen der 
Kollegen in die Auseinandersetzung 
mit einzubringen. 

Die Kommunisten werden nur 
dadurch in die Lage kommen, ihren 
Einfluß in der Arbeiterklasse zu hal- 
ten oder gar auszubauen und zu ver- 
stärken, daß sie das politische Ni- 
veau ihrer Agitation und Propagan- 
da, ihrer gesamten Arbeit entschei- 
‚dend zu heben imstande sind, 


Liquidierung der Westberliner 
DJU-Vorsitzenden 

Nur gut einen Monat nach ihrem 
Angriff gegen fortschrittliche Kol- 
legen in Pasyau schlug die Drupa- 
Führung erneut zu. Am 15. Dezem- 
ber wurden nach vorausgegangenen 
Verhandlungen die Vorstandsvor- 
sitzenden der Wesiberliner DJU 
(Deutsche Journalisten-Union) Jörg 
R. Metike und Stefan Reisner aus 
der Gewerkschaft ausgeschlossen. 
(Die DIU ist der 1G-Drupa ange- 
schlossen, d.h. sie untersteht dem 
Vorstand der 1G-Drupa.) 

Vorausgegangen war die Bemü- 
hung dieser beiden Gewerkschafter, 
mit einer eigeninitiativ eingeleiteten 
Spendenaktion 187 kurzfristig auf 
die Straße gesetzten Druck-Kollegen, 
die Opfer einer kapitalistischen 
triebsstillegung waren, über die ärg- 
ste Not hinwegzuhelfen. 

‚Für die Drucker-Kollegen war 
diese Spendenaktion vor allem des- 
wegen von großem Wert, da es — 
rotz anderslautenden Versprechun- 
gen — weder der Westberliner Senat 
noch die Drupa-Führung für nötig 
hielten, die auf die Straße gesei 
Kollegen finanziell zu unterstützen. 
In der eingeleiteten Spendenaktion 
der beiden DJU-Vorsitzenden sah 
die Wertberliner Drupa-Führung 
„elgenmächtiges Vorgehen“ und da- 
mit „newerkschaftsschädigendes 
Verhalten‘ 

Der Weitberliner Drupa-Vor- 
stand stellte beim Stuttgarter Haupt 
vorstand Antrag auf Ausschluß, de 
joser am 15. Dezember nach noch‘ 
maligem „Verhör“ der beiden Jour 
nalisten vollsog. Außer der „eigen“ 
mächtig” initierten Spendenaktion 


von der Gewerkschaftsführung je 
doch geheim gehaltener - Aus- 
schlußgrund angegeben: der Spen- 
denaufruf von Metike und Reisner 
wurde in der sozialistischen Druk- 
kerzeitung „umbruch“ veröffent- 
licht, Darum mutmaßte die Drupa- 
Führung „Verbindungen“ zwischen 
den beiden Journalisten und dem 
„umbruch“, der von der Gewerk- 
schaftsführung als „gewerkschafte- 
feindlich“ diffamiert wird. Vor sei- 
ner Veröffentlichung im „umbruch“ 
kursierte dieser Spendenaufruf‘ al- 
Ierdings schön in weiten Kreisen 
westberliner Gewerkschafter, so daß 
der Vorwurf ‚einer „Verbindung“ 
willkürlich blieb, 

Der Ausschluß der beiden Kolle- 
gen ist noch unter einem anderen 
Aspekt bemerkenswert: 

Während noch vor Jahren sich 
im wesentlichen die Arbeiter ge- 
werkschaftlich organisierten, ist hau- 
te ein allgemein stärker gewordener 
‚Trend zur gewerkschaftlichen Orga- 
nisierung auch im Bereich der A, 
stellten und  kleinbürgerlicl 
Schichten erkennbar. Die GEW (Ge- 
werkschaft Erziehung und Wissen- 
schaft), in der Lehrer, Erzieher, 
Wissenschaftler usw. sich organisle- 
ren, hat einen starken Mitgliederzu- 
auf. Dasselbe ist bei der DGB-Ge- 
werkschaft HBV (Handel, Banken 
und Versicherungen) erkennbar. 
Weiter haben sich Journalisten und 
in letzter Zeit auch Schriftsteller 
in Sondergruppen der IG-Drupa 
angeschlossen. 


Diese insgesamt positive Entwick- 
hung birgt jedoch auch eine Gefahr in. 
sich: Die ökonomischen Interessen 
vonzum Teil hoch bezahlten Wissen- 
schaftiern, Journalisten, Schriftstel- 
lern usw. können unter Umständen 
gegen die Interemen der Arbeiter- 
klasse gerichtet sein, da ihre zum 
Teil,überhöhten*Gehälter häufig da- 
rin begründet sind, daß 
talisten in dieser oder 
der Unterdrückung und Gängelung 
der Arbeiterklasse hilfreich und 
nützlich sind, 

Diese in der gewerkschaftlichen 
Organisierung von Kleinbürgern Iie- 
gende Gefahr kann nur überwun- 
den werden, indem sich die dort 
Organisierten bewußt und politisch 
mit den Interessen der Arbeiter- 
klasse solilarisierem und ihre eige- 
nen gewerkschaftlichen und, poli- 
tischen Ziele am Gesamtinteresse 
des Proletaniats ausrichten; dih- un- 
terordnen. 

Mit ihrer Spendenaktion für 
Not geratene Drucker-Kollegen 


jaben die Journalisten Mettke und 


haben sie aktive Solidarität mi 
Arbeitern geübt. Ihr Ausschl 
der Gewerkschaft und insbesondere 
die Begründung durch die Drupa- 
Führung, die eben diese aktive So- 
Ydarität” verurteilt, zeigt, daß die 
sozialdemokratischen  Gewerk- 
schaftsführer in jedem Falle eine 
Solidarisierung der kleinbürgerlichen 
Gruppierungen innerhalb der DGI 

‚Gewerkschaften mit den Interessen 
der Arbeiterschaft verhindern wol 
ten. Dies ist zweifellos ein polit- 
scher Angriff auf die Arbeiterklasse. 


Der Radixalenerlaß der 
16-Drupa-Führung 

Am 31. März 73 begann mit der 
Kündigung der alten Tarifverträge 
durch die Drupa-Führung die Druck- 
Tarifruhde in diesem Jahr. Die 
Drupa-Führung bereitete diese Ta- 
nfrunde, in der eine schärfere Aus- 
einandersetzung mit: der gewerk- 
schaftlichen. Basis bereits ichtbar 
wurde, in der ihr eigenen Art und 
Weiie intenav vor: Im „Zenir 
organ" dieser Gewerkschaft „Drus 

Papier“ (Zeitung für die Mit 


wurde noch ein weiterer = vorerst 


nieder) emchlen am 19. Fabruar 


8 F 


kommunistischer ‚Hetzartikel unter 
der Überschrift‘ - „Die. Radikalen. 
planen den Umsturz / RGO: Zer- 
Mörun der Gewerkschaft. an der 

Auf das Thoma RGO (Rote Ge- 
werkschaftsopposltion) sind wir be- 
int Im Htadan AB (NE 29, 822) 
ausfüh: ist be- 
Kant da das Konzepi ROO von 
zwei linken Organisationen mit Na- 
men „KPD" und „KPD/ML” vor- 
treten wird, In der linken Szenerie 
sind cs gerade dies beiden unter 
den bedeutenderen Gruppen mit 
dem geringsten betrieblichen und 
‚sewerkschaftlichen Eimfluß. Hı 
wird dem Konzept RGO nur größe- 
re Bedeutung für die Entwicklung 
der westdeutschen Arbeiterbewe- 
‚sung in der Hetze der Gewerk- 
schaftsführer und. den 2,T,. komi- 
schen « Selbstdarstellungen von 
„KPD" und. „KPD/ML' beigemer- 
sen. 

Der geringe betriebliche und ge- 
werkschaftliche Einfluß der beiden 
Organisationen „KPD“ und „KPD/ 
ML” steht offenbar im Zusammen. 
hang mit der Befürwortung des 
Konzepts RGO. Insbesondere die 
„KPD/ML" (Roter Morgen) ver- 
sucht ihre politische und organisa- 
torische Schwäche hinter besonders 
großtuerischem Gerede in ihren Zei- 
tungen zu verdecken. Den kaum 
vorhandenen betrieblichen und ge- 
werkschaftlichen Einfluß dieser Or- 
ganisation sollen großmäulige und 
politisch unsinnige Ausführungen 
Übertünchen über eine hier und 
heute zu gründende „Rote Gewerk- 
schaftsopposition“ als eigenständige, 
innerhalb und außerhalb der DG 
Gewerkschaften operierende Orga- 
nisation. Die‘ Verantwortlichen sol- 
cher Veröffentlichungen, die ein 
kleines Häuflein Arbeiter und An- 
gestellte, die im Einfluß ihrer Orga- 
nisation stehen, zusammengebracht 
haben, bauschen diese Angelegen- 
heit zu einem „unerhört wichtigen 
Fortschritt” für die Arbeiter- und 
Gewerkschaftsbewegung in der BRD 
auf, 

„Die Drupa-Führer haben nun mit 
Bienenfleiß die‘ Zeitungen die 
| 


.KPD/ML” durchge, 

am meisten unsin 

Fa nee Aha 
mengetragen. Diese" Ausführungen 
(aus dem „Roten Morgeg"‘) sollen 
dazu dienen, die gesamte kommu- 


nistische Bewegung zu diskreditie- 
ren, sollen einen Keil zwischen die 


kommunistischen und anderen lin- 


ken, fortschrittlichen Gewerkschaf- 
ter treiben. Die Drups-Führer unter- 
stellen, daß das RGO-Konzept nicht 
nur von „KPD“ und „KPD/ML" 
vertreten wird, sondern mehr oder 
weniger von allen kommunistischen 
Organisationen, Geschickt bemühen 
sie sich dann, für die Arbeiter an- 
‚gemessene Lohnforderungen zu 
„speziellen Forderungen‘® der RGO 
nd ähnlicher Organisationen zu 
stempeln, nur well dieselben diese 
Forderungen auch propagieren. 

Das Ziel ist also durchsichtig! 
Die aktiven Gewerkschafter sollen. 
eingeschüchtert werden, sollen nicht 
en, sich für angememene Lohn- 


w 
Fon wie „AO Maik wöch- 
‚lich für alle”, die In wielen Druck. 
betrieben zur Lohnrunde aufgestellt 


wurden - einzuswtzen und stark 
zu machen, ohne damit schon als 
„RGO:verdächtig" zu gelten. 

Einen Monat später veröffent- 
lichte die Drups-Fühtung in, ihrer 
Zeitung den wg. „Extremislener- 
146”. In der „Druck und Papler“ 
Nr. 6 vom 19’März - also nur eine 
ule Woche vor Beginn dor Lohn 
runde — gibt die Drupa-Pührung 
in einem Artikel unter der Über- 
schrift „Extremisten können aus 
geschlomen werden" folgenden Bo- 
schluß des Hauptvorstandes be- 
kannt! 

„Mitglieder der Indusıriegewerk- 
schaft Druck und Papier, welche 
sich zur ‚Roten/Revolutiondren Ge: 
werkschaftiopposltion" [RGO) oder 
Gruppen mit gleicher besichungs- 
weise ähnlicher Zielsetzung beken- 
nen, deren Bestrebungen durch Ihre 
Mitgliedschaft, durch Äußerungen 
in Wort und Schrift beziehungs- 
weise durch aktive Mitwirkung un- 
terstützen, verstoßen gegen $ 4 der 
ıtzung der I Druck und Papier, 
Auf sie ist das Verfahren nach 
311 (Ausschluß ar der Gewerk 
ichafı) Ziffer 1 a beniehungsweine 


He unzuwenden. 


Die schwammigen Kormullerun. 


Forts. nächste Seite 


(Nr. 4, Ja. 111) emeut ein an. \ 


TE ah na 


Nr. 29/Juni 73 


en (El, „ähnliche Zielsetzung 
aktive Mitwirkung") sind von di 
u ı übsichtlich gewählt 
{i Pte Tysen aime.völ wi: 
kürliche. Interpretation offen. und 
sind prinzipiell gegen alle Kritiker 
‚der Vorstandspolitik gerichtet, wenn 
auch. der ‚Hauptvorstand zynisch 
behauptet, dab mit diesem Beschluß 
Kritik und Meinungsfreiheit inner- 
halb urerer Organisation‘® nicht 
möglich gemacht werden sollen 
Selbstverständlich geht en den 
werkschäftsführern perade darum. 


‚Kriminalisierung der 
kommunistischen Agitation 
und Propaganda wird 


laß veröffentlichte der 
Hauptvorstand einen’ weiten, Be 
schluß im selben Artikel, der bis- 
her weitet'im der'bürgerlichen'nöch 
‚kommunistischen Presse entsprech- 
ende Beachtung fand. Dieser. Be- 
schluß heißt; 

„Der Hauptvorstand beauftragt 
den geschäftsführenden Vorstand, 
die Inieressen von Funktionären 
der IG-Druck und Papier, die im 
Zusammenhang mit ihrer gewerk- 
schaftlichen Tätigkeit in den Publ 
Kationen der Roten Gewerkschafts- 
Opposition (RGO) und anderer 
Gruppen mit ähnlicher Zielsetzung 
diffamiert und: persönlich beleidigt 
werden, vor ordentlichen Gerichten 
zu verteidigen. Der Hauptvorstand 
ist der Auffassung. daß eine Rechts. 
verfolgung. der für diese Publika- 
tionen\Verantwortlichen. auch im 
Interesse. der Organisation erforder. 
lich Iatfonyis ek noilaoggor lan: 

Den kommunistischen Organisa- 
tionen. ist es. noch nie, um Diffs- 
mierungen und persönliche Beleld 
gungen _ irgendwelcher Gewerk- 
‚schaftsführer gegangen. Aufgabe der 


paganda, allerdings ist es, 
tion. der Führer des Reformismus 
den Arbeitern immer wieder deut- 
lich zu machen, aaf Ihren ständigen 
 Klassenverrat hinzuweisen, aufzu- 
zeigen, in welcher Weise sie mit 


en Kapitalisten genügt es nicht, 
über «zig Augen und Oh- 
ren über die Kampfkraft der 
Arbeiter zu informieren. Auch Not- 
standsgesetze, _Verfassungschutz, 
Bürgerkriogausbildung des Bundes 
grenzschutz und spezieller Polizei- 
Einheiten sind noch nicht alle Wal: 
fen, die die Unternehmer sich gegen 
selbständige Politik der Arbeiter- 
schaft geschaffen haben. In aller Öf 
fenilichkeit werden jetzt private 
Spitzel- und Killertrupps organisiert: 
nach dem „bewährten” Vorbild fa 
schistischer Terrongruppen, 


Jüngstes Beispiel: Tine „Firma 
mit vier Millionen Jahresumsatz in 
Ka 


el, die sich (nach dem Vorbild 
US-Geheimdiensten) „CHA“ 
t. Chef ist ein gewimser Gerd 
Mihm, der früher bei der amerikanı 
schen Spionageabwehr CID (') ar- 
beitete und sich im Wahlkampf 1969. 
zur Bewachung des NPD-Partelvor 
standes anheuera ließ, 
Ihren Profit macht diese saubere 
a hauptsächlich mit „Industrie 
ie ist bereits bei zahlre 


en 


den Kapltalisten gegen die Inter- 
essen dor Arbeiterklasse zusammen- 
iten. Die Kommunisten tun 
ws der grundsätzlichen Er- 
fahrung und Einschätzung heraus, 
daß die Arbeiterklasse mit diesen 
Gewerkschaftsführern nicht einmal 
im wirtschaftlichen Kampf gegen 
die Kapitalisten bestehen kann, go- 
schweige denn einen politischen 
Kampf um die Beseitigung des ka- 
pitalistischen Systems der Ausbeu- 
tung führen kann, 


m Eutiner_ Voß-Oymnaslum Ist der 
Geschichtslohrer Schatton besonders, 
fen dazu übergegangen, Zenmuren 
lcht nach der fachlichen Leistung, sondern 


„Grundlagen des Morxiumus“ zum Inhalt ha- 
bon soll, It eine Sparte „Kritiktählgkeit” 
am Marklemus eingeführt. "Wer dann nicht 
bereit ist, die im Unterricht von Schatton 
vorverdaute „Kritik in der Arbeit nach- 
zukäuen, kommt wegen „mangelnder Kri- 
tikfählokeit”“ am Marxiumus natürlich. auf 
keine gute Note mehr, während üble Hetze 
‚gegen die Arbeiterklanse und abstrum Ver- 
drehung des Markimus mit eins hono- 
riert wergen! 

So kann z.B. ein Juso (1) für die uner- 
hörte Aussage, daß. die „Sautsche Arbei 
torklasse keine revolutiondre Vergangenheit” 
hätte, mit. einem Schlag vier Punkte kas- 
sieren, Während unser Genosse, der in der 
‚Arbeit die Positionen der Arbeiterklasse ver- 
teidigte, natürlich Ioor ausgeht. 

‚Je dreister die Schläge gegen den 
Marxismus, desto höher offensichtlich auch 
die Punktzahl: Wenn geschrieben wird, Marx. 
Jirte sich in der Verelendungstheorie", dazu 
noch, daß „in der bisherigen. Geschichte 
noch kein Klassenkampf, (d.h. ein Kampf 
mit dem Ziel der Vernichtung der anderen 
Klasse), (? 7) ausgebrochen” si, läßt Herr 
Schatton in seiner Begeisterung gleich sechs 
Punkte springen . .. Die Baispile Ielan sich 
vermehren. 

"Natürlich ist Schatton kein Einzelfall. 
m braunen Eutiner Klime gedeihen vor- 
züglich und unbeschadet solche Sumpf- 


„schauen wharfeı 
(sagt ihr Chef), 


Die Gewerkschaftsführer sind In- 
zwischen dazu übergegangen, die 
kommunistischen Organisationen in. 
der von ihnen beherrschten Presse. 
zu „diffamieren“ und zu „beleldi- 
sen”, Die gemeinsten Lügen, die gröb- 
sten Geschichtsfälschungen werden 
ort verbreitet. Die Kommunisten 
sind dien gewöhnt, ‚Kein. bürger 
ches Gericht würde je auf die Idee 
kommen, wegen dieser. Diffamie- 
tungen die Gewerkschaftsführer zur 
Rechenschaft zu ziehen. 


© 


ch als 
schlimmer als 
fasehist 


lich als 


Eutin ensdusigen „Bund der Vertriebenen“, 
führt. die Meinungszensur und. politische 
Entrechtung auf folgende Art durch: Auf 
Befehl Harıma werden die Schüler vom Haus, 
meister nach kommunistischer AP „gefitzt” 
(u... ‚mach mal die Tasche  aufl”). Flug- 
bläiter, die vor (I) der Schule verteilt werden 
und auch der ARBEITERKAMPF, dar vor 
‚der Schule var kauft wird; werden den 
Schülern von Hausmeister weggenommen! 
Diese Methoden des Meinungsterrors haben 
eindeutig faschisische Vorbilder. 

Programmatisch erklärt Harm dazu: „ich 
tuj was ich will, und es klappt" 

‚An der Eutiner Berufsschule treiben 
Offiziere und Hauptieute der Hitierarma 
hr braunes Unwasen derart, daß sich 
das CDU-Kulmusministerlum in den 
Jahren zu einer Verwarnung Hauptmann 
Rösıners wagen zu offener rechtaradikaler 
Propaganda veranlaßt sah. 

"Auch das Eutiner Mödchengymnasium 
kann. mit einem rechtsradikeien Gefolge: 
mann an der Spitze aufwarten. Rektor 


Weise” „Disziplin und Ordnung“, Anläßlich 
eines geplanten Schülerstreiks gogen die Ver- 
abschiedung des reaktionären Landeshoch“ 
schulgesetzes (LHG) in Schleswg-Holstein, 
berief Jarmatz Schülerversammlungen ein, 
auf denen er sich für das LHG und scharf ge: 
‚gen Streik, die Schülervertretung uw. aur- 
sprach, Dabei untersagte er jede Diskussion, 
wörtlich: „Dies ist eine Belehrung und.keine 
Diskussion!” 

‚Alı das immer noch nicht genügend Iruch- 
wie, schrieb er einen Brief an alle Eltern, 
indem er zwischen Lügen und. Diffamie- 
rungen offene Drohungen gegen. politisch 
aktive Schülerinnen entwickelte. Gleich sahen 


mach Inkı" 
Ich, „um die 


In der bürgerlichen und Gewe 
schafts-Presse werden heute 
Kommunisten ganz selbstverständ- 
inner“, „Utopisten“ oder 
‚Faschiste: 
usw, usf, bezeichnet, 
In diesem Sinne wird die Kritik der 
Kommunisten an den Führern des 
Reformismus in der bürgerlichen 
Öffentlichkeit ganz selbstverständ- 
iffamierung“ und „per- 


sönliche Beleidigung 
Vorherrschaft bürgerlicher Ideologie 


Aus einer ostholsteinischen Kleinstadt 


ich auch seine braunscheckigen Mitkläffer, 


Shen Cd Briuere de 


und antikommunistischer Vonurtel- 
lie | Te wollen sich nun die Gewerk- 
schaftaführer zunutze machen, um 
mit Hilfe der bürgerlichen Gerichte 
diese Kritik der Kommunisten ver“ 
bieten und bestrafen zu lassen, Da- 
bei scheuen sie sich nicht, die Mit- 
gliederbeiträge der Gewerkschaft 
mitglieder für aufwendige Prozesse 
gegen die Kommunisten zu ver 
pulvern. wu 


„Links 


aufgefaßt. Di 


wird fortgesetzt 


Obermeier und Komeg,zu den unverschäm- 
on Diffamierungen veranlaßt, dal die Akti- 
wirkten. der Parallelen zu 
den Methoden der Nationalsozlaisten zeig- 
ont 

‚Die braune Spur führt weiter zur Lokal- 
presse, zum Zusammenspiel mit Schreiber- 
Hingen vom „Ostholsteiner Anzeiger‘ (Ver 
oger_NPD-Miiglied, Chefredakteur CDUN). 
Im Zusammenhang mit einem möglichen. 
Streik der Eutiner Gymnasiasten wurde die 
anikommunistische Hetzmaschinerie. wie- 
der aut Hochtouren gebracht. — Da wer 
dann die Made davon, daß die 
Kommunisten sich „eingemischt",zum Sreik, 
„autgewiegelt” hätten us. 


Dieser kleine Ausschnitt steht repräsen- 
tativ für die Eutiner Verhältnsse. Obiges 
geschieht nämlich vor dem Hintergrund, 
daß Eutin eine altn SA-Hochburg war, die 
Hitler schon in den 20er Jahren mehrere 
Mae aufgesucht hatte, 

Diese Tradition ist naturlich nicht ge- 
brochen. Beispielsweim werden die großen 
Polizei- und Bundeswehreinheiten (,„Heimat- 
schutzkommando"1) von alten „erfährenen” 
$S-Leuten angeführt. Und genauso, wie da- 
mals die SA ausrückte, um Arbefterdemon- 
strationen in Preetz und Kiel zu zerschlagen, 
fückt heute die Eutiner P 012.0 gegen De- 
monstrationen in Hamburg, Kiel, Flens- 
burg usw. us, 


KB-Gruppe Eutin 


demokratische Grundördnung zu 
schützen" (1 

Dazu der Sohn und Kompagnon 
von Gerd Mihm, Frank Mihm:„Wir 
machen alles, wenn ex nicht gegen 
die deutsche Industrie geht. 

Die mit Minikameras, Tonband- 
‚geräten, Infrarot-Nachtsichtgläsern 
und einem Lügendetektor ausgerü- 
steten Agenten, über deren Einsatz 

ıgeblich stets auch Arbeitsdirektor 
‚oder Betriebsrat informiert werden, 
wühlen zunächst die Personalakten 
einer — „schutzbedürftigen” Firma 
durch. „Wir prüfen die finanzi 
und_privaien. Verhältnisse, stellen 
eventuell fest, welche Parteizugehö- 
rigkeit, da diese Unterwanderungen 


‚Soweit Frank Mihm über die Me- 
thoden, mit denen fortschrittliche 
Kollegen, die der Geschäftsleitung 
„politisch verdächtig“ sind, über- 
wacht werden sollen. 

Die „lautlos“ arbeitende Spitzel- 
truppe ist jedoch nur das eine Bein 
dieser Privatarmee. Sie wird ergänzt 
durch eine uniformierte, militärisch 
ausgebildete „„Industrieschutztrup- 
pe". Frank Mihm:„Unsere Leute 


chen größeren Untefnehmen „im | sind schärfer als die normalen Wer] 


alle 14 Tage ausgewechselt, Frank 
Mihm: „Sie sollen nicht erst heimisch 
werden. Keine Vertraulichkeiten mit 
den Arbeitern.“ 

Auch die Bündeswehr hat ihre 
Pfoten in diesem Killertrupp! So ist 
der Chef-Ausbilder der „Industrie- 
Schutztruppe“ (Schiemann) zur Zeit 
Feldwebel bei der Bundeswehr, Zeit- 
soldat auf acht Jahre, hal 
kämpferausbildung und ist Ti 
der „goldenen Schützenschnur“, 
Überhaupt werden Leute vom Bund, 

renzschutz oder der Polizei bevor- 
Zugt eingestellt. „Da ist schon Drill 
drin,“ 
Ähnliches wird grundsätzlich für die 
gesamte Polizei angestrebt. Aufeiner 
Tagung der führenden Polizeibeam- 
ten und Staatsanwälte des ganzen 
Bundesgebietes wurde unter großem 
Beifall der „gezielte Todesschuß” 
gefordert. Der Todesschuß der Po- 
Iizei sei der ‚letzte, aber legale 
Ausweg”, um gegen „Extremfälle 
totaler Kriminalität” "vorzugehen. 
Was darunter zu verstehen ist, hat 


springen. 
‚Niemand hat bis jetzt eiwas gegen 
diese auf Einsatz. gegen Arbeiter ge- 
drülte Külerorganisation unternom- 
men. Im Gegenteil. Der Schießstand 
wurde eigens vom Kasseler Oberbür- 
germeister genehmigt, der Landesin- 
nenminister in Wiesbaden hat sich 
noch nicht gerührt, Auch von der 
Gewerkschaft kam noch kein Ein- 
spruch — interessiert sie sich nicht 
für diese Mordorganisation? (nach 
„Stern“, 14/73) 
„Protest” gegen. die Organisation 
Mihms kam lediglich vom Bund 
deutscher Detektive e.V: „Eigent- 
lich sollte Herr Mihm wissen, daß 
2. B. die Sicherung von Betrieben 
heute noch keineswegs gefährlich 
jedoch sehr viel Takt (!) und 
Fingerspitzengefühl erfordert. Für 
diese Arbeit benötigt der Detek, 
Köpfchen und kein Schießeise 
(Stern, 10.5.73). Das heißt nichts 
anderes, als daß zur Zeit noch die 
„einfache” Spitzeltätigkeit gegen 
fortschrittliche Kollegen und Ge 
werkschafter im Betrieb weitgehend 
ausreicht, daß aber schon morgen 
der massive Einsatz von Organs 
tionen wie der Mihmtruppe zum 
Kampf gegen die Arbeiterbewegung 


Geschäft‘, wo sie für die Überwi 
chung „pro tausend Arbeitnehmer 
Jährlich 156.000 DM plus Spesen 
kassiert! 

Unerkannt arbeiten im Auftrag 
dieser Truppe vierzig „Spezialagen- 
„ darunter vier Frauen, In wesı 
deutschen Betrieben. Alle sind sie 
bewaffnet und können Karate. Um 
nicht aufzufallen, werden sie vorher 
monatelang auf ihren Spezialauftrag 
trainiert. Sie bilden jedoch nur den 

„harten Kern“ - in Verbindung mit 
Ühnen arbeiten noch etwa $ 000 »0- 
genannte „Zeitagenten“ — „das sind 
schr zuverläsige und angesehene 
Mitbürger“ (Mihm) — die sich mit 
Spitaoldiensten ausktalich Geld ver- 
dienen wollen. 

Als Ausbeute der Schnüffelel un- 
ter den Arbeitern und Angestellten 
sind im Archiv der Firma “CIA“ 
bereits Akten über 20 000 (zwanzig- 
tausend") Personen angelogt mit An- 
gaben bis in die intimsten Persön 
lichkeits-Bereiche. Vieles wird an 


schutzopas mit ihren lahmen Schi 
ferhunden, Wir können uns vor Auf- 
trägen kaum retten.“ 

Wovon spricht er? Seine Leute 
werden von sidkoreanischen Karate- 
Ichrern darauf trainiert, mit bloßen 
Händen Menschen zu löten, Nicht 
‚nur das: Auf einem eigenen Schieß- 
stand wird täglich trainiert unter der 

‚Der erste Schuß muß 18d- 


Scheibe, auf die menschliche Umris- 
se gemalt sind — nur bis zur Gürtel- 
linie, Schüsse auf Beine und Füße, 
die nur kampfunfähig machen, weı 
den gar nicht erst geübt, 

Diese Killertruppe wird bei 
Streiks „zur Aufrechterhaltung der 
inneren und äußeren Ordnung“ 
(Mihm-Dienstanweisung) in Hetrie 
ben gegen die Arbeiter eingesetzt. 
Dann „werden alle dienstfreien In. 
dustrieschutzangehörigen zur Ver 
stärkung des rogulären Dienstes hin- 
zugezogen ‚und für die Dauer den 
Streiks im Werksgelände un 
bracht," 

Damit die Truppe „scharf“ bleibt, 


notwendig sein kann. Die Kapitali- 
wissen das schr genau — 

nicht umsonst kann sich Mihm 

„vor Aufträgen nicht retten”, 
Berichte aus Japan zeigen, wel- 

che Bedeutung solche „Abwehror- 

tanisationen” (Mihm selber nennt 

seine Truppe die „größte priva 

Abwehrorganisation 

winnen können. Dort 

Gangstersyndikate, mi 

als 120.000 Mitgliedern, zur Zur 

sammenar 

höchsten 


„Verein aur gegenseitigen 
Unterstützung”) Für jedes schmutzir 
ge Geschäft können Gangst 
heuert worden, insbesondere, wenn 
esgilt, „widerspenstige Gewerkschai 
ter im Betrieb einzuschüchtern‘ 
(Stern, 18/73). Hier ist micht mur 
eine vielseitig verwendbare faschl- 


das Vorgehen gegen die Baader 
Meinhof-Gruppe im vorigen Jahr 
deutlich genug gezeigt.) 

Neben der „gründliche 
bildung besitzt die Werkschi 
pe Mihms noch eine 
mit mannscharf abgerichtoten Schä- 


‚Am 26.4.1973 fand die ordentliche 

der GEW (Ge 
werkschaft für Erziehung und Wis 
schaft) in Hamburg statt. Wichtig- 
‚ster Tagesordnungspunkt: Abschaf- 


ammlung eingesetzt 
ARBEITERKAMPF 26, 5, 10). Die 
Absicht, die der Vorstand mit die- 
ser Satzungsänderung verfolgte, war 
klar: Die HV, die mehr und mehr zu 


‚ionsorgans. 
ausgeschaltet werden. Dieser Fron- 
talangriff auf die innergewerkschaft- 


den. Der Vorstand verfehlte knapp 
die für eine Satzungsänderung er- 
forderliche Zweidrittelmehrheit; die 
HV bleibt vorerst bestehen. 


iese Auseinandersetzungen 
auf dem Hintergrund der 
[Krise kapitalistischer Bil- 


dungspolitik zu schen. Die von ei 
nem erheblichen Teil der Eltern, 
Schüler und Lehrer in die sozial 
liberale Regierung gesetzten Erwar- 
tungen, ‚nämlich grundlegende Re- 
formen des Bildungswesens, sind 
gründlich enttäuscht worden. Mit 
dem erschütterten Vertrauen in die 
SPD macht sich gleichzeitig ein 
wachsender Unmut über die Schul- 
misere breit, und die Bereitschaft 
steigt, sich in dieser oder jener 
Weise kämpferisch für die Beseiti- 
gung der Mißstände zu engagieren. 

Das ist die objektive Ursache 
für den Tatbestand, daß auch Teile 
‚der in der GEW organisierten Lehrer 
nicht nur Pläne, Debatten und 
fruchtiose „Spitzengespräche", son- 
dern endlich einmal Taten von ihrer 
Gewerkschaft schen wollen - und 
zwar ohne Rücksicht darauf, ob da- 
runter das Ansehen ingendeiner Par- 
ei oder gar „unseres demokratisch- 
sozialen Rechtsstastes‘ Schaden 
nehmen könnte. 

Die Auseinandersetzungen inner- 
halb der GEW Hamburg haben ge- 
zeigt, daß die Gewerkschaftsführer 
diese Entwicklung für gefährlich 
halten und daß sie auch vor weit- 
reichenden Mitteln nicht zurück- 


halten und daß sie auch vor we 
reichenden Mitteln nicht zurück- 
schrecken, um diese Bewegung zu 
stoppen. 


GEW-Vorstand gegen „Funda- 
mentalisten” 


Der Hamburger GEW-Vorstand 
hat bewußt die Frage der prinzi- 
pielten Einstellung gegenüber „unse- 
rem demokratisch-sozialen Rechts- 
t* in den Mittelpunkt der Aus- 
\dersetzung gestellt, und nicht 
etwa die Frage der prinzipiellen 
Einstellung zu den Interessen der 
Bevölkerung an Schule und Aus 
bildung, 

Zwar ist nach 
Vorsitzenden des 
bandes, Wunder, der Erfolg der 
ildungsreform" durchaus noch 
fraglich: „Es gibt viele Anzeichen, 
die auf einen negativen Ausgang 
der Auseinandersetzung um die Bil- 
dungsreform hindeuten.“ ( Ham- 
burger Lehrerzeitung, 6/73). Im 
folgenden wird jedoch nicht etwa 
so argumentiert, daß die GEW zu 
nächst einmal alle Möglichkeiten. 
ausschöpfen will, die der BRD-Staat 
‚den Gewerkschaften bietet, um dann 

je nach den Ergebnimen dieser 
Politik — darüber zu entscheiden, 
od die aundiegende Zielsetzung 
einer fortschnittlichen Schulpolitik 
in diesem Staat überhaupt zu ver- 
wirklichen ist 

Vielmehr wird ein prinzipiellen 
Bekenntnis zur DP-Regierung 
und zum Staat abgelegt und von 
allen Mitgliedern gefordert, Wunder 
bekennt sich nämlich zur „Auffa® 
mung der Gewerkschaften des DGB, 
‚die diesen Staat prinzipiell als ihren 
eigenen Staat zwar kritisch schen, 
aber dennoch bejahen, die eine 
SPD-Regiorung prinzipiell als eine 


Meinung des | 
Hamburger Ver- 


gewerkschaftsfreundliche Regierung 
von einer CDU-Regierung zu unter- 
scheiden wissen“. (HLZ 6/73) 

Die Wahrheit ist, daß sich die 
deutschen Lehrerverbände zu alle 
Zeiten freudig zu „diesem Sta: 
bekannt haben. Ob das nun das 
Reich Bismarcks oder Kaiser Wil 
helms oder gar die faschistische 
Diktatur war. Hierin drückt sich 
der alte Untertanengeist aus, eine 
Sache nicht danach zu beurteilen, 
was sie für die Interessen der Bevöl- 
kerung bringt, sondern ob sie den 
obrigkeitlichen Segen hat. 


Wohlgemerkt: Wunder selbst 
sicht sich nicht in der Lage, den 
Beweis darüber zu führen, daß 
dieser Staat die berechtigten Inter- 
essen und Forderungen der Bevölke- 
rung — in diesem Fall in der Schul- 
politik — tatsächlich erfüllt. Er ge- 
steht im Gegenteil ein, daß die 

jungsreform“ (von der SPD 


schon 1969 und früher mit Pauken 
und Trompeten versprochen) wahr- 
scheinlich einen „negativen Aus 
gang“ nehmen wird, d.h. daß aus 
der Sache nicht sehr viel heraus- 
kommen wird. Aber trotzdem: 
„Wir bekennen uns zu diesem 
Staat“, und wer da nicht mitzieht, 
ist selbstverständlich ein Extremist, 
der bloß zerstören will. 

Der GEW-Vorstand behauptet, 
die Politik der Linken sei eigentlich 
nur so zu erklären, daß für sie „die 
Mißstände im Bildungswesen 'nur 
der Anlaß (sind), um diesen Staat 
und seine demokratischen Struktu- 
ven. immer heftiger zu bekämpfen“ 
(„GEW-aktuell“, 16.4.73). Hier wer- 
den wieder einmal bewußt Ursache 
und Wirkung vertauscht. Denn gera- 
de wegen der immer krasseren 
gesellschaftlichen Mißstände — 
nicht nur im Schulbereich — kommt 
ine wachsende Zahl von Menschen 
zur Einsicht, daß grundlegende ge- 
sellschaftliche Veränderungen not- 
wendig sind. Wunder kehrt die Sa- 
che genau um. Er behauptet, daß 
diese Menschen aus Prinzip unzu- 
frieden sind und nur nach Gründen 
suchen, um „unseren Staat“ ka- 
Puttzumachen. Dasselbe hat die Re- 
aktion schon zu Zeiten Bismarcks 
den Soziaklemokraten vorgeworfen, 
dasselbe haben die Faschisten den 
den „Marxisten“ vorgeworfen. Von 
dort” führt eine gerade Linie zur 
„Liquidierung“ der „destruktiven 
Elemente“. 


demente“. 


Polarisierung innerhalb 
der Lehrerschaft 


In dieser Auseinandersetzung, die 
ihren Kristallisationspunkt in der 
Frage der Satzungsänderung hatte, 
fand eine sich seit längerem ab- 
zeichnende Polarisierung ihren Aus- 
druck. In der Abstimmung über 
die Abschaffung der Hauptversamm- 
lung fanden auf den einen Seite die 
organisierten Lehrer zusammen, die 
in dieser oder jener Weise unzulrie- 
den waren mit der bisherigen Politik 
der Partnerschaft mit dem SPD-Se- 
nat (bzw, der SPD-Regierung) und 
mit dem Vorzicht auf Kampfmaß- 
nehmen seitens der GEW, außerdem 
die Lehrer, die die innergewerk- 
schaftliche Demokratie verteidigen 
wollten, oder die nicht einverstan- 
den waren mit der undemokral 
schen Vorgehensweise des GE 
Vorstands in dieser „Kampagne' 
mit der antikommunistischen Hetze 
die einen Teil der Mitglieder diszi- 
plinieren sollte, mit der groben 
Nichtbeachtung von Beschlüssen ge- 
wetkschaftlicher Gremien u. a 

Auf der anderen Seite scheute 
der GEW-Vorstand keinen Aufwand 
und keine Kosten, um die „schwei- 
‚gende Mehrheit" zu mobilisieren. 
Dramatische Appelle im Stil von 
‚Rettet die GEW vor der kommuni- 
ütischer Unterwanderung‘ _zielten 
‚eindeutig auf die Mobilisierung des 
teaktionären Potentials innerhalb 
‚der GEW (und der gesamten Lehrer. 
schaft) ab, Der GEW-Vorstand fand 
dabei die tatkräftige Unterstützung 
durch die gewerkschaftsfeindliche 
Springer-Preue 

Dennoch fehlten dem Vorstand 
auf der Hauptversammlung vom 
26.4. Stimmen zur Erreichung 


seines Ziels. 2774 Lehrerhatten für 
‚die Einführung der vom Vorstand 
vorgeschlagenen _ Deligiertenver- 
sammlung gestimmt, 1477 dagegen. 
Der GEW-Vorstand wird sich mit 
dieser Entscheidung nicht abfinden. 
Noch auf derselben Versammlung 
‚erklärte der erste Vorsitzende Wun- 
der, man werde im Herbst einen 
2. Anlauf in Richtung Deligierten- 
versammlung unternehmen. Der 
Vorstand kalkuliert (nicht zu Un- 
recht) damit, daß die reaktionären 
Reserven in der Lehrerschaft noch 
nicht ausgeschöpft sind. Zu diesem 
Ziel will er — mit der Parole des An- 
tikommunismus — neue Mitglieder 
für die GEW werben. 

Der Kommunistische Bund hatte 
zur Hauptversammlung wom 26. 4. 
dazu aufgerufen, einen Antrag meh- 
rerer GEW-Mitglieder zu unterstüt- 
zen, der die Verurteilung der Vorge- 
hensweise des Vorstands und auf- 
grund dessen Nichtbefassung mit 
dem Antrag auf Satzungsänderung 
zum Inhalt hatte. Dieser Antrag for- 
derte stattdessen die Einleitung ei- 
nes Diskussionsprozesses über die 
bisherige Politik der GEW und da- 
nach erneute Entscheidung darüber, 
‚ob eine Satzungsänderung notwen- 
dig ist. Dies war nicht nur ein takti- 
scher, sondern auch ein grundsätz- 
licher Fehler. Der Vorstand hatte 
seine "Absichten unmißverständlich 
dargelegt: Abbau der innergewerk- 
schaftlichen Demokratie. Was der 
Vorstand wollte, war auch den mei- 
sten Lehrern klar, Sie halten sich in 
zwei Lager gespalten und eine ein- 
deutige Stellung zu dieser Frage ein- 
‚genommen. Notwendig war hier 
nicht, das ganze noch einmal zu dis- 
kutieren, notwendig war hier, ein 
klares Votum gegen den Abbau der 
innergewerkschaftlichen Demokta- 
ie zu erreichen. Ebensowenig war 
und ist es angebracht, darüber zu 
räsonieren, ob eine Satzungsände- 
rung „an sich” notwendig wäre oder 
‚obein „demokratisches Delegierten- 
Modell“ „an sich“ denkbar wäre. 
Wir haben esmit den Delegiertenver- 
sammlungen der DGB-Gewerkschaf- 
ten zu tun und die sind zweifel- 
Noseine erhebliche Verschlechterung 
hinsichtlich der Demokratie und ge- 
nau mit dieser Absicht von den Ge- 
werkschaftsführern eingeführt wor- 
den. 

Unsere Politik wollte gewisserma- 
en alle Lehrer auf der Basis der 
„Demokratie“ vereinigen und über- 
ah dabei genau die Tatsache der Po- 
|_iarisienune_ die zwanesläufie in allen 


kleinbürgerlichen Schichten bei ei 
ner Zuspitzung der gesellschaftli- 
chen Auseinandersetzung eintritt, 
und die ein fortschrittlicher Prozess 
ist. Daher stellte unsere Politik fak- 
tisch ein weder-noch dar und war 
ietztlich ein Zurückweichen vor den 
‚Angriffen der GEW-Führung. Das 
kam auch darin zum Amdruck da 

der von uns. unterstützte 
Sraktch unteren Tuch Del und 
keine Rolle auf der Hauptversamm- 
lung spielte. 


GEW-Führung auf Spalterkurs 


Die Entwicklung der letzten Zeit 
weist deutlich. darauf hin, daß die 
GEW-Führung die Politik der Spal- 
tung stärker und bedenkenloser als 
bisher zur Anwendung bringen wird, 
um dem „Rechtsstaat“ eine „gut 
funktionierende GEW" „Part- 
r“ zu erhalten. In Hamburg wird 
zunächst vom Vorstand versucht 
werden, einen Keil zwischen die ver 
schiedenen Gruppierungen der rela- 
tiv starken Opposition zu treiben. 
Dasgeschicht vor allem dadurch, daß 
es der Vorstand nicht an Winken 
und Hinweisen an die Addresse der 
DKP fehlen läßt, sich irgendwie m 
einander zu arrangieren. „Die DKP 
neigt zwar in Zielaussagen immer 
wieder dieser fundamentalistischen 
Linie zu, zeigt sich aber in der Pra- 
xis vielfach der bisherigen GEW-Li- 
mie verbunden.“ (Wunder; HLZ, 
673). Und gleich darauf‘, ..kom- 
munistische Gruppen links von der 
DKP...führen gegen die (!) Gewerk- 
schaften scharfe Attacken“. In dieser 
Unterstellung, in der es den Herren 
Vorsitzenden wieder einmal gefällt, 
sich mit de r Gewerkschaft insge- 
samt gleichzusetzen, zeichnet sich 
bereits wie in anderen Gewerkschaf- 
ten der Vorwurf „gewerkschafts- 
sanataden Veit un die 
tung von Ausschlüssen ab. 
"ang: der mrwelieetigen 
Zielsetzung des GEW-Vorstands soll- 
te aber klar sein, daß das Bemühen 
um gemeinsames Handeln und um 
die Solidarität der Linken 
demokratische Politik in der GEW 
eine Frage von Sein oder Nichtsein 
ish'Wenn eine_Gruppe — im Ein- 
tausch gegen bestimmte Posten 0.4. 
- in dieser Frage Kompromisse mit 
‚der GEW-Führung schließen sollte, 
sägt sie damit ganz klar am eigenen 
Ast. 


„Demokratie“ vereinigen und über- 
Sah dabei genau die Tatsache der Po- 
risierung, die zwangsläufig in allen 


menhang die DKP genannt werden, 
da sie in ihrer letzten "Kommunistk 
schen Lehrerzeitung“ (5/73) eine 
ganz üble Polemik gegen die „vom 
Großkapital bezahlte und von d 
Springerpresse hochgespielte spalle- 
rische Tätigkeit von linkssektiereri; 
schen Abenteurern und Chaoten“ 
führt, ohne im mindesten Beweise 
anzuführen, ohne konkret zu wer- 
den, ohne offen zu sagen, welche 
Schlußfolgerungen sie daraus für ih- 
re weitere Politik in der GEW Ham- 
burg zieht. 

Sollte es der Vorstand nicht 
schaffen, die Linken im organisato- 
Fischen Rahmen der bisherigen GEW 
„zurückzudrängen“, it durchaus. 
mit „radikaleren" Maßnahmen der 
GEW-Führung zu rechnen. Das zeigt 
sich am Beispiel Bremen, wo außer- 
halb des GEW-Ortsverbandes ein re- 
aktionärer Gegenverband gegründet 
worden ist, in den laut Satzung kei- 
ne „Linksextremisten“ aufgenom- 
men werden. Dieser „Verband Bre- 
mer Lehrer und Eräieher” it w- 
gleich in den GEW-Landerverband 
(Bremen und Bremerhaven) aufge- 
nommen worden. Vorausgegangen 
waren Auseinandersetzungen über 
das Berufswerbot gegen den DKP- 
Kollegen Griess, über die Forderung 
nach Streikrecht für Lehrer und über 
das undemokratische KPD-Verbot. 
Ebenso scheint die Beteiligung einer 
Anzahl von Lehrern des alten Orts- 
verbandes an der Mai-Demonstration 

‚obwohl diese von der DGB-Füh- 
rung abgesagt worden war - Anlaß 
für die Reaktionäre gewesen zu sein. 
Der „Verband Bremer Lehrer und 
Erzieher“ will Massenübertritte aus 
dem alten, noch bestehenden Orts- 
verband erreichen und „einen Präze- 
denzfall für unsere Kollegen in ande- * 
ren Bundesländern“ schaffen. 

Hier handelt es sich im Grunde 
genommen um den Versuch der Zer- 
schlagung eines ganzen Ortsverban- 
des der GEW auf kaltem Weg. 

Auch die DKP-Kollegen können 
sich an fünf Fingern abzählen, was 
das für eine demokratische Politik 
bedeutet. Aber ein solches Vorgehen 
kann für die Gewerkschaftsführer 
ein PyrrhusSieg werden, wenn die 
demokratischen Kräfte ihre Stärke 
und Solidarität erhöhen und sich 
auch beieiner Verschärfung der Aus- 
einandersetzungen nicht gegeneinan. 
der ausspielen lassen. = 


Auf leisen Sohlen 


Verfassungsschutz sucht Agenten gegen KB 


Der gesetzliche Auftrag des Ver- 
fassungsschutzes (kurz: VS) it das 
Sammeln und Auswerten von In- 
formationen für die Staatsorgine 
„zum Schutz der freiheitlich-demo- 
kratischen Grundordnung”, 


a8 die tatsichlichen Aufga- 
m und Praxis des VS darüber 
/hinausgehen, ist allgemein be- 
kannt: so gehören dazu das Ein- 
schleusen von Spitzen in „exire- 
mistische" Organisationen, das Pla 
nen und Durchführen von 
kationen usw. Man denke 
den VS-Agenten Dieter U rbach 
aus Berlin, der systematisch in Wohr 
nungen von Linken Sprengstoff de- 
ponierte, der vom der Polizel bei 
„Routineaktionen” prompt gefun- 
den wurde. Oder an Kt 
der maßgeblich mit St 
die mil 
päische Befreiungsbewegung 
baute, Mitglieder warb, Waffen, 
Sprengstoff und Munition besorgte 
und schließlich diese Gruppe auf. 
iegen ließ. Krahberg it die Iypie 


Der VS arbeiter zielstrebig ge 
gen linke und kommunistische Orga: 


nisationen. Seine Tätigkeit in fa- 
schistischen Kreisen dagegen dient 
‚der Verschleierung seines „Haupt- 
betätigungsfeldes”. Die Arbeit un- 
ter den Faschisten soll aber auch 
Übungsfeld für die Arbeit gegen die 
Kommunisten sein. 


Folgerichtig ist die sog. „scharfe 
Rüge” vom Hamburger Bürgermel- 
ter Schulz an der „Arbeitsweine“ 
des VS nur als Kritik an der allzu 
entlarvenden Vorgehensweise des 
VS zu verstehen: im Februar dieses 
Jahres hatte das Landesamt für Ver- 
fassungsschutz den Kohler gemach: 
in sehr nachlässiger Art und Weise 
den Rechisreferendar Rieger zu 
„überprüfen”. Rieger ist ein stadı- 
Bekannter faschistischer Schläger, 
außerdem recher der „Aktior 
‚Oder-Neiße” (AKON) und de 
CSU-Freundenkreises Hamburg. 
Mitglied der NPD und gewiß auch 
verschiedener mlltant.faschistischen 
Gruppen, Bekann über die Grenzen 
Hamburgs wurde er, als er beim 
Stoph-Besuch 1970 in Kamel di 
Fahne der DDR vom Mast hal 
In seinen Schriften und Publikatio- 
nen verteidigt er die Theorie von der 


„natürlichen Ungleichheit der Ras- 
sen" und beschwört die Gefahr der 
Inbesitznahme Buropas (1) durch 
das polnische Volk in. Form eines 
„paneuropälschen Slavenstaates”. 

Der VS sah „keine Best 
dung”, alı sich Faschist Riener als 
Gerichtsreferendar beim Öffentli- 
chen Dienst bewarb. Nachdem diese 
Angelegenheit ruchbar wurde, war 
klar, daß da auch ein sozlaldemo- 
kratischer Nürgermeister die Geduld 
vertiert und sagt: Wie könnt Ihr nur 
so offen, Leute 


„Am Anfang 300,- DM . 


Als der Junge Kollege $. in Ham- 
burg am 23. Februar 1973 nach 
Feierabend den Betrieb verläßt, 
spricht ihn ein Herr an, der offen- 
sichtlich auf ihn gewartet hatte 
ten Abend, Herr 8.". Der Herr 
weist sich als Merr Cordes vom 
Landesamt +für Verfassungsschutz 
aus. Br möchte sich gern einmal mit 
$. unterhalten, 


Forts. nächste Seite 


‚Arbelterkampf Nr. 29/Juni 73 


Forts, von Seite 8 
a 


Er Id 8,.2u einem Glas,Wein 
‚ein. Herr Cofdes Kömmi auch kleich 
auf den Kern der Sache zu sprechen: 
er soll einen Mann für die Spitzel 
tütlgkeit in linken und kommuni 
stlschen Organisationen gewinnen. 
Auf die Frage, wieno er gerade auf 
8. gekommen sol, führt Cordes aus 
ale halten Ihn für einen politisch 
interemierten Menschen, der auch 
bereit sei, politisch aktiv zu arbek 
ten, Außerdem führt Corden aus, sel 
dem VS bekannt, daß er früher 
Kontakte zum damaligen Sozlall- 
stischen Arbeiter- und Lehrlinge 
zentrum, SALZ (heute KB), ne 
habt habe. Wie der VS den 5, heute 
legte Cordes zunächst 
Auf der anderen Seite 
gibt Cordes ohne Umschweife zu 
verstehen, daß er über $; gut infor. 
niert sel. So wisse der VS, daß S. 
2.Z. nicht zu Hause, sondern bei 
Verlobten wohne u.d. Dies 
hätte ein Beamter durch 
Beschatten“ herausgefunden. 

Cordes umreißt das gedachte Be- 
tltigungsfeld für $. genauer: dem 
VS kime es. besonders auf Infor- 
mationen aus dom KB an. Ihm werde 
300, bis 400,- DM geboten (,„Ver- 
handlungssache"), und Cordes sagt 
weitere Finanzmöglichkeiten zu. 


Cordes tritt als. politisch-fort- 
schrittlicher Mensch auf, er stellt 
besonders die Bedeutung der „Frie- 
‚denspolitik der Regierung heraus, 
seine Ablehnung von Kriegen, 
walt usw. In dem Gespräch teilt er 
die Kritik $. an den politischen und 
sozialen verhältfüsseh Her'BRD/'an 
der ungerechten Verteilung des Ver- 
mögens und anderes mehr. Seine 
‚Arbeit beim VS begründet Cordes 
mit der Notwendigkeit, daß der 
Staat doch über alles im Land Be- 
scheid wissen müsse. Es gche ja gar 
nicht darum, konkret jetzt etwas 
zu unternehmen, sondern nur Infor- 
mationen über radikale Gruppen und 
Oryanisationen zu erhalten, 


‚Nach einiger Zeit erklärte Cor- 
des dem $., daß er ihn aufgrund 
Ihrer eigenen Berichte und seines. 
persönlichen Eindrucks in diesem 
Gespräch für den „geeigneten Mann“ 
halten würde, 
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Die Geführdung des 8. bei dieser 
geplanten Spitzeltätigkeit sel - nach 
Cordes‘ Ausführungen — umso ge- 
ringer, je mehr $. bei seiner poll 
tischen Arbeit „mit ganzem Her- 
zen dabel sei”. Außerdem sei der 
VS in der Lage, seine Informanton 
zu schützen. $, brauche fh dann 
nur unter seiner Dienstnummer an 
fen (Tel, 2482 SROR) 
ch sei en Ja der „oberste Grund- 
satz“ des VS, seine Quellen und 
Informanten zu schützen. Bei Rüh- 
land hätte es allerdings nicht ge- 
klappt (!), weil Ruhland zu sehr 
Aufsehen erregt hatte. (Ruhland 
wurde von der Klassenjustiz. alı 
Kronzeuge' gegen angebliche Mi 
Blieder der RAF — „Baader-Mein- 
hof-Gruppe“ — aufgebaut). Aber S. 
hätte ja auch die Möglichkeit, „Je- 
derzeit auszusteiger 


Cordes prizisierte die Aufgaben 
von $.: das wesentliche sei, daß $. 
ikalen"“ Organisationen mit- 
ie, Demonstrationen und Ver 

anstaltungen besuche. Über alles 
hätte er dann Berichte zu schreiben, 
die von Cordes neugefaßt werden 
würden, damit die Berichte von $, 
‚dann vernichtet werden könnten. 


Wichtig sei es eben für den VS, 
politische Standpunkte, Aktivitäten 
und Arbeitsweise der „Linksextre- 
misten” zu erforschen. Allerdings 
müsse er manchmal auch Namen 
nennen, „z.B. wenn so einer in den 
Staatsdienst gehen will”, 

Auch dadurch könnte $. nicht 
gefährdet werden, Schließlich lese 
Cordes täglich Berichte über DKP- 
Betriebsräte, ohne daß diesen etwas 
passieren würde, was die Informa- 
tionsquelle gefährden könne, 


Die Bedenken von $. sind aber 
‚noch nicht ausgeräumt; Cordes be- 
arbeitet ihn weiter: den Namen 
von $. brauche Cordes in seinen Be- 
richt nicht zu nennen, es sei denn, 
$. hätte in der betreffenden Orga- 
nisation eine „zentrale Stellung‘ 
‚eingenommen! Der VS hätte jedeı 
falls viele Möglichkeiten; „im Falle 
der Gefahr genügt ein Anruf”, 

Am Ende des Gesprichs erzählt 
‚Cordes noch, wie er selbst zum VS. 
‚gekommen sei: vorher hätte er in 
einer anderen Verwaltung gearbei- 
tet, sich aber dann beim Hambur- 


wor Stant beworben, so sei man auf 
ihn aufmerksam geworden. _ Drei 
Jahre hätte er Insgesamt Berichte 
Jetzt wi es seine Auf- 


Das sei aber auch yefähr 
lich, Bei Ausländern z.B. müsse er 
mit einem Messer rechnen, wenn er 
erzähle, weshalb er überhaupt kom- 
ıe. Auch würden sie sich nicht 
Cordes es formulierte = an 
ideologisch gefestigte Leute hei 
änmachen, weil diese sich meist 
nicht überzeugen lassen” 


‚Aus $. wurde „John” 


Zum Abschluß gibt Cordes $. 
den Decknamen „John", Man ver- 
abredet sich für das nächste Mal am 
Rande der Innenstadt; dann wolle 
‚Cordes von $, seine Entscheidung 
hören, aber $. soll sich gleich auf 
eine etwa einstündige Diskussion 
einstellen. 


Cordes mißfällt der späte Ter- 
min; er sagte, daß sie sich eigent- 
lich früher als erst in vier Tagen 
treffen müßten, damit $. 
viel Zeit zum Grübeln’ 

Beim nächsten Mal führt Cordes 
mit einem blauen Renault 12 U 
(Kennzeichen: HH - KC 1662). Er 
schlägt vor, zur Autobahnraststätte 
Hamburg-Süllhorn zu fahren, weil 
„man ihn hier vielleicht erkennen 
könnte”, S. lehnt ab. Sie gehen in 
‚ein nahegelegenes Restaurant, Wie- 
der nimmt Cordes alles auf seine 
Rechnung. 


S. teilt Cordes seine Entschei 
dung mit: er lchne aus prinzipiellen 
Gründen eine Arbeit beim VS ab, 
ihm gefalle auch die vorausgegangene 
Bespitzelung nicht usw., was würde 
seine Verlobte dazu sagen, Cordes 
kontert: seiner Verlobten könne 
er doch erzählen, daß er Überstun- 
‚den machen müsse. Cordes bietet 
S. „fest“ 300,- DM an, auch sei der 
VS bereit, im nächsten Jahr ihm bei 
der Wohnungsbeschaffung „mit ei“ 
‚ner größeren Summe" unter die 
Arme zu greifen. Cordes will $. 
eine schriftliche Erklärung geben, 
daß $, aus dieser Tätigkeit „keiner. 
lei Nachteile" erwachsen können. 
Er würde $, auch seinem Chef vor- 
stellen, d.h, seinem direkten Vor- 
gesetzten. Der hätte sowieso schon. 


Am 17. Mai, zwei Tage 
den Polizel-Aktionen gegen 


wenagt, daß $. der richtige Mann sei! 

Cordes Bemühungen schlagen 
fehl, Da führt er den alten Kontakt 
‚den 8. aum SALZ wioder Ins Feld, 
Diese solle 8, doch wieder auf. 
nehmen, 8. hält entgagon, dab die 
m Porsonen, die or gekannt 
vielleicht gar nicht mehr in 
Hamburg selen, Aber Cordes sagt, 
‚daß man das konkret Überprüfen 
müsse, Wer sonst noch In Betracht 
käme, müßten die „Auswerter für 
den KB“ noch mitteilen. Jeden 
falls braucht der VS für die Arbeit 
beim KB „noch einige Leute”, 


S. fragt noch einmal, wie der VS 
gerade auf Ihn kommt, — Bei der 
Durchsicht ihrer entsprechenden 
Karteien, so Cordes, sei man auf ihn 
gestoßen. In den Karteien befinde 
er sich, weil er von der Politischen 
Polizei im Oktober 1971 beim Flug- 
blattverteilen erkannt worden sei, 

Cordes drängte, man wolle doch 
nur Informationen über die politi- 
sche Richtung erhalten. 


Als es auch fürCordes klar zu sein 
schien, daß S. bei seiner Ablehnung 
bleibt, änderte Cordes seinen Kurs 
und beschwichtigte: er könne die Ar- 
‚gumente des. verstehen, er sei auch 
nicht enttäuscht von ihm und re- 
spektiere seine Gründe, Er hätte bei 
seiner Einstellung beim VS „genau- 
so überlegt“!! Der VS könne eben 
nur im Gespräch herausfinden, wer 
er geeignete Mann für sie sei. Wenn 
es wie bei $. „nicht klappt“, sei das 
sehr schade, da sie eigentlich gedacht 
hätten, daß der $. ihnen helfen kön- 
ne. Aufjeden Fall werden ihm keine 
Nachteile entstehen, er möchte nur 
über die ganze Angelegenheit 
schweigen. 


Ein neuer Versuch 


Einen Monat später klingelt Cor- 
des beim Genossen T. an der Haus 
tür und stellt sich vor mit: „Cordes, 
Behörde für Inneres, Kann ich mich 
mal mit Ihnen unterhalten.“ T. fragt 
‚zurück, worüber, und er antwortete: 
„Über den KB. B.". Er würde doch 


den ARBEITERKAMPF verkaufen. 
T. lehnt ab, es sei denn, Cordes hät- 
te eine Vorladung, was dieser ver- 
neinte. 
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Schließlich geht Cordes, mache 
‚dem er sich für die „Störung ont» 
schuldigt hattet 


Was können wir daraus lernen 


Wer von der Erwartung und Vor 
stellung ausgeht, im Verfassung 
schutz auch im Auftreten ein dirck 
tes Abbild der Gestapo vorzufinden, 
kann sich — wie dieser Fall zeigt 
schr getäuscht schen, 

(Cordes bezieht Positionen sozlal 
demokratischer Politik. Auf diesem 
Hintergrund entwickelt er das sozlal- 
demokratische Verständnis vom We- 
sen des Staates: or propagiert die 
„Mn on der Unabhängigkeit 
nd Neutralität des Staates, 


Der VS hofft — wie Cordes offen 
zugibt — eine vermutete mangelnde 
ideologische Festigkeit von Linken 
‚direkt ausnutzen zu können; Cordes 
erklärt von Anfang an eindeutig scl- 
ne Absicht, Nicht zuletzt wohl des- 
halb, um so eine allgemein vorhan- 
‚dene Abwehrhaltung gegen Staatsor- 
gane zum erstenmal zu unterlaufen, 
Dieser politischen Abwehrhaltung 
liegt oft nur ein falsches „taktisches 
Feindbild“ zugrunde (Gestapo-Pa- 
rallelen), so daß dieses offene, vom 
Charakter her sozialdemokratische 
Vorgehen, die grundsätzliche Ab- 
wehrhaltung überrollen kann, 


Es ist nicht aus dem Auge zu yer- 
lieren, daß rechtswidrige Inhaftie- 
rungspraxis, physischer und psychk 
scher Terror in den Gefängnissen, 
überfallartig inszenierte _ brutale 
Schlägereien durch die Polizei bei 
Demonstrationen z.B. nur die eine 
Seite im Kampf des Staatsapparates 
‚gegen Kommunisten darstellen. Die 
Kapitalistenklasse verfeinert die Me- 
thode des Einschleusens, Unterwan- 
derns und Bespitzelns erheblich; Ziel 
und Zweck bleiben unverändert! So 
wird die Skala in der Technik der 
politischen Unterdrückung erweitert 
und ergänzt. Dieses Vorgehen der 
Kapitalistenklasse bedeutet: auf lei- 
‚sen Sohlen, aber festen Schrittes... 


— Leitung der Bezirksorganksatlon, 
KB-Gruppe Hamburg — 


Demonstration gegen Kommunisten-Verbot in Hamburg 


nach | tions-Propaganda und keine Aufrufe 
die | zur Demonstration gegen den Bre- 
schnew-Besuch enthalten sollten. 


scheinend immer noch nicht in der 
Lage sind, die Situation richtig ein- 
zuschätzen. Denn sonst würden sie 


ausländischer Gruppen zum Ge- 
spräch, nachdem schon im Lauf 
des Tages Kontakt. aufgenommen 


sung der SSG/‚.KG" noch zu rech- 
nen sei. Diese Frage konnte der Ge- 
'nosse nicht beantworten, er erwähn- 


„KPD“, demonstrierten in Hamburg 
etwa 2000 Menschen gegen Kom- 
munistenverfolgung und KPD-Ver- | Diese Abmachung wurde vor al- 
bot. lem von der „KPD/ML“ gebrochen. 

An dieser Demonstration betei- | Ihr Sprecher hielt eine wilde Props- 
ligten sich der Kommunistische | Sanda-Rede auf seine „Partei. Weit 
Bund, die 5SG/„KG", die „KPD“, | dezenter, aber immerhin fchl am 
die „KPD/ML", zwei trotzkistische | Platz, waren derartige Töne auch 
Gruppen und der Ring Bündischer | beim Spiecher der „KPD“. Beide 
Jugend. Die Evangelische Studen, „|..G# beponders  aberüdie 
tengruppe hatte eine SOldanläts- | .K) fiefen zur Breschnew- 
Adresse geschickt Demonstration auf, 

Auf der Abschlußkundgebung | Das zeigt, daß die Genossen an- 
sprachen Vertreter der „KPD“ 


worden war. 

Gleich zu Anfang verkündete der 
Genosse von der SSG, dieser Kreis 
hier sei ihm viel zu klein. Die SSG 
hätte schon für den nächsten 
Abend ein eigenes Bündnis 
gespräch angesetzt, das schr viel 
„breiter“ sein würde, 


te Einladungen an gewerkschaf 
liche Gremien (!) und versicherte 
nochmals, das von der SSG ange- 
setzte Bündnisgespräch würde „brei- 
ter“ sein. 


nicht versuchen, die Aktionseinheit 
durch geradezu kindische Gaune- 
reien und Betrügereien zu belasten. 

Auch die SSG/„KG“ demon- 
strierte erneut, daß sie in erster Li- 
nie auf Spaltung und politischen 
Schwindel aus ist 

‚Am Abend nach dem Bekannt- 
werden der Polizei-Aktionen trafen 
sich Vertreter der „KPD“ und 
„KPD/ML", des Kommunistischen 
Bundes, der SSG/„KG“ sowie drei 


Als der Genosse dann nach 
forsch erklärte, daß er mit den 
anwesenden Organisationen gar 
nicht verhandeln wolle, sondern nur 
ein „Beobachter“ sei (weil das „ech 
tige“ Gespräch ja erst am nächsten 
Abend bei der 85G/,.KG" sol), wur- 


Der Genosse wurde daraufhin 
‚gefragt, mit weichen Organisationen 
und Gruppen denn nach Auffas- 


„KPD/ML", der SSG/\,KG' 


und 


‚den Kommunistischen Bundes, 

Seit der Erschließung Petra 
Schelms im Juli 1971 hatte es in 
Hamburg keine derartige Aktions- 
‚einheit mehr gegeben. Dazu sind 
Jedoch noch einige Anmerkungen 
zu machen. 

Prinzipiell gehen wir aufgrund 
mehrfacher schlechter Erfahrungen 
mit einer starken Portion Mißtrauen 
in derartige Aktiomseinheiten hin- 
‚ein. Denn bisher hat sich gezeigt, 
daß solche gemeinsamen Aktionen 
von vielen Gruppen vor allem als 
zur Selbsidarstellung 


Gelegenheit 
mißverstanden werden. Je unbedeu. 
tender eine Gruppe it, umso pom- 
pöner und wichtigtuerischer tritt 


ie normalerweise auf, Es stellt nich 
dann. die Frage, ob durch eine 
derartige „Aktionseinheit” der Sa 
che überhaupt noch genützt werden 
kann, 

Außerdem hat es sich als schwie 
rig erwiesen, einmal getroffene Ver 
einbarungen auch durchzwsetzen. 
Das zeigte sich auch dienmal wieder 
80 war eine Atmachung getroffen 
worden, daß die Reden keine gegen 
weitigen Angriffe, keine Organiıa 


de er an die Luft gesetzt. Ir kam 
jedoch nach einer längeren Denk- 
pause reumütig zurück und war 
mun doch zu Gesprächen bereit, 


Der weitere Verlauf hat dann 
gezeigt, daß hinter dem angeblich 
so „breiten Bü "der 
'SSG tatsächlich absolut nichts steck- 
„Demoks- 


träumen der SSG. Das mme 
in 


rung" in der Aktion zu ergaunerm. 


In der Rede des. Kommuniat 
schen Bundes auf der Abschluß 
kundgebung wurde bedauert, daß 
die im Gespräch getroffenen Ab- 
mschungen wiederum nicht einge 
halten worden waren. Is wurde 
die Notwendigkeit hervorgehoben, 
die Solldarität zwischen den Kom: 
munisten zu stärken, Gaunereien, 
Schwindel-Manöver und spalterische 
Mätschen sind dabei stets von Übel, 
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Arbeiterkampf Nr. 26/Juni 73 


Am 19. April 1973 (Gründonnerstag) besetzten etwa 60 junge Arbeiter, 


Lehrlinge, Schüler und Studenten ein fast leerstehendes H 
‚wobau", einer Tochtergesellschaft 


henfelde, das der 


s in Hamburg. 
‚Neuen H 


mat”gehört. Am 23. Mai frühmorgens 4.00 Uhr wurde dieses Haus von 
schwer bewaffneten Spezialeinheiten der Polizei mit brutaler Gewalt wieder 
geräumt, Kurz darauf wurde das Haus von einer bestellten Abbruchfirma 
unbewohnbar gemacht, indem Fenster und Türen herausgeschlagen, das ge- 
samte Dach abgedeckt, die Möbel auf den Hof geschmissen wurden etc. " 
61 Jugendliche wurden von der Polizei zusammengeschlagen, gefesselt und 
verhaftet und noch am gleichen Tag dem Haftrichter vorgeführt. Dieser 
überwies 30 Besetzer in das Hamburger Untersuchungsgefängnis. Alle Be- 
setzer sollen wegen mehrerer „Vergehen“ und „Verbrechen“ verurteilt wer- 
den. Der Hauptpunkt der Anklage lautet auf Bildung einer „kriminellen 
Vereinigung‘, Dies ist identisch mit den Beschuldigungen gegen kommuni- 
stische Organisationen, die derzeit von bürgerlicher Presse und Staatsappa- 
rat erhoben werden. Eine Protestdemonstration am Nachmittag desselben 
Tages wurde gleichfalls von der Polizei zusammengeknäppelt, es gab weite 
re 30 Verhaftungen. Am darauffolgenden Sonnabend protestierten erneut 
ca. 1300 Menschen mit einer Demonstration gegen die kapitalistische 
Wohnungspolitik, die Polizeibrutalitäten und gegen die Kriminalisierung 
von Protestaktionen der Bevölkerung. 


Warum haben die Jugendlichen 


das Haus Ekhofstraße 39 
besetzt? 


der Bevölkerung allgemeine Sym- 
pathie, besonders bei denjenigen 
Mietern, die von der „Neuen Hei- 
mat“ ebenfalls mit Kündigungen be- 
droht worden sind. 


Die Besetzung war eine Reaktion 
auf die katastrophale Wohnsituation 


in Hamburg. Nach der offiziellen 

von 1968 lag 
Hamburg schon damals mit einem 
Anteil von 6% Familien ohne eige- 


Wohnungszählung 


städte. 

In Hamburg fehlen mindestens 

0 000 Wohnungen, bei den Be- 
zirksämtern sind rund 10 000 Dring- 
lichkeitsfälle registriert; vermehrt 
wird der Fehlbestand durch den Ab- 
riß. von Wohnungen (in Hamburg 
jährlich ca. 2 000). Mehrere zehn- 
tausend Wohnungen sind hoffnungs- 
1os überaltert, weil sich die Eigentü 
mer vor allen notwendigen Renovie- 
rungsarbeiten drückten. Der jährli- 
che Neubedarf durch Familienzu- 
wachs liegt bei 9 bis 10 000 
Wohnungen, Allein um den Fehlbe 
stand in den nächsten Jahren lang- 
fristig aufzuholen und die allernd- 
igsten Sanierungen und den Neube 
darf auszugleichen müßten im Jahr 
mindestens 20 bis 25 000 Wohnun- 
gen gebaut werden. 
Im langfristigen Wohnungsbau- 
programm des Senats ist aber nur 
der jährliche Neubau von 10 000 
Wohnungen vorgesehen (und selbst 
für dieses Programm ist die Finan- 
zierung noch längst nicht gesichert) 
Gerade erst in diesen Tagen hat der 
Hamburger SPD-Senat eine weitere 
Streichung von schon bereitgestell- 
ten Geldern für den Wohnungs-Neu- 
bau verkündet, worauf ihm umge- 
hendes Lob für diese „stabilitätsge- 
rechte Maßnahme“ aus Bonn zu- 
ging. 

Im Hamburger Wohnungsbau sind 
die Zahlen stark rückläufig: 1968 
wurden noch 18 259 Wohnungen 
gebaut, 1970 waren es nur noch 
12.087. Zur Verschärfung der Woh, 
nungsnot kommt noch hinzu, daß 
die Mittel für den sozialen Woh- 
nungsbau stark gekürzt wurden. 
(Anteil der Sozialwohnungen am 
gesamten Wohnungsbau der BRD 
heute 28% — 1959 waren es noch 
51%.) 

Immer mehr Hauseigenlümer ge 
hen dazu über, noch gut erhaltenen 
Wohnraum abreißen zu lassen und 
stattdessen profitträchtige Büroneu- 
bauten, Bigentumswohnungen ele. 
au bauen. Die Altmieter werden 
rücksichtslos aus ihren Wohnungen 
vertrieben und in die am Stadtrand 
‚gelegenen Wohnsilos „umgesetzt. 
(wel, AK 16/17 und AK 28) 

Mit ihrer Besetzungsaktion pro- 
testierten die jugendlichen Besetzer 
der Ekhofstr. 39 gegen den akand 
lösen Abriß von noch bewohnbaren 
‚Häusern. Ihr Protest richtete sich 
damit gegen die kapitalistische Woh 
nungspolitik, die das Wohnungs 
eend durch Verknappung von 
Wohnraum ebenso ständig vergrö 
Bert wie die Mietpreise, Statt Abriß 
forderten die Jugendlichen aus dem 
Ieerstehenden Haus Ekhofstr. 39 ein 
Jugendzentrum zu machen. Für die 
entsprechenden Umbauten wollte 
sie selbst sufkommen, Die Beset 
zungsaktion fand bei der Hohenfel 


Bewobau/Neue Heimat — „ge- 
meinnütziges Unternehmen’? 


In Hamburg-Hohenfelde hat die 


en Heimat“, ein 30 000 qm großes 
Grundstück mit 111 relativ billigen 
Altbauwohnungen: aufgekauft. Die 
Bewobau plante, alle Häuser der 
aufgekauften Grundstücke möglichst 
schnell abreißen und stattdessen 
profitträchtige Eigenlumswohnun- 
gen bauen zu lassen 

Den Bewohnern der Altbauwoh- 
nungen wurde gekündigt, obwohl 
der neue Bebauungsplan für dieses 
Gebiet noch längst nicht genehmigt 
ist. „Einzelne Wohnungen wurden 
nach bewährtem Rezept durch Roll- 
kommandos unbewohnbar gemacht. 

Als die Methoden der Bewobau 
in der sozialdemokratischen Presse 
vorsichtig kritisiert wurden, wäh 
te die Bewobau — in perfekter Zu- 
sammenarbeit mit dem SPD-Senat 
einen Weg, diese Kritik im Keim zu 
ersticken: sie „‚besorgte“ ganz „un- 
bürokratisch“ 80 Sozialwohnungen 
für die gekündigten Mieter. Daß der 
Trick mit den Sozialwohnungen nur 
auf Kosten anderer Mieter gelingen 
kann, verschwieg. die Presse dann. 
Sozialwohnungen nämlich sind be 
Kanntlich so rar, daß allein in den 
Wartelisten des Bezirksamtes Ho- 
henfelde I 500 bedürftige Familien 
gemeldet sind, die jetzt noch länger 
auf eine Wohnung warten müssen 

Zu dem „unbürokratischen“ Vor. 
gehen der Bewobau sagt Thomas 
Schäfer, Sprecher der Mietern) 
ve Hohenfelde: „Bisher sah es »0 au 
Für jeweils vier neu gebaute Woh- 
nungen hat der Bauträger Anspruch 
auf eine Sozialwohnung, Da die Be- 
wobau in Hohenfelde noch keine 
neuen Wohnungen gebaut hat, dür- 
fen auch keine Bozlalwohnungen an 
sie vorgeben werden, Und außerdem 
muß sie sich solche Wohnungen bei 
anderen Bauträgern zalbal besorsen 
und nicht von der Behörde bringen 
lassen.“ („Konkret‘‘, 26.4.73) 

Die gute Zusammenarbeit mit 
den Hamburger Behörden kann aber 
nur so gut klappen,weil die Bewo- 
bau über die „Neue Heimat“ eng 
mit der SPD verbunden ist. 

Die „Neue Heimat“ gehört zu 
hundert Prozent dem DGB und sei 
nen Rinzelgewerkschaften. Bereits 
nach dem Ersten Weltkrieg hatten 
die deutschen Gewerkschaften ge 
meinnützige _Wohnungsbaugesell- 
schaften gegründet, um sen Arbsi: 
sn. billise Wohnungen zu vsxachaf- 
Lu. 


Nach dem Zweiten Weltkrieg 
stieg die „Neue Heimat“ dann 
schnell ins Baugeschäft ein. Vor al 
len Dingen in den-sozialdemokra 
tisch regierten Bundesländern ent- 
standen „Volkswohnungen“, die aus 
dem Boden gestampft wurden, um 
den ausgebombten Massen zunächst 

inmal eine Unterkunft zu verschaf- 
fen, Diese „Volkswohnungen“ sind 


schlechten Zustand (lecke Fenster, 
seit zehn Jahren keine Farbe mehr 
auf den Fassaden, Haustüren und 
Treppenaufgängen), daß Albert Vie- 
tor, Chef der „Neuen Heimat 
durchaus bereit it, die „alten Wol 
nungen abzureißen und sie durch 
moderne Behausungen zu ersetzen 

allerdings zu weit höheren Mie- 
ten („Stern“), 

Heute ist die „Neue Heimat“ der 
mächtigste Baukonzern der Welt, 
Mit 360 000 gebauten Wohnungen 
in der BRD, einer Bilanzsumme des 
Unternehmens von 9 Milliarden DM 
und Bauunternehmen in 70 Ländern 
der Welt (Luxushotels in Monaco, 
Prominentenwohnungen in Südame- 
tika, Wohnungen und Einkaufszen- 
ren in der Negev-Wiste, in Jerusa- 
lem und Haifa, CCH-Hotel in Ham- 
burg usw. usf.) ist aus der gewerk- 
schaftseigenen Firma ein imperiali- 
stischer Riesenkonzern geworden. 
Daß sie als „gemeinnütziges Unter- 
nehmen eingetragen ist, bringt ihr 
auch noch handfeste "steuerliche 
Vorteile, denn gemeinnützige Un- 
ternehmen brauchen für ihre Erträ- 
ge (wie z.B. Mieteinnahmen) so gut 
wie keine Steuern zu zahlen (die 
Gewinnausschüttung an den DGB 
ist auf 4 % begrenzt) 


heute bereits in einem derartig 


Aus den Üherenhiceen 
wieder 


wohnungen“ gebaut werden, Da das 
auf die Dauer nicht sehr profitträch- 
tig ist, hat die Neue Heimat eine 
Vielzahl von Tochterfirmen gegrün 
det, die sich nicht an diese Richt 
linien zu halten brauchen — #0 2.B. 
die Bewobau, die auf Eigentums- 
wohnungen spezialisiert ist, 

Auf den Vorschlag der Mieter- 
Initiative Hohenfelde, für die von 
‚der Bewobau gekündigten Mieter $o- 
zielwohnungen zu bauen, antwortet 
‚denn auch Norbert Tietz, Geschäfts 
führer der Bewobau zynisch: „Der 
Bau von Sozialwohnungen Ist für 
uns eine reine Frage der Kosten“ 
(Er meint natürlich Profite) Und da 
Sozialwohnungen natürlich längst 
nicht so viel einbringen, wie die in 
Hohenfelde geplanten 1S-stöckigen 


Hochhuser mit 450 Eigentumswoh. 
nungen (Preis pro Wohnung ca, 
500 000 + 600 000 DM), müssen 
eben die Altmieter „umgesetzt“, 
d.h, rausgeschmissen werden, denn 
wie sagt doch Albert Vietor: „Wenn 
wir Sozlalpolitik machen wollen (!) 
brauchen wir Kapital“. Und das 
Kapital ho Itman sich oben von den 
Arbeitern und Angestellten „.. und 
dabei „vergißt'" Vietor & Co, dann 
auch die „Sozialpolitik“, 


Perfektes Zusammenspiel von 
Polizei, bürgerlicher Presse und 
‚dem SPD-Senat / Neue Heimat 


Polizei, bürgerliche Presse und 
Neue Heimat spielten von Anfang 
an ein Spiel mit verteilten. Rollen 
bei der Einschüchterung der Mieter 
in Hohenfelde im allgemeinen und 
den Hausbesetzern im besonderen, 
Da die Bewobau — in Abstimmung 
mit dem SPD-Senat — aufgrund der 
breiten Sympathie, die die Hausbe- 
setzung bei der Bevölkerung gefun- 
den hatte, das Haus nicht sofort 
täumen lassen konnte, ohne gleich- 
zeitig ihr „soziales“ Image einzubü- 
ßen (Hausbesetzungen sind Deliku 
die nur auf Anzeige hin. verfolgt 
werden), versuchte die Polizei im 


besetzer in einer Ärt Nadelstich 


Nadelstichtaktik der Polizei: Brutal worden die Besetzer 
zur „erkennungsdienstlichen Behandlung” geschleppt. 


ıktik ständig zu provozieren, um 
sie dann wegen ihrer „kriminellen 
Handlungen“, wegen „Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit” 0.8. aus 
dem Haus prügeln zu können 
Gleichzeitig sollten durch Meldun- 
gen von „kriminellen Handlungen“ 
die Hausbesetzer von der Bevölke 
rung isoliert werden. Dieses Vorge 
hen läßt sich an einer Aufstellung 
vom 22,5. des K 4 (Politische Poli 
zei) über die „Straftaten”‘ der Haus- 
besetzer deutlich ablesen. Die „Straf 
taten“, die die Zugehörigkeit zu 
einer „kriminellen Vereinigung“ be 
legen sollen, sind: „Wiederstand bei 
Personalienüberprüfung” (alle über: 
prüften Personen wurden „erken 
nungsdienstlich behandelt'‘), Dewor 
fen der Polizelautos mit Farbbeu 


tein u.ä 

Die Methode der Polizei, die 
Hausbesetzer zu Kriminellen zu eı 
klären, konnte nur durch Provokı 
tionen und Terror erreicht werden. 
Allein durch ihre ständige Anwesen 
heit (nachts wurden die Häuser z.T, 
mit Scheinwerfern angestrahlt) und 
durch ständige Auswels-Kontrollen, 
plötzliches Überfallen auf einzelne, 
die häufig brutal zusammengeschlı 
gen wurden, terrorisierte die Polizei 
‚Anwohner und Besetzer. So wurden 
=B. Bosetzer auf dem Weg zur 
V-Bahn - „wongefiedelt", wie die 

* das so. humorig aus- 
'rückt, d.h, daß die Besetzer, wenn 
sie sich einzeln auf die Straße wag- 
ten, in die Polizelautos geschleppt 
wurden (z.T, an den Haaren über die 
Straße geschleift und zusammenge- 
knüppelt), um auf der Wache „er- 
kennungsdienstlich“ behandelt” z 
werden, 

Wenn sich die Besetzer nicht pro- 
vozieren ließen, wurden, um die 
Hetze in der Presse nicht erlahmen 
zu lassen, schlicht Lügen erfunden: 
„Hausbesetzer schlugen 2 Polizisten 
nieder! Beide Polizisten schwer ver- 
letzt“ stand als Horrormeldung in 
der „Morgenpost“, am nächsten Tag 


Ein. Poli- 
Fist erlitt Iichta Varlaryunzen ajnam 


‚cr Kaumung we» mauser gung 
die Polizei dann bürgerkriegsmäßig 
vor. Dazu wurde auf der Pressekon- 
ferenz, die nach der Räumung stalt- 
fand, gesagt: „Bereits in der letzten 
Woche entschloß sich die Polizei, 
die Räumung mit angemessenen (!) 
Mitteln zum günstigsten Zeitpunkt 
durchzuführen... Als taktisch gün- 
stigster Zeitpunkt wurde der heutige 
Morgen zum Eingreifen festgesetzt, 
weil sich am Wochenende jeweils 
viele (") Jugendliche im Haus be- 
fanden. Aus dem gleichen Grund ver- 
bot sich auch ein Einsatz während 
derTageszeit,.." (Die „Bild-Zeitung 
macht daraus: „Die ‚schwache Stun- 
de‘ war die Zeit gegen 4 Uhr mor- 
gens ... die meisten Politrocker wa- 
ren betrunken ins Bett gewankt“) 

Die, „angemessenen“ Mittel wa 
ren das Mobile Rinsatzkommando 
(MEK), das nach den Münchner Er- 
eignissen zur „Bandenbekämpfung”“ 
gebiklet wurde, Wasserwerfer, 10 
Panzerwagen, _Drucklufthämmer, 
Drehleitern, mindestens. 500 Pol- 
zisten. Die Bürgerkriegsöbung lief 
perfekt ab: Das Viertel wurde abge- 
riegelt Anwohner, die sich auf der 
Straße sammelten, wurden ausein- 
andergetrieben, Die Beseizer wurden 
im Schlaf überrascht, Die Polizei 
hatte leichtes Spiel durch einen 
V-Mann, der sich während der Be- 
setzung als „guter Onkel“ einge- 
schlichen und’ die Jugendlichen mit 
Essen versorgt hatte, Er kam in der 
Räumungsnacht mit dem Verpfie- 
gungswagen vorgefahren, die Beset. 
zer machten ihm - und damit der 
Polizei die Tür auf, (Es darf ange- 
nommen werden, daß dieser V-Mann 
der Polizei nicht nur Essen für die 
Jugendlichen Besetzer brachte. Seit 
der wentberliner V-Mann Urbach 
aufgeflogen war, ist bekannt, daß es 
eine bellebte Praxis der Polizei st, 
„Molotow<ocktails“ und anderes 
belastende Beweismaterial“ bei un- 
iiebsamen Personen und Gruppen 
heimlich von solchen eingeschliche- 
nen Kreaturen deponieren zu las- 
son, um es tags darauf „zuflllig" 
dort zu finden, worauf x Ihre Op- 
fer auf Jahre hinaus ins Gefängnis 
stecken können.) Die „Hauswache" 
der Besetzer wurde von Ki 
‚kämpfern zusammengeschlagen(Trä- 
wer des Schwarzen Gürtels“, wie di 
„Mopo“* „stolz" meldete), im Haus 
wurde geschossen (ein Besetzer soll 
am Kopf schwer verletzt win), nach 
kurzer Zeit waren viele Desetzer 
krankenhausreif geschlagen. Gefes 
selt wurden die Besetzer in die Po- 
Nizeiautos geprügelt 

Als am Tag nach der Räumung 
spontanein Demonstrationszug nach 
Hohenfelde zog, sing die Polizei 


Forts, nächste Selte 
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Forts, von Seite 10 


Pr’ ‚die Demonktranten mit gero- 
nd Knöppeln vor 
{Kommentar der „Mopo „Kein 
Pardon der Polizel”). Brutal wurde 
inandergeknüppelt Par 
n verprügelt, am Boden 
liegende Demonstranten noch wer 
ter mit Knüppeln bearbeitet, weib- 
liche Demonstrantinnen „an den 
Haaren gebindigt“ („Mopo“). Den- 
noch konnte die Polizei nicht ver 
hindern, daß sich immer mehr Men- 
‚schen sammelten, die bis spät in die 
Nacht noch diskutierten, 


Die Hetze in der bürgerlichen 
Presse dient der Kriminalisie- 
rung der gesamten Linken 


Den jugendlichen Besetzen 1a- 
gen vielfältige Erfahrungen von Be- 
setzungsaktionen aus anderen west- 
deutschen Großstädten vor, bei de- 
nen «die Besetzer ebenfalls brutal 
aus den Häusern herausgeprügelt 
wurden. Um sich davor zu schützen, 
verbarrikadierten sie das Haus, 
schützten sich mit Helmen vor den 
polizeilichenSchlägern und verdeck- 
ten ihfe Gesichter mit Tüchern, 
um sich so einer späteren Identif 
zierung zu entzichen. 

Die äußeren Umstände dieser Be- 
setzung - Verbarrikadierung, Helme, 
und Gesichtschutz — boten der 
bürgerlichen Presse, allen voran 
Springers Schmierblättern, von An- 
fang an einen ausgezeichneten Vor- 
wand, in faschistischer Manier ge 
gen die Aktion der Jugendlichen zu 
hetzen, um gleichzeitig.vom cigent 
lichenProblem der Sache abzulen- 
ken, nämlich der kapitalistischen 
Wohnungspolitik “und ihren zT. 
schon existenzgefährdenden Auswir- 
kungen für die Bevölkerung. 

Schon’bei der Besetzung wurde 
über „apa“ (Deutsche Presse-Agen- 
tur) an sämtliche Zeitungen in der 
BRD bekanntgegeben, „herumrei- 
sende Politrocker“, die die Bevölke- 
Tung terrorisierten, hätten das Haus 
besetzt. Die unglaublichsten Grusel 
geschichten über die „Politrocker 
(sie verletzten kleine Kinder, greifen 
die Polizisten an, versetzen die Be- 
in Angst und Schrecken) 
. in der „Bild“Zeitung 
regelmäßig von dem provozierenden 


* Springers Blätter rie- 
fen offen zur Bildung einer faschisti- 
schen „Bürgerwehr“ auf (wenn die 
Polizei zu schwach ist, müssen wir 
uns vor diesen randalierenden Hor- 
den, diesen Schlägerbanden, eben 
selber schützen), die jugendlichen 


Ten, Wesen Schlägerbanden, eben 
selber schützen), die jugendlichen 
Besetzet wurden in faschistischer 
Manier als Psychopathen, entlaufe- 
ne Sträflinge, aufgedunsene Typen 
usw. diffamient 

Bemerkenswert ist das „Zusam- 
menröcken“ der sozialdemokrati- 
chen, liberalen und offen reaktio- 
‚nären bürgerlichen Presse in ihrer 
Hetzkampagne. In der Zeit der gro- 
en „Studentenunruhen“ hatt die 
„Jinkäliberale“ und sozialdemokrati- 
che Preise noch zum Teil Partei 
für die revoltierenden Studenten 
griffen; noch in der Zeit der Baadı 
Meinhof-Fahndung hatten sich kri- 
tische Stimmen zur Hetzjagd gemel- 
det, bei der Hetzkampagne gegen 
Hinke Organisationen in der letzten 
Zeit waren sich alle, alle einig. Das 
deutlichste Beispiel für diese 
„Gleichschaltung‘ ist wohl die „lin- 
ke" „Konkret'‘, die der „Bild“-Zei- 
tung an Diffamlerung der Hausbeset- 
zer nicht nachstehen möchte: Un- 
ter der Überschrift „Der Wander- 
tirkus“ wird über die Hausbesetzung 
in Hamburg-Hohenfelde gemeldet 
„Ein paar Wilde (1), die sich Kom- 
munisten nennen, zichen durchs 
Land. Schmeißen in Bonn Möbel 
und In Frankfurt Polizisten ka- 
putt (11). Zu Ostern kamen sie nach 
Hamburg. Aber nicht einmal die Po- 
Nizei fiel auf sie herein (!11).“ 

Die weilgehende  „Gleichschal- 
tung“ in der Argumentation ist zwei- 
fellos als Krfolg der faschistischen 
Hetze der Hourgeoiiie zu werten 
‚Wie Meldungen aus dem OKW (das 
(wchistische „Oberkommando der 
Wehrmacht") iesen sich denn auch 
die Berichte über die Räumung. 

„Im Handstreich hatten sie die 
Festung genommen“, bejubelt das 
„Hamburger Abendblatt" das bru- 
(ale Vorgehen der Polizei, „die oft 
beschimpfie Polizei hat diesmal ein 
Meisterstück geliefert“, „ihr fiel das 
besetzte Haus Innerhalb weniger Mi- 
nuten in die Hände", und Hamburgs 
Innensenator Ruhnau zeigte sich 


vom Verhalten seiner Beamten „be- 
geisten 
In dieser 

sich einig mit 
burger Bürgerschaft (ale Rraktio- 
nen!). Die CDU hatte lediglich noch 
zu bemängeln, daß der Einsatz nicht 
schon früher gelaufen war, 


Die Offensive der Bourgeoisie 
ist allseitig 


Die Hetze und Demagogie in der 
bürgerlichen Presse, das provokative 
Vorgehen von Polizeikommandos 
usw. ist nicht nur gegen die Jugend- 
lichen aus der Ekhofstraße gerichtet. 
Sie dient vielmehr der Abschreckung 
der Bevölkerung vor Widerstandsak- 
tionen jeder Art, z.B. gegen das bru- 
tale Vorgehen der Haus- und Grund- 
eigentümer. Diese Hetze fügt sich 
nahtlos ein in die laufende Heiz- 
kampagne der Bourgeoisie gegen 
‚kommunistische Organisationen und 
Gruppen. 

Insgesamt versucht die Bourgeol- 
sie, Verbot und Zerschlagung aller 
linken und kommunistischen Grup- 
pen anzusteuern, Damit versucht die 
herrschende Klasse einen Gegner 
auszuschalten, von dem sie befürch- 
ten muß, daß er die zunehmende 
Unruhe und den vielfältigen Protest 


„Begeisterung“ war er 


dentenausschuß) und vom Studen- 
tenwerk. AStA, Studentenwerk und 
Uni-Präsidhum sind seit 1971 „im $ 
ierungsgeschäft titig“, Seil dieser 
Zeit gibt es ein Abkommen mit 
Maklorgruppen und Wohnungsunter- 
nehmen, in dem vereinbart wurde, 
daß in dem Zeitraum zwischen 
Zwangsräumung und endgültigem 
Abriß der Wohnungen in den Sanle- 
rungsgebieten (meistens ein bis zwei 
Jahre) Studenten in die Wohnungen 
aiehen können, 

Nun ist es ja ein legitimen Be- 
‚dürfnis der Studenten, wenigstens 
für kurze Zeit eine erschwingliche 
Wohnung zu haben. Entscheidend 
aber ist, daß AStA und Studenten- 
werk die Verträge so abgeschlossen 
haben, daß die Studenten aufgrund 
der „Nutzungsverträge“ außerhalb 
‚der “ohnehin minimalen — Schutz- 
bestimmungen des Mietrechis ste- 
hen 

Nach den vom AStA/Studenten- 
werk. bereitwillig abgeschlossenen 
„Nutzungsverträgen‘“ sind die Stu- 
denten nur noch beliebig austausch- 
bare Objekte, die aufgrund ihrer völ- 
lig rechtlosen Situation und wegen 
der unerschwinglichen Mieten auf 
freien“ Wohnungsmarkt für 
Inungsunternehmen zu einer 
‚gut kontrollierbaren und jederzeit 


auf, „die Wohnung in einen Zustand 
zu versetzen, der den Anforderungen 
im Blick auf Ordnung und Sauber. 
keit in einem aivilisierten (!) Land 

ie überwachen die politik 
jehörigkeit. der Mieter zu 
Sinzelnen Gruppen, schicken sogar 
einem Studenten, der wegen „llega, 
en“ Aufonihalts In der BRD“ in Ab- 
schiebehaft sitzt, ein Kündigunps- 
schreiben ins UG („es wurde uns 
mitgeteilt, daß Sie sich illegal in der 
BRD aufhalten. Unter diesen Um- 
ständen kann Ihnen das Studenten- 
werk einen Wohnraum nicht mehr 
zur Verfügung stellen .. ."). AStA 
und Studentenwerk betreiben also 
einen schwunghaften Menschenhan- 
del mit Studenten, die sie kontrol- 
Nieren, bespitzein und einschüchtern 
und machen sich bereitwillig zum 
direkten Handlanger des reaktionk- 
ven Ausländergesetzes, 

Für die Spekulanten sißd mit die- 
sen Verträgen mehrere Fliegen mit 
einer Klappe geschlagen: 

© In dem Zeitraum, der für die 

Vertreibung der Altmieter not- 
wendig ist, haben die Woh- 
nungsunternehmen keine Ver- 
Tuste durch leerstehende Woh- 
nungen. 

® Die Wohnungsunternchmen 

brauchen für die Studenten 


So schützt die Polizei das Eigentum der Bewobau 


der Bevölkerunggegen niedrige Löh- 
ne, hohe Preise und Migien organi- 
sieren und ihnen eine politische 
Stoßrichtung geben kann. 

Dasselbe Vorgehen finden wir 
heute bei den Gewerkschaftsfüh- 
rern, die gegen die Arbeiterlinke ın 
Betrieb und Gewerkschaft vorgehen. 
Linke und kommunistische Arbeiter 
und Angestellte werden von den 
Gewerkschaftsführern bei ihren Kol- 
legen diffamlert, an die Geschäfts. 
leitung zwecks fristloser Kündigung 
ausgeliefert, um ihnen so auch noch 
‚jedem Rechtsschutz zu nehmen. 

"Auch die Kriminalisierung kom- 
munistischer Organisationen läuft 
derzeit nach demselben Muster ab. 
Da werden in der bürgerlichen Pres- 
die unglaublichsten Gruselge- 
schichten aufgetischt, da wird die 
„Sicherheit der Bevölkerung‘“ be 
schworen, die die Kommunisten an- 
geblich gefährden, da werden kom- 
munistische Organisationen mit ge- 
nau den gleichen Vokabein. be- 
dacht wie die Jugendlichen Hausbe. 
setzer aus der Ekhofstraße. 

Mit ihrer gesamten Hetzkam- 
pagne gegen kommunistische und 
andere linke Organisationen, gegen 
Hausbesetzungen und Mieterstreiks, 
gegen spontane Streiks der Indu- 
striearbeiter usw. versucht die hert- 
chende Klasse sich einer allgemei- 
nen Entwicklung in der Bewölke- 
rung enigegenzustemmen, von der 
sie langfristig eine Bedrohung ihrer 
Profite und Posten, ihrer Herrschaft 
über Staat und Gesellschaft befürch- 
ten muß, 


AStA und Studentenwerk — 

in einem Boot mit SPD-Senat 

und Wohnungsunternehmen 
Schützenhilfe bei der Räumung 


‚der Häuser erhielt die Bewobau vom 
Hamburger ASIA (Allgemeiner Stu- 


$o schützt die Polizei das Eigentum der Bewobau 


auswechselbaren Zwischenmiete: 
schicht zur Sicherung maximaler 
Profite dienen. 
Die „Nutzungsverträge“ schen 
vor 
© vierwöchentliche Kündigungs- 
frist (z.T. bis zu 14 Tagen vor 
Abbruch) 
® Das Wohnungsunternehmen 
übernimmt keine Gewähr für 
‚den baulichen Zustand. 
© Das Studentenwerk hält das 
Wohnungsunterpehmen von 
allen haftungsrechtlichen An- 
sprüchen frei 
© Ansprüche auf weitere Instand- 
haltung können nicht dem 
Wohnungsunternehmen gegen- 
über geltend gemacht werden. 
© Bei Beendigung des Nutzungs- 
verhältnisses hat dan Studen- 
tenwerk das Nutzungsobjekt 
dem Wohnungsunternehmen 
‚geräumt zu übergeben, ohne 
daß Anspruch auf Eratzwoh« 
nungen besteht, 
© Das Studentenwerk haftet bei 
nicht fristgemäßer Räumung 
(bis zu 100 000; DM hafıen 
die Beteiligten zu je einem 
Deittel, über 


Diese Vereinbarungen hat der 
ASIA freiwillig abgeschlossen, und 
als „gute „Geschäftsleute“ sorgen 
ASIA und Studentenwerk auch 
gleich gründlich dafür, dab die Be- 
Stimmungen auch wirklich eingehal- 
ten werden. So fertigten ASIA und 
Studentenwerk schwarze Listen über 
Mietrückstände an, »0 sprechen se 
Kündigungen bei „unkontrollierbe 
rer Überbelegung der Wohnungen 
besonders durch Ausländer (1) aus 
sie ‚sorgen dafür, daß die Verträge 
nur verlängert werden, wenn die 
Mieter polizeilich gemeldet sind, 

aubermann fordern sie die Mieter 


sorgen. 
® Die Studenten stellen ein Mie- 
terreservoir dar, das aufgrund 
der Verträge völlig rechtlos ist, 
© AStA und Studentenwerk sor- 
‚gen für rechtzeitige Räumung 
(also kein Ärger und keine 
Verzögerung für die Hausbe- 
sitzer und maximaler Profit). 
In dieser Eigenschaft tritt der 
AStA den Studenten als Vertreter 
der KapitakSeite gegenüber, hinter 
‚dem sich die Spekulanten und Woh- 
nungsunternehmen bestens verstek- 
ken können. Die Politik des Ham- 
burger AStA entspricht in diesem 
Punkt genau den Vorstellungen d 
rechten CDU/CSU-Studentenbundes 
RCDS von studentischer „Sozialpo- 
Hiik®, Allerdings wird der Hambur- 
ger AStA vom Jinkssoziaklemokrati- 
schen SHB und revisionistischen 
(Studentenorganisation der 
DKP) gestel 


Daß AStA.Politik auf diesom Sol 
tor auch anders ausehen kann, be- 
weist der Frankfurter ASIA, Hr be- 
müht sich — 2.T, mit Erfolg - den 
Kampf der Mieter gegen drohenden 
Abbruch (arer Häuser 10 untere. 


von Arbeitern und Studen! 
kämpft um die Aufhebung der 
Rechtiosigkeit der Studenien auf 
dem’freien Wohnungsmarkt". Auf 
der Grundlage dieses Kampfes konn- 
ten Arbeiter und Studenten dem 
SPD-Senat relativ günstige Wohn- 
nutz-Verträge abringen, z. I. dürfen 
und durften eine Reihe Frankfurter 
Häuser jahrelang umsonst bewohnt 
werden. - Was noch mehr zählt, ist 
die Tatsache, daß die Poltik des 
Frankfurter ASTA in diesem Fun, 
eine zunehmende politische Klarhi 
über das Wesen kapitalistischer Woh- 
nungspolitik geschaffen hat und weh 
terhin schafft, während die Politik 


keine Ersatzwohnungen zu be- 
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des reformistischen Hamburger 
ASTA sich bemüht, die Widersprüche, 
Aie die kapitalistische Wohnungspo- 
tik. zwangaläufig hervortrelbt, zu 
verschleiern und die arbeiter und 
menschenfeindliche Politik des SPD- 
Senats abdeckt. 

‚Auch in Hohenfelde mischte der 
ASTA krüftig mit. Nur glaubte hier 
die Bewobau zunächst, daß sie auf- 
grund ihrer guten Beziehungen zum 
Senat die Hilfe des ASTA nicht nötig 
haben würde, sondern die Räumung 
des gesamten Viertels schnellstens 
über die Bühne gehen könnte; eine 
Anfrage des ASTA, ob.die freiwer- 
denden Wohnungen an Studenten 
vermietet werden können, wurde zu- 
nächst dankend abgelehnt. 

Nach der Hausbesetzung wurde 
aberdeutlich, daß der Abriß nicht »0 
unkompliziert vor sich gehen würde, 
Darum wurden Bewobau und ASTA/ 
Studentenwerk sich nun doch schnell 
handelseinig: Biszum 31, März 1974 
sollten Studenten in die bereits Ieer- 
stehenden Häuser ziehen, bereits be- 
stehende Mietverträge (Ekhoftr, 43) 
sollten bis zu diesem Zeitpunkt ver 
längert werden. So sollten vor allem 
weitere Besetzungsaktionen verhin- 
dert werden, 

Die Harmonie zwischen Studen« 
tenwerk und der Bewobau wurde 
‚empfindlich gestört, als am 2.5. in 
einem Gespräch zwischen Bewobau, 
Studentenwerk und. Initiativkreis 
Hohenfelde (eine Selbsthilfe-Organı- 
sation der Mieter), letzterer es ab- 
Iehnte, die Wohnungen mit Studen- 
ten belegen zu lassen und statt- 
dessen forderte, die Wohnungen mit 
Individual-Mietverträgen zu verge- 
ben (der Initiativkries legte eine Li- 
ste mit Namen von bedürftigen 
vor) und die bisher erfolgten Kün- 


digungen zurückzunehmen, und 
dann noch - wie die „Welt“ em 
pört berichtete — andeutete, daß 


Sie selbst Häüser besetzen könnten 
eier desStudentenwerks 
rien gleicher- 
h der Rä 
mung des besetzten Hauses Ekhofstr. 
39 konnten ASTA/Studentenwerk 
wieder in Aktion treten, Die leerste- 
henden Häuser werden an Studenten 
vermietet, die Aktion hat damit, wie 
die sozlaldemokratische “Hambı 
ger Morgenpost” ("Mopo”) zufr 
den versicherte, ein zufriedenstellen- 
des Ende gefunden, 

Über die Wohnungspolitik ASTA/| 
Studentenwerk liegt inzwischen eine 
Dokumentation vor, die von den 
Hausbesetzern _ zusammengestellt 
wurde. — Als die Hausbesetzer auf 
einem Teach-in ankündigten, sie wür- 
den bisher interne Dokumente über 
A RP TEEE RTÄTEE 

den bisher interne Dokumente über 
die "Wohnungs- und Sozialpolitik 
des Hamburger ASTA veröffentli- 
chen, kam es zu Auseinandersetzun- 
gen mit Vertretern des MSB und 
SHB. Die Hausbesetzer holten sich 
die Akten und Unterlagen später aus 
der ASTA-Baracke. In einem Groß- 
einsatz der Polizei (mit Hubschrau- 
bern, Stoppen eines U-Baho-Zuges, 
Haussuchungen etc.) wurde versucht, 
die Akten noch vor ihrer Veröffent- 
lichung zu beschlagnahmen. Der 
ASTA behauptete in einem Flug- 
blatt, er habe auf eine Anzeige ver- 
zichtet, die Besetzer sagen, ASTA 
und Studentenwerk seien Auslöser 
dieser Großfahndung. Inzwischen 
dürfte geklärt sein, daß eine entipre- 
‚chende Anzeige des ASTA gegen die 
Hausbesetzer Auslöser der polizeili- 
chen Großfahndung war, die kurz 
nach dem Einstieg in die ASTA-Ba- 
racke bereits auf Hochtouren lief, 
Ziel dabei war, in jedem Fall die in- 
ternen ASTA-Akten noch vor ihrer 
Veröffentlichung zurückzuschaffen 
und so eine Entlarvung der ASTA- 
Politik zu verhindern 


Die Politik der Reformisten 
und Revisionisten: Abwiegeln, 
Spalten, Verwirrung stiften 


Auch das Haus Ekhofstraße 43 
(neben dem besetzten Haus) ist vom 
ASTA und Studentenwerk mit St 
‚denten belegt worden, Einige der Be- 
wohner gehören der Mieteninitiative 
Hohenfelde an, die sich vor «a. I 1/2 
Jahren gebildet hat. Die Miel 
tive hat versucht, gegen den Abrilb. 
terror der Bewobau den Widerstand 
der Bevölkerung zu mobilisiere 
Durch Unterschriftensammlungei 
Gespräche mit den Behörden usw, 
wollte man versuchen, weni 
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‚Arbeiterkampf Nr. 29/Juni 72 


Am diesjährigen 1. Mai haben 
mehrere Millionen Arbeiter und an- 
dere fortschrittliche Menschen In 
vielen Ländern der Welt in Streiks, 
Kundgebungen und Demonstratio- 
nen zum Ausdruck gebracht, daß sie. 
bereit sind, für die Durchsetzung ih- 
rer unmittelbaren Belange und für 
eine Gesellschaft ohne Ausbeutung 
und Unterdrückung zu kämpfen. 

In den Ländern des Sozialismus 
feierten die Menschen die Erfolge 
des sozialistischen Aufbaus und de- 
monstrierten auf vielfältige Weise ih- 
te Solidarität mit dem Kampf des 
internationalen Proletarlats und der 
unterdrückten Völker. 


In der VR China nahmen allein 
in Peking mehrere hunderttausend 
Arbeiter und andere Werktätige an 
‚den Mai-Feiern teil, die auch in die- 
sem Jahr wieder in Form eines 
Volksfestes begangen wurden. In 
‚Anwesenheit mehrerer tausend aus 
ländischer Gäste und führender Ver- 
reter der chinesischen Partei- und 
Staatsführung vergnügten sich die 
Menschen mit Sport und Tanz, sa- 
hen mit Interesse’ revolutionäres 
Theater und sangen begeistert die 
traditionellen Lieder ihres Kampfes, 

In der Demokratischen Republik 
Vietnam konnte das Volk zum er. 
sten Mal seit Jahren wieder Mai 
Kundgebungen ohne die Bedrohung 
‚durch den Bombenterror der USA, 
Luftwaffe durchführen. Alle Mai 
Feiern standen im Zeichen des Sie 
ges über den US-Imperialismus. 
Zehntausende versammelten sich al 
lein in den zerbomten Straßen Ha- 
nois und demonstrierten auf dieser 
ersten Öffentlichen Massenkundge- 
bung seit 1964 ihre Entschlossen- 
heit, bis zum endgültigen Sieg über 
den US-Imperialismus und das reak- 
onäre Thieu-Regime den Kampf 
weiterzuführen. Ministerpräsident 
Pham Van Dong dankte in einer An. 
sprache allen Menschen in der Welt, 
die uns in unserem ruhmreichen 
Kampf unterstützt haben, 


In den Ländern des faschist 
schen Terrom Spanien, Portugal, 
Griechenland und der Türkei stan 
den alle Aktionen der Arbeiter und 
anderer Kräfte des antifaschlatischen 
Widerstandes wie bisher unter Ver 
bot, Da sich die Arbeiter von der 
faschistischen Diktatur ihr Recht 
auf freie Meinungsäußerung und das 
Recht zu demonstrieren, nicht verbie 
ten ließen und auch nicht durch die 
Aufmärsche von Militär und Pol 
zei eingeschöchtert werden konnten, 
ging es an vielen Orten gewaltsam 
zu 

In Portugal wurden fast hunaerı 
Antifaschisten bereits vor dem | 
Mai in die Kerker geworsen. Dieser 
Maßnahmen waren ausgedehnte Po- 
izeirazzien vorausgegangen. 

Trotz Verbot und dieser „Pri- 
ventivmaßnahmen“ wurde yor ällem 


in Lissabon am 1. Mai demon- 
striert 
In Spanien wurden am 1. Mai 


zahlreiche Kundgebungen von Po- 
lizei und Militär überfallen, viele 
Demonstranten brutal mißhandelt 
und festgenommen. In Madrid wur- 
de ein Agent der faschistlichen Ge- 
heimpolizei von der aufgebrachten 
Menge erstochen, Am Vorabend des 
1. Mai waren bereits bei SEAT in 
Barcelona (dem größten Industrie 
betrieb des Landes) 24 000 Arbei 
ter ausgesperrt worden. Mehrere 
Hundertschaften der Polizei besetz 
ten das Fabrikgelände, Trotz der 
brutalen Vorgehensweise der K+ 
pitalisten und ihres faschistischen 
‚aatsapparates waren gerade die 
AT-Arbeiter auf Demonstratio- 
nen in Barcelona mit kämpferischen 
Parolen aktiv vertreten. Allein in 
Barcelona demonstrierten 16 000 
Menschen!! 

Bei &inem Feuerüberfall wurden. 
in der mexikanischen Provinzstadt 
Pucbla drei Studenten von der Poli 
zei erschossen, als sich in der Stadt 
mehrere hundert Menschen zu einer 
Mai-Demonstration formieren woll 
ten 


Sieben Millionen Arbeiter, An- 
gestellte und Studenten demonstri 
ten am 1. Ma in 850 Städten Japans, 
um die Erfolge ihres „Frühlings 
kampfes”' zu felern. Seil’ zehn Jah: 
ren. hat die japanische Arbeiter- 
klasse vor alleın in den ersten Mo- 
maten des Jahres große Arbeils- 
kämpfe für bessere Lebens- und 
Arbeitsbedingungen durchgeführt 
In den diesjährigen Kämpfen, an 
denen sich in den Monaten März 
und April rund acht Millionen Ar. 
beiter. beteiligten, konnten bedew 
tende Lohnerhöhungen, höhere 
Ruhegehälter, kürzere Arbeitszeit 
und die Wiedereinsetzung des Streik- 
rechts erkämpft werden. 

Auf zahlreichen Massenversamm- 
lungen wurde der Rücktritt der re- 
aktionären Regierung Tanaka und 
die Bildung einer fortschrittliche 
Regierung von Sozialisten und Kom: 
munisten gefordert. 


In England, wo der 1. Mai kei 
gesetzlicher Feiertag Ist, streikten 
weit über eine Million Arbeiter und 
Angestellte gegen die Angriffe auf 
ihre Lebensbedingungen und die 
gewerkschaftsfeindliche Politik der 
Heath-Reglerung, Obwohl die eng 
lischen Gewerkschaftsführer diesen 
Kampf nicht unterstützten und zu 
spalten versuchten, gelang es den 
Arbeitern dennoch, bedeutende Tei 
le der Industrie und des Öffentlichen 
Lebens lahmzulegen und in Massen- 
veranstaltungen ihren Forderungen 
Nachdruck zu verleihen. (Sicheauch. 
unseren Bericht weiter unten!) 

Ganz im Zeichen der bereits seit 
inden Arbeitskämp- 
otestmärsche standen die 
staltungen in Halien und 
ich 
größten Manifestationen der 
italienischen Arbeiterklasse gab es 
mit ungefähr 50 000 bzw. 100.000 
Teilnehmern in Rom und Mailand. 
Größere Umzüge fanden auch in 
in, Bologma, Triest und anderen 
tenstatt, In Frankreichs Haupt 


Vietnam: In Hanoi — das vietnamesische Volk felert den Siog über die 
die US-Imperialisten 


stadt Paris versammelten sich 
zwei größeren Demonstrationen ( 
100 000 Menschen, 

Die konkreten Losungen des 
Kampfes, für die Mil 
schen an diesem 1 
Straße gegangen sind, waren ent- 
sprechend den besonderen Verh, 
nissen in den jeweiligen Ländern 
unterschiedlich - alle Aktionen 
fichteten sich jedoch gegen das 
Kapital und die politische Reaktion: 
Gegen Krieg und Imperialismus 
für Frieden, Demokratie und So- 


wo die Arbeiter 
und fortschrittliche Menschen aus 
anderen Schichten des Volkes ihre 
Meinung frei und unzensiert zum 
Ausdruck bringen konnten, beton- 
ten sie die Verbundenheit mit dem 
Kampf der unterdrückt gehaltenen. 
Völker, In diesem Sinne war der 


nläßlich des 1. Mei 1973 richtete das 
‚Deutsche Industrieinstitut im Auftrag 
des Großkapitais einen Appell an 
m „Kollegen” von der DGB-Führung, 
„nicht über neven Forderungen «ie ge 
einsame Aufgabe zu vergessen, in der 
BRD die bewährten (I) 
soziten und wirtschaft 
Schritte (1) gegenüber, a 
Kräften zu verteidigen. 
Die bisher errungenen 
Se 
"bisher errungenen „Erfolge“ ui 
en „eindeutig der Zusammenarbeit von 
Gewerkschaften und Unternehmern in 


Diese Wilensäußerung traf ich gut 
mit den Vorbereitungen der DBG Fuer 
Zu den gewerkschaftlichen Mai- Veran 


lungen: _Ordnertrupps (,.e aebaiite 
Fiuste wieder gerade biegen“), so der 
Frankturter DGB-Führer Hamaı ung Yo. 


Waittätige Extremisten” auf Zusammen. 
#1ö8e ba: den Mai-Veranstaltungen „wor 


?" und selbst zum Zupseken sul 
1 (che Bericht aus Franklurt). 


‚der Linken zu danken, dad sich aus „ord 
nanden“ Übergriffen der Polizei (nee 
Bericht über Köln) und Ordnereinsätzen 


Die Antwort der DGB-Führer 
Leere Phrasen . 


in fa an göberen und mitten 

rgebungen und Demantuatonen zu 
Keen Mionen Du 
Armen. dl von den Önmhschstten 


ufuruten und sich in ihren Reden mit 
Scheinsadıkalan Phranen an die „Apitee 
der Bewegung” au setzen, Wenn 

DUG. Vornizerur Vatter in München vor 
wer 20 000 Demonstranten die Frage 
weil, „ob unser Wirtsehaftsoystem auf 


1. Mal 1973 ein Schritt nach vorn 
in der Verwirklichung der großen 
Losung: 

Proletarier aller Länder und un- 
terdrückte Völker — _ vereinigt 
euch! 


‚der Grundlage des privaten Eigentums) 
der privaten. Unternehmerentscheidung 
nicht langsam aber sicher seine Recht 
Fertigung verliert", »0 ist das nichts ande 


die hier und de bei allen Festred. 
Inern des DGB gezielt eingemischt war 


Ingemischt wur. 


| schen: Ober 
Füher aller DGB-Gewerkschafien in den 
zurückliegenden Lohnrunden Tarıte abge 

|| schlossen haben. die nicht einmal die ge 
regnen Prene ausgeglichen haben. und 
SG ze dort den Arbeitern oft in den 
ion uRd, wo diene sich das in 


Se Gehemdipiomate der wsldeme. 
kretschen Gewerkschaftnfünrung nicht 
bringen konnte 
| _,,in den wenigeten Fällen boten die 
ofizoilen Versnutaltungen des DGB den 
Arbeitern die Mögliehkat, ihre Forde. 
Tungen ın der Wei Zum Ausdruck zu 
Bringen, wie we dat ohne die Bevormun 
Sur durch die Gewerkuchaftshlhwung 
getan Akten. Redner waren allemal die 
Starı sus den Gewerkschsitiworuinden 
und Perzönlichherten den „öllentlichen 
| Lebens”, aus den Beuieben sind. kaum 
| Kollegen zu Wort gekommen. Die Arbel 
| er öraehten vor allem auf Traniporenten 
| Und durch Sprechparoten ihve Kampftor 
derungen zum Ausdruck, woman diese 
meht der Zemmur der Haspuamilichen 
Zum Opfer gefallen waren, Darı wo uch 
Sie Lonungen der Klawenkampfer durch 
tzten, scnsuren die DOB Führer nicht 
davor Zurück, Demonstrationen zu anal 
ten. So geschehen in Bremen, wo die 
Führer des DGB einen beralı aufgastelt: 
ton Oemonsrationug von mehreren 
Yacsand Menschen aufzulösen versuchten 


.. „und Antikommunismus 


Hetze der DGB-Führer die em meinten 
angegriftene Grusps, wandern auf ihrer 
Demonstration ın Dortmund vahten ich 
mehrere hunderı Pohrinien ın einer wah 


kapıtaittischen Tönen machte die DOB 
hung jedoch deutlich, dal sie mit bei 
‚den Meinen tert auf dem Boden der be. 
wehenden Verhältnis stahl Noch ein, 
mat Varter 


Die Arbeiyaber scheinen noch gu 
Iieht gemerkt zu haben, da wir 17) 
che allein bestimmen, sondern mie 
imimen wollen Sie 1rampaln noch nolan- 
90 auf diesem „mit“ herum, bi an der 
Murbentimmung eine Balutbeutimmung 
ewarden 


‚Arbeiterkampf Nr. 29/Juni 73 


Der Sozialiumus, de Kinssanherrschett 
der Arteiter wrd von der DGB-Führung 
nicht ein antustrebenden Ziel gesehen. 
kondern alı eine abrmmehsende Getahr 
Ganz im See der Vertichgung der be 
stehenden Verhältnuse waren die mau. 
ven Argritte mut oppositioneile und kom- 
Munistnche Öruppen, die uch entweder 
an DGB- Veranstaltungen vorige oder 
$e Arbeiter zu eigenen Demonttrationen 
aufgerufen hatten. Zu einer Spitzen 
Leistung an Amikommuniumus brachte 
0 der DGB-Führer Heina Richter. der ın. 
Regenaburg auf kritische Zwichenrute 
erwnderte „Wir lehnen rechte Extrem. 


{n. „Sürhieunsche Zeitung“ v.2. Mai 73} 


bereits Im vergangenen Jahr 
[gab es auch diesmas in Homburg 
meer vier Demosntranionen um 
1. Mai. Mit. rund 7800 Demonstranten 
(Zutammengenommen) war die Bates 
gung micht größer als im Vorka 
* An der vom _ Kreisjugendsusschuß 
(KJA) des DGB und einer Vielzahl von 
Organiusuignen und Verbinden durch. 
geführten Demonstration beteiligten sch 
‚4600 (nach Angaben der Veranstaiter 
wollen en 6000 gewesen sein) — wovon 
etma 800.900 im Sozilisischen Biock 
marschlerten. un dessen Spitze ein 
Lautsprachernagen der Sozulistinchen 
Studenten Orvooe (556) 101 
* mm 2400 Menschen waren. cem 
Aufrut den KOMMUNISTISCHEN 
BUNDES (KB) getosgı und demonurier 
ten durch die Arbeiterwertei Altona und 
Eimabunet 
# Jeweils erwa 300 Demonstranten be- 
teilgten sch an den Mai-Umzügen von 


Die offizklle Veranstaltung der DGB 
im „Congress Cantrum Hamburg” wur 
3 von 3000 Leuten besucht; eine grö- 
Dere Anzahl von Teilnehmern an der 
KJA-Demonstration, die keine Karten, 
Mehr  tekommen hatten, wurden am 
Eingang atgemesen 


Die Taktik der Hamburger 


Die Taktik der Hamburger 
DGB-Führer 


Seit Jahren wird von der Hamburger 
OGB-Führung daraut verzichtet. am 1 
Mal (wie such sonst) gewerkschaftiche, 
Demonstrationen durchzuführen. Seit 
Zwei Jahren finden die offiziellen „Fest 
lichkeiten” soger im Sasl vor geladenen 
Gassen start. 

in einer Erklärung des DÖB-Kreis- 
worstandes wird diene Praxis vor allem 
mi zwei „Argumenten“ legitimiert 

1. arotz der erheblichen finan- 


Zillen Aufwendungen und nach- 
haitgen. Bemühungen des DGB 

ist Sie Zahl der Beteiligten seit 
Aahren rOokidufig.-" 


2. Das Auftreten sorlalinischer und 
Kommunitischer Gruppen. habe 
as Amahen des DGB und seiner 
Öewerkichstten zusdtzich herab 
gemtrt und geachächgt” und der 


Gestinsus Malte man ga nicht 
davon, „sieuen radikalen Gruppen. 
eine Pitttorm Öftenttncher Wirk 


Rücktäufigkeit der Teiinehmerzahlen an 
‚dan Mai-Veranntsitungen den DOB kann 
(uch widersprochen werten 
Dar zundehs ige Daten, 
1008 und 09 hatten die Kundyetungen 
frwailt über 10.000 Teiinehmer 
1970 vorm Opmerkuchstuuhaus waren ou 
noch cu. 6000. 
1971 gub en liglich eine Saıteier mit 
und 4000 Tesinehmern 
1072 Nato die hai gewerkuchattliche“ 


Demonsıranion den AZ 3.4000 Ta 
namen 

Was aber sind die Urschen für die 

Entwicklung? 


Diese Frage wird von der DGB-Spitze 
natürlich gar nicht ers geseit 


ist logisch, dafl von den Ge 
Werkachstistührern verschwiegen werden 
muß, el ınr« Politik der Demobalie 
ung und Entpolitisierung mit dazu bei. 
getragen hat, das Interesse der Arbeit 
55 pewerkichstilichen Mai-Demonstr 
onen zu mindern. 

Entscheidend. jedoch 
den Massen (einschließlich der Gewerk 
Schaftamitgieder) der 1. Mai nicht mehr 
(bear: nach nicht wieder!) als Kampf“ 
tag Ihrer Kiss begriffen wird. Das int 
mar ein beronderer Ausdruck des ver 
eich niedrigen Niveaus der Ar 
beitertawegung, in der Bundesrepublik, 
Und muß vor dem Hintergrund der ge 
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unten Entwicklung der geuilschstil, 
den Widersprüche guahan werden 

Aut der Grundlage duner Bergun 
gen betreiben die woriakdemaktatichen 
Gewerkschsftstührer ihre Politik — die 
natürlich such am 1. Mai in Form und 
Inhalt unter dem Banner der Kiamenver 
öhnung und nicht des Klansenkampfen 
nenn 

Den 1. Mai wieder als Kampftag 
des internationalen Proletariats 
‚durchführen — das werden nur die 
sich ihrer Klasseninteressen bewußt. 
werdenden Arbeitermassen tun. 

Gegenwärtig kann aber noch kei- 
me Rede davon sein, daß es eine 
MASS E N bewegung in diese 
Richtung gibt 

Wenn die Hamburger OGB Spitze wie 
bereit im vergangenen Jahr diesmal we 
der eine Demonstration mit halb-.ge- 
Werkichsfilichem” Charakter genehmg- 
1. 00 mu das vor alem al Antwort auf 
das Wirken jener „radikalen Gruppen” 
verstanden werden, durch die die DGB: 
Führer ihr Image „hersgmetzt und ge- 


wendet" sehen 

1971 war en nämlich mo, du dem Auf 
rt des SALZ (heute Im KB) immerhin 
(8000 Menschen gefolgt waren — während 
die Saslveranstitung des DGB von nur 
und 4000 Leuten besucht wurde. 


Am 1. Mai 1972 kamen die Gewerk 
schaftslührer dann auf den Trichter, 
einem abgeschlafften „Arbeitskreis" (AZ) 
am Rande der DGB-Jugend die Durch- 


der OKP üseriamen. Der dimjährige Kuh- 

handel der Jugencigremiern mit der Cie: 
Werkachaftstüiwung erbrachte einarneits 
den Autrut zu einer Augendkiemensr 
von durch den KA, anderersitn eine 
Row, die um 8.30 Uhr durch die leere 
nnd in Richtung Congress Cantrum 
führte, um 10 die Aktiititen für einen 
Kampferischen 1. Mai möglichst art. 
fen zu Isen. Nach und nach wurde dann 
vom DGB zu dies Demonwation ein 
wenig aufgerufen. Das veranlaßte dann 
Alien voran die DKP, dies als gewerk 
Jchaftliche Mai-Demonstration hereunzu, 
Putzen. Die DKP tat noch ein digen 
dazu. iv Verständnis einer gewerkacheit 
Jichen Demonstration zu zeigen; we ver 
zichteie weitgehend auf rote Fahnen 
und die SDAJ sieilte einen Trupp auf, 
um den sorilisischen Block von diner 
Demonstration abzusrängen, 

OKP und SSG versuchten es 10 darzu 
stelen, als si die KJA-Demanstration 
Ausdruck davon, daß die gewerkschaftl 
he Basiı geradezu zu einer Maı-Demon. 
rauon drängt. Dem Papier nach harten, 
Haut DKP Praktisch die Hälfte der Ham, 
burger Gewerkschafter zur KJA-Demon- 
ration kommen missen. Dies wurde 
mit dem Aufruf einer Reihe von gewerk. 
schaftichen Gremien begründet. Insbe- 
sondere die Jugendgremien hatten zur 
KJA-Demonstration aufgerufen und mo- 
biliiert, ohne dad allerdings diem Gre- 
Imien größeren Einfiuß bentzen. 

Schenkte man der 55G Glauben, 10 
hatte die Gewerkuchaftsfuhrung sogar „in 
u lebe lot (1), damit den wachsenden 


Druck von ser fsin alınulangen, ohne 
much mitt zu molleren” hun. ginge es 
‚Sem „Willen vieler fortuchriilicher Kol 
jegen‘ entspruchend derum, Senn „KJA. 


Der KB geht dagegen divon sus, dad 
es in den Iwtzten Jahren verstärkt die 
Forderung nach einem kampferischen 
1. Mi gegsten hat, wie ni nich erw in 
Hamburg in den sozialistischen Demon. 
mationen zum 1. Mai niederschlug, dad 
andererseits gegenwärtig, die gewark 
Jhöttlich organisierten Massen nur ge 
inge Neigung zur Mai-Demonstratien 
haben. Ei kommt somit derauf an, durch 
ie Agıtation und Propaganda zum 1. Mai 
de Forderung nach einer wir ki 

Chen gmwerkschaftlichen Mai-Demon- 
ration mit breiter Mobiliierung zu 
werbreitern und zu verteien. Da die 
Nat. gewerkschafttiche”" Demonstration 
Sen KIA wesentlich auf Grund des Drucks 
von außen ın den letzten Jahren zugeian 
san worden war, zog der KB daraı den 
Schluß, auch in diemmm Jahr nicht de 

aut zu verzichten, eine Demonstration 
Serchzuführen, die durch Zeitpunkt und 
Route möglichst viele Menschen erreich- 


Das ug dem KB von einigen Orge- 
nisstionen Anwürte ein, wie „Gewerk 
schattsfeinda” (DKP) oder ” KB im 
"Schmollwinkel“ von der SG. (Eine 
ustünrtichere Ausinandersetzung über 
den 1. Mai in Hamburg wird in UNSER 
WEG 20 erscheinen.) 


West-Berlin 


Insgesamt waren in diesem Jahr am 

1. Mai in Westberlin ca. 70 000 Men- 
schen auf der Straße. Allein dem 
Aufruf des „Maikomitee 73“, das 
im wesentlichen von der Sozilisti 
schen  Einheitspartei Westberlins. 
(SEW) bestimmt wurde, waren über 
50 000 Arbeiter, Angestellte und 
Studenten gefolgt. Der kilometer- 
lange Demonstrationszug führte 
durch die Arbeiterviertel Kreuzberg 
und Neukölln. 

Der West-Berliner DGB dagegen 
hatte wie im letzten Jahr wieder zu 
einer Saalfete geladen. Mit einem 
„kämpferischen“ Mai-Programm 
in geschlossener Gesellschaft, beste- 
hend aus Tingel-Tangel-Musik und 
Liedern wie „Schön ist die Welt“ 
‚versuchte er, die Arbeiter an ihrem 
Kampftag vor den Fernseher zu 
locken. Daß ihm das noch weniger 
als im letzten Jahr gelungen ist, be- 
weist die deutlich gestiegene Zahl 
der Demonstranten. 


it ihrer Entscheidung. unter 
„Ausschluß der Öffentlic 
keit“ im Saal zu „feiern“, 


setztensich die sozialdemokratischen 
Gewerkschaftsführeg. ganz bewußt 
überdenerklärten Willenderkämpfe - 
Tischen Berliner Arbeiter hinweg. 
Ebensowie.die Vertreterversammlung 
rischen Berliner Arpener nınwep. 
Ebenso wie.die Vertreterversammlung 
derIG Bau,der Landesbezirkstag der 
1G DRUPA, der Hauptvorstand der 
GEW, die Jugenäkonferenz der IG 
Metall u.a.m. protestierte auch der 
Bezirksjugendausschuß der OTV 
gegen die Entscheidung der DGB- 


Führer und forderte in einer bei 
spielhaften Erklärung: 
‚Der 1. Mai ist der inıernatio- 


naie Kampfıag der Arbeiterklasse, 
an dem die Lohnabhängigen macht 
MI und sollderisch für ihre For 
derungen demonstrieren. Nicht nur, 
weil es den guten Traditionen der 
Arbeiterbewegung entspricht, son- 
dern in noch stärkerem Maße, weil 
die Arbeiterklasse und ihre Org 
Iniationen, die Gewerkschaften, in 
der kapitalistischen Gesellschaft 
Ihre Forderungen nur durch steren 
kämpferischen Einsatz durchsetzen 
können, wire es notwendig gewe 

‚m. daß der Landesbezirksvorstand 
des DGB am 1.Mat 1973 die Durch 
führung einer” sewerkschaftlichen 
Demonstration und Kundgebung 
unter freiem Himmel beschlossen 
hatte, 

Der DIA hält es „angesichts der 
sich ständig verschlechternden Ar 
heits- und Lebensbedingungen, an 
pesichis steigender Preise und sich 
verschörfender Auseinandersetzun 
gen an der Tariffront geradezu für 
Fine Verhöhnung unserer Kollegen 
und für eine ungeheure Zumurung 
für dile Gewerkschafter, wenn wir 
aufgefordert werden, am 1.Mai 1973 
Zwammen mit abgeschlaffien 
Showatarı wie Paul Kuhn und Olivia 
Molina auf einer billigen Varieı 
Veranstaltung die Traditionen und 
Inhalte des Kampftager aller Lohn 
abhängigen mit Füßen wmeien zu 
missen.“ 

Dempopenüber 

a-Komitee 73 
er Demonstration 


ah der DIA im 
, „welches zu el 
Im Kreuzberg 


| Block der SEW 


| Inebs- und Stadtteil 


und Neukölln aufgerufen hat, eine 
anerkennungswürdige Initiative..." 
Zum Schluß der Erklärung heißt 
5: „Der BA ist auch der Meinung, 
daß am 1. Mai 1973 vor allem kon- 
| Areie Forderungen vertreten wer. 


den müssen und daß unverbindliche 
Diskussionsrunden unter weitgehend 
ausgewählten Kollegen... wie sie 
im der Messehalle ‚aufgeführt‘ wer- 
| den sollen, nicht’ dazu beitragen, 

durch Mobilisierung die Kamp! 
kraft der Gewerkschaften zu stä 
ken.“ 

Auch in diesem Jahr hatte die 
SEW relativ frühzeitig die Initiative 
zur Bildung eines „gewerkschaft- 
lichen‘ Mai-Komitees ergriffen, Er- 
wartungsgemäß ging sie jedoch auch 
in diesem Jahr keine Aktionsein- 
heit mit Sozialisten und Kommuni- 
sien ein: Mokierte sich sogar die 
SEWreundliche Wochenschrift 
Berliner Extra-Dienst“ über die 
‚ungeduldige Berormundung“ durch 
| ihre Genossen, die „andere Linke 

verpreilt, wenn ihnen zu deutlich 
| (die Rolle des nützlichen Idioten 
‚oder gar des mutzlosen Idioten zu 
gewiesen wird.*(ED, Nr. 7) 

Die Hälfte der Demonstranten 

(imehr als 25 000) marschierten im 


(mehr as 25 000) marschieren im 
Der andere Te in 
den Blöcken der sortischen Ar 
beiter- und Schülergruppen, der Be 
pen, in den 
Reihen "gewerkschafticher Grup- 
| pen. der ML-Hochschulorganisal- 
Ren, der Trotzkisten und Anarchl 
den, Die gewerkschaftlichen Grup 
pen demonstrierten unter den Pa 
Polen. „Gegen Milbestimmungsilu- 
sionen "und Sozisipartnerschaft 
Für Klasenkampft“, „Kampf dem 
Kapital = Klawenkampf st Inter 
natlonal!“, „Gegen die ökonomi 
schen und politischen Angriffe der 
Kapitistenklase - die einheitliche 
Kampffront der Arbeiterklane!“ u 
An diesem 1. Mal mischte auch 
die SPD mit. Deren „Jinke‘ Fi 
gelleute und de Juson veransalte- 
Ten sine eigene Demonstration, die 
eine Stunde vor der der anderen 
Gruppen begann und auf der ger 
Khan Route entlangführte. Daran 
Mahmen rund $ 000 Menschen is 
Diese Demonstration muß als Kin 
Sieg in die vom West-heriner 
SPIVontandpropagerte ‚verärk 
ie Arbeit an der Baus“ "gewertet 
Werden. Der Schwerpunkt 
Borat dem Aufbau von „Bet 
Tojektgruppen“ und an den Schu 
| Ken’ tegen, um dem Kinfiuß der 
Kommunisten in diesen Bereiche 
enigegenzuwirken, Daß dieser Ein 
Meg am 1. Ma °73 nicht so recht 
genbckt ist, zeig die (für WescBer 
| Bier Verhäiunime) niedrige Tele 
merzan! an dies Demonstration. 
Die „Parelen® („KPD 
PDIMLS) Ind Ihre „Massenorgn 
Z ven” machten ihren Umzug 
ieder im Wedding. Die Telneh 
mer waren wie immer zum ößt 
Ta Studenten, de sch au 6.000 
Bart sinpefunden hatten 
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er DGB veranstaltete zum 1. 
Mai 73 in Frankfurt eine 
Kundgebung in der Innen- 

stadt mit. anschließender Demon- 

stration zum Gewerkschaftshaus, an 
der sich etwa 8 000 Menschen be- 
teiligten, Diese Zahl zeigt klar eine 
zunehmende Beteiligung von Kolle- 
gen innerhalb der letzten 3 Jahre: 
1971 betrug die Teilnehmerzahl 

‚noch 1.000, 1972 waren es 3 000 

Menschen. 

Die Initistoren eines „Roten 
1. Mai-Komitees“ organisierten eine 
Vordemonstration hin zur DGB- 
Kundgebung. Die Sympathisanten- 
gruppe der „KPD“-Rote Fahne hatte 
ebenfalls zu einer weiteren Vor- 
Demonstration aufgerufen, die je- 
doch verboten wurde. 

Auf der DGB-Kundgebung wies 
ein spanischer Redner während der 
einleitenden Begrüßungsansprachen 
von Sprechern der ausländischen 
Kollegen darauf hin, daß der kürz- 
lich von der IGM gefaßte sog. „Ex- 
tremisten-Beschluß" ein gefährliches 
Instrument darstellt, das zur Ab- 
spaltung und Isolierung der fort- 
schrittlichen und revolutionären Ar- 
beiter dienen soll und damit der 
Schwächung der Arbeiterklasse, in- 
dem man sie gerade ihrer besten 
Kräfte beraubt, 

In seiner Rede, die er zunächst 
in deutscher Sprache hielt, übte er 
auch Kritik an der Tarifpolitik der 
Gewerkschaftsführung.Denörtlichen 
Gewerkschaftsgrößen paßte diese 
Kritik gar nicht; sie versuchten — 
allen voran Willi Reiss - den Spanier 
am Reden zu hindern und ließen ihm 


allen voran WIN Reiss 
am Reden zu hindern und ließen ihm 
keine Gelegenheit, sich in Spanisch 
an seine Landsleute zu wenden. 

‚Auf die Redenzweier DGB-Funk- 
tionäre folgte eine Ansprache des 
FrankfurterSPD-Oberbürgermeisters 
Rudi Arndt, Sie ging weitgehend 
unter in den Protesten anwesender 
Kollegen und linker Gruppen. Das 
Image deshemdsärmeligen Rudi, der 
es „packt und schafft und macht; 
verfängt nicht mehr so ohne wer. 
teres, seit seine Anordnungen und 
sein Vorgehen gegen Hausbesetzer 
und Mieterproteste einiges an Kr 
ik und Ablehnung hervorrief. 

Den scheinradikalen Phrasen des 
SPD-Führers erteilten die Demon- 
stranten mit Sprechchören und 
Pfeifkonzerten eine deutliche Ab- 
fihr. Einige Gruppen hatten es für 
ulkig gehalten, den Oberbürgermei- 
ster mit rohen Eiern einzudecken 
von denen zwar nicht er selbst, son- 
dern sein Parteifreund Reiss und 
einige der stimmigen Ordner ge- 
iroffen wurden, 

Im Anschluß an die Kundgebung 
bildete sich ein Demonstrationszug, 
der durch weitgehend leere Straßen. 
der Innenstadt zum Gewerkschafts- 
haus marschierte. Der gesamte Zug 
war - wie auch im vergangenen 
Jahr — geprägt von Spruchbändern 
mit. fortschrittlichen Parolen, die 
2.B. die Forderung nach konsegquen- 
ter Klassenpolitik in den Gewerk 
schaften und geworkschaftlicher De- 
mokratie enthielten. Auch die aus- 
ländischen Kollegen beteiligten sich 
mit starken Blöcken. Die Spanier 
riefen auf zur internationalen Soli- 
darität und forderten die Aufhe- 
bung des Verbots der KPD; die 
Griechen zogen in ihren Parolen 
Parallelen zwischen dem Berufsver- 
dot für Kommunisten in der BRD 
und den Methoden der diktatork 
schen Machthaber in ihrem Heim. 
Hand. 

In den Sälen des Gewerkschaft 
hausen fanden anschließend Veran- 
staltungen der ausländischen Kolle- 
gen statt. 

Vor dem DGBHaus hielt win 
Vertreter des „Roten 1, MarKom! 
1ees“ eine ‚inoffizielle‘ Abschluß 
ind, in der er Kritik an der Politik 


der Gewerkschaftsführung übte. 


Weltgehend isoliert blieben. die 
Sympathisanten der „KPD"-Rote 
Fahne, die weiter bis ins Arbeiter 
wohnviertel Gallus zogen. 


1. Mai - d la SPD 


‚Mier (am 1. Mai 
zeigen, daß die Arbeitnehmer bereit 
sind, für Veränderungen zu kämp- 
fon." „Jeden aktive Gewerkschafts- 


mitglied ist aufgefordert, in Diskus- 
sionen mit den Kolleginnen und Kol 
legen am Arbeitsplatz auf die Wich- 
den Mai- 

veranstaltungen des DGB hinzuwel- 
der DGB- 

Kreisvorsitzende Willi Reiss in Mai- 
Aufrufen, die Gewerkschafter wie- 
derholt in der Frankfurter Innen- 


tigkeit der Teilnahme 


sen“, — Dies erklärt 


stadt verteilten, 
In_ Betrieben, 
Ffm., hingen 1. Mi 


1. Mai 


schrieb Artikel zum 1. Mai. 


Hinter dieser Mobilisierung stand 
jedoch nicht etwa ein Bemühen um 
die Stärkung von Bewußtsein und 
Handeln der Arbeiterschaft, sondern 
sie hatte vielmehr zum Ziel, eine 
Hetze gegen Linke und vor allem 
gegen linke Gewerkschafter oder 
‚he Gewerkschafter 


garkommunisti 
zu organisieren. 


Beispielsweise wurde die Agita- 
tion für die Teilnahme an der DGB- 
Kundgebung unter den Teves-Kolle- 
gen so durchgeführt, daß eine mas- 
senhafte Beteiligung der Kollegen 
notwendig sei, um „es den Linken 


mal zu zeigen und zu geben“. 


‚Auch die Äußerungen vom DGB- 
Kreisvorsitzenden Reiss in der Pres - 
se zielten in dieselbe Richtung. Er 
‚Zum erstenmal müssen wir 


warnte 
auf un 
einer ernsten Konfroı 
nen, Doch ich rechne auch damit, 


OMNIA. 
= ; 


z.B. bei Teves, 
Jakate am 
Schwarzen Brett und wurden die 
Kollegen für die Teilnahme an der 
undgebung des DGB agi- 
tiert, Auch die bürgerliche Presse 


‚daß die Arbeitnehmer diese Gefahr 
nicht so gelassen zur Kenntnis neh- 
men, als wenn die Apfelsinen teuerer 
würden‘ (FR 27.4.1973) ,Und Relss 
kündigte an, daß geballte Fäuste 


wieder geradegebogen werden soll- 
ten: „Wir haben Leute als Ordner 
ausgewählt, die man nicht umpusten 
kann. Jeder Ansatz von Gewalt wird 
im Keim erstickt". 

Daß die DGB-Führer darüber- 

hinaus noch den Staatsapparat zur 
Verteidigung „ihrer“ Mai-Veranstal- 
tung gerufen haben, zeigten Kund- 
gebung und Demonstration in der 
Frankfurter Innenstadt: In zahlrek- 
chen Seitenstraßen standen mehrere 
Hundertschaften Polizei mit Wasser- 
werfen und in voller „Kampfaus- 
rüstung“ bereit, um auf Geheiß der 
SPD/DGB-Führerhin mit den „Stö- 
tern" aufzuräumen. 
Die Anwesenheit der Berei 
schaftspolizei in bedrohlicher Nähe 
der Demonstranten deutet yohl da- 
rauf hin, daß die DGB-Führer an den 
Erfolg ihrer reaktionären Formie- 
rungsversuche selbst nicht s0 recht 
‚glauben mochten. 

Als Vorwand für die Drohungen 
und polizeistaatlichen Vorbereitun- 
‚gen nahmen die SPD/DGB-Führer 
die Ankündigung mehrer „MarKo- 
mitees“ oppositioneller Arbeiter und 
sorialistischer Studenten, auf der 
offiziellen «Kundgebung die Forde 
rungen des Klassenkampfes auf ihre 
Weise zu propagieren und in der an- 
schließenden Demonstration im 
Block unter roten Fahnen und 
kämpferischen Losungen zu mar- 
schieren, 

Flankendeckung erhielten die 
DGB-Führer, wie auch anderenorts, 
von den DKP-Revisionisten. 

Das von den „Arbeitern“ der 

rankfurter DKP unterzeichnete 
Pamphlet, das in hoher Auflage ver 
, | teilt wurde, spricht wohl für sich: 
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"Nach langer Pause wurde in diesem 
Jahr auch in Wilhelmahaven wieder 
eine 1. Mai-Demonstration durchge- 
führt. Kollegen sus den Betrieben, 
die ein Mai-Komitee gebildet 
riefen dazu auf. Mitgetragen 
u. die Parolen 
"7.$tunden-Tag bei vollem Lohnaus- 
geich”, "Gegen Lohnleitlinien und 
‚Konzertierte Aktion”, "Einheitliche 
lineare Lohnerhöhungen für alle 
Kollegen“, “ 600 DM Existenzlohn 
für alle Lehrlinge” und “Für freie 
gewerkschaftliche und politische Be- 


trigung in Ausbildung und Be- 
trieb”. 
Die Demonstration war mit cn. 230 


Kollegen nicht sehr stark, aber Im 


merhin ein Anfang. 
Seit langemachon wird von G; 
schaftsmitgliedern — hauptsächlich 
der Gewerkachaftajugend — vermcht, 
den 1. Mai wieder zum Kampftng 
zu machen ... Dieses Jahr haben ein, 
ge Kollegen die Initintive selbst In 
die Hand genommen. 
Die Gewerkschaftsführung, die als 
einziges Argument gepen eine Mak 
Demonstration bisher immer ge 
bracht hatte, es würde ja doch keiner 
kommen, zeigte nun, daß das nicht 
der wahre Grund für Ihre Ablehnung 
in 
* Sie setzte sich mit Betriel 
und anderen in Verbindung, die 
im Betrieb Kollegen davon abhal- 


— 


ten sollten, den Aufruf des Ma 
Komitees zu unterschreiben. 

® Sie behauptete auf einer gemein- 
samen Sitzung des DGB-Kreie 

indesmit dem KJA, daß sich 
alle Mitglieder des Mal-Komitees 
gewerkschaftsschädigend verhal- 
ten würden und drohte Konse- 
quenzen m 

® Mit aller Kraft versuchte sie in 
den Betrieben (z.B. bei Olympia), 
Kollegen von der Teilnahme an 
der Mal-Demonstration abzuhak 
ten. 

* Sie verlangte von Mitgliedern des 
Mai-Komitees, sie sollten Ihre Un- 
terschrift unter den MakAufruf 
zurückziehen und sich gegen das. 
Komitee auszusprechen. 

® Sie ging sogar soweit, zu versu- 
chen, _MakKomitee-Mitglieder 
durch die Geschäftsleitung ein- 
zuschlchtert 

(nach einem Flugblatt des KB - 

Wilhelmshaven) 


Ein Genosse, der’ an dieser De- 
monstration teilgenommen Nat, 
schreibt uns dazu aus Wilhelmsha- 
ven: „Man z0g durch die wenig be 


Is ist. erreicht!", konnte sich 

lie Bremerhavener DGL-FÜh- 
frung sagen, nachdem die 1. 
Mai-Veranstaltung in ihrem Sinne 
Blatt über die Bühne gegangen war, 
Es scheint sich bestätigt zu haben, 
was einige DGB-Funktionäre schon 
vor dem 1. Mai lauthals prophezeit 
hatten: „Die Arbeiter wollen _ja 
nicht mehr”. Damit wurde ja auch 
begründet, daß diesmal keine De- 
monstration mehr stattgefunden hat. 
In der Tat waren unter den knapp 
400 Anwesenden in der Waldschen- 
ke überwiegend DGB- und SPD- 
Funkuonäre — „einfache“ Kollegen 
kaum vertreten. Das den Arbeitern 
anzulasten, ist allenlings_ein_zanz 
besonders dämlicher Trick der DGB- 


Fühzer, Hatten sie schon im letzten 
Jahr mit dem ungänstigen Zeit- 
punkt und der völlig unzureichenden 
Mobilisierung auf möglichst geringe 
Beieiligung an der Demonstration 
hingearbeitet, »o war in diesem Jahr 
tatsächlich.yon vornherein klar, dab 
die Resonanz in der Arbeitendbäft 
noch geringer sein würde, Wen wun- 
dert es, daß die Kollegen liebe 
Hause bielben, als zu einer. Saal 
foler mit Starrednern und SPD- 
Prommenz zugehen? 

Ganz in Übereinstimmung mit 
der spießigen Waldschenken-Almos- 
phäre befand sich dann auch der 
stellvertretende DGB-Vorsitzende 
Muhr. Ohne das näher zu begründen, 
behauptete er, daß. die Arbeit 
heute andere als die traditionellen 
Formen des Kampfes wählen müßten, 
um Ihre Lage zu verbessern, Muhr 
konnte awar nicht umlin, festzu- 
stellen, daß. „der grundsitzliche Ge- 
wensatg . .,, von Besitzern und 
Nichtbesitzern der Produk ionsamitr-t 
el . „ah überwünden”"st, Er 
mubre jedoch diese Feststelfünt, 
der nicht widersprochen werden 
kann, im nächsten Atemzug wieder 
umstoßen (..Die Wirtschaft, das sind 
icht allein die Unternehmer, die 
Bankiers , . , Bis Wirtschaft — das 
and air -alei®). um nach dieser 
Einleitung” rasch auf die Mitbe 
Stimmung zu sprechen zu kommen. 
Dabei ei an Klamenkumpf nicht 
im entferniesten geüscht, denn 
„wir and... zur Überwindung der 
Klnmengegensktze angetreten. . ." 
otuhn). 


lebten Straßen. Einmal wurde noch 
zu einer kurzen Ansprache angehal- 
ten, wo ein Sprecher der Lehrlinge 
des Marine Arsenals WHV deren For, 


derungen zusammenfaßre, Dann 
‚ging es weiter in Richtung Kurpark, 
in die Nähe der DGB-Kundgebung, 
wo die Versammlung für aufgelöst 
erklärt wurde. Die meisten Demon- 
stranten beteiligten sich noch an der 
DGB-Veranstaltung, an der etwa 
2000 (sumeist ältere) Menschen telk- 
nahmen, Die Rede unter dem Motto 
„MIT, „MIT, „MIT..” eines DGB- 
‚Junktionars war wenig zündend, 0° 
gar recht schlaff, 

Natürlich verteidigte er mit star- 
‚ken Worten diesen Staat und seine 
Ordnung - und wenn er nicht direkt 
‚auf die Demonstration von morgens 
Bezug nahm, 10 brachte erseinen An- 
tikommunismus anders an. Sozlall- 
sten u.a, nannte er „Utopisten, die 
diesen Staat zerstören wollten" usw. 
Am Schluß kam er dann noch auf 
die. Unvereinbarkeltsbeschlüsse der 
IG DRUPA und IGM zu sprechen 
und gab seiner Hoffnung Ausdruck, 
daß die anderen Gewerkschaften in 


nächster Zeit nachziehen würden, 


Einen „kämpferischen Akzent“ 
versuchten Mitglieder der Gewerk- 
schaftsjugend und des KB der Ver- 
anstaltung zu geben, indem sie auf 
Spruckbändern die aktuellen wirt- 
\schaftlichen und politischen Forde- 
rungen der Arbeiterklame trugen. 
Es ist allerdings zu überdenken, 
ob auf.diese Welse der erklärten Ab- 
sicht der DGB-Führer, den 1, Mal als 
pftag der Arbeiterklasse zu be- 
graben, in Zukunft wirkungsvoll bes 
gene werden kann. Wenn im näch- 
sten Jahr nicht aus den. Betrieben 
heraus die Forderung nach einer 


Demonstration entwickelt wird, 
werden die DGB-Führer keine Ver- 
aniassung schen, den 1, Mai anders 


als in diesem Jahr zu gestalten.gg 
KB/Gruppe Bremerhaven 


Göttingen 


Jedes Jahr wieder demonstrieren 
Arbeiter, Angestellte, Jungarbeiter, 
Lehrlinge, Schüler und Studenten 
am 1. Mai für die Forderungen der 
Arbeiterklasse. Jeden Jahr wieder 
versucht die Gewerkschaftsfährung, 
diesen Kampfung der Arbeiterklame 
auszunutzen, um für ihre Politik der 
friedfertigen Sozlalpartnerschaft bei 
den Kollegen Unterstützung zu fin- 
‚den. Jeden Jahr 
Iogen, die für « 
der Gewerkschnl 


= 


"EC kealÄ a hand ıonndıA 


et 


Folaz 


‚Arbelterkampf Nr. 29/Juni 73 Seite 15 


1.Mai 1973 


suchen, daß der 1. Mai nicht 
Felt der deualiemokrte wird. 


Klare Sicht schaffen 


Das war das Ziel, mit dem die 
Kommunistische = Arbeitergruppe 
Göttingen (KAG) Ihre Branchen“ 
presse für die Kollegen der Metall- 
und Druckinduntrie zum 1. Mal 
herausgab und «den Verkauf des 
ARBEITERKAMPF _ organisiert 
Klare Sicht über die Lage der Arbel- 
terklasse und über Ihre Gegner, die 
Kapltalisten und Ihre Verbündeten 
in der Führung der Gewerkschaf: 
ten, klare Sicht über die Angriffe 
der Kapitalisten und des Staates auf 
die Arbeiterklasse, klare Sicht auch 
über die Versuche der Spaltung und 
Schwächung der Gewerkschaften, 
die die Gewerkschaftsführung durch, 
ihre Kommunistenjagd betreibt. 

Betrachtet man- nun‘ den: dior- | 
jährigen \, Mal, ko hl h Keindn 
Grund zu felern oder zu jubeln, 
Wenn auch SPD-DGB-Führer Sien- 
fried Krüger „kein Bein an die Brde 
kriegte", wenn auch die Singgruppe 
„Kurve Links* mit Ihrem Lied „Höt- 
ten wir die Mitbestimmung — wär" 
‚das nicht passiert" PfIffe und schal 
Nendes Gelächter erntete, wenn auch 
rote Fahnen und Arbeiterlieder dem 
Ganzen ein gutes Aussehen gaben, 
können jedenfalls wir nicht über- 
sehen, daß diesen Protest wenige 
Kollegen, aber viele, viele Studen- 
ten unterstützten, und wir dürfen 
die Unterstützung der studentischen 
Kollegen und Genossen nicht ver- 
drehen und sagen: „Die Göttinger 
‚Arbeiterschaferteilte der verräteri- 
a a 


“ 7 
2 Mai war bis auf die 
Zwischenrufe fest in der Hand der 
Gewerkschaftsführung. Die Vorbe- 
reitung fand unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit statt.Die Transps- 
rente wurden im Kreisvorstand be- 
schlossen, für die Demonstration 


dann auch andere „geduldet“. Bis. 
zum 30. April leistete der DGB- 


Bereitk Im der Vorbereitung der 
1.Mai-Veranstaltungen hatten die 
önlichen DGB-Führer in Zusan- 
menarbeit mit der Lokalpresse ver 
sucht, eite antikommunistische 
Front gegen die Initiative mehrerer 
linker Gruppen zu einer kümpferi- 
schen Maj-Demonstration aufzubau- 
en. Mit Gruselgeschichten aus der 
Mottenkiste des Antikommunismus 
sollte die Smmung für gewaltsame 
Zusammenstöße hergestellt werden. 


Kreisvorstand keinerlei Mobilisie- 
nungsarbeit, der Ortsvorstand der 
1G Druck und Papier weigerte sich 
gar, für die Forderungen der Arbei- 
ter am 1. Mal zu demonstrieren. 
„Solange die Gefahr besteht, daß 
dort linke Gruppen Ihr Süppchen 
kochen", will die Göttinger DruPa- 
Führung vom I, Mal nichts wissen. 
Zu wenig war dieser 1. Mal von 
‚den Kommunisten und den aktiven 
Gewerkschaftern, auch von den Ge- 
nossen und Sympathisanten unserer 
Organisation, in den Betrieben vor- 
bereitet worden, viel zu nachlässig 
wurde die Fräge des 1. Mai in den 
gewerkschaftlichen Gremien, in Ar- 
beitskreisen und Jugendgruppen der 
Einzelgewerkschaften diskutiert. 
Doch unsere Forderungen: Setzen 
wir den Kapitalisten die Einheit von 
Arbeiterschaft, _ Vertrauensleuten 
und Betriebsriten entgegen! und 
Gegen den Abbau der innergewerk- 
‚schaftlichen Demokratie — für eine 
t6 Klämenpolitik der Ge- 
werkschaften! nutzen nicht viel, 
wenn sie nur in unseren Zeitungen 
stehenbleiben oder wenn sie auf 
Transparenten durch die Straßen 
getragen werden. Diese Parolen müs- 
sen rein in die Betriebe und die Ge- 
werkschaften, mit ihnen muß gear- 
beitet werden, Da müssen wir mehr 
tun, das war noch zu wenig. 
Dennoch kamen mehr als ? 000 
Menschen zur Demonstration und 
über 3 000 Zuhörer nahmen an der 
abschließenden Kundgebung auf 
‚dem Marktplatz teil. Mit dem Mai- 
Motto „Mitdenken - Mitbestim- 
men — Mitverantworten“ fand der 
DGB-Kreisvorsitzende Krüger keine 
Zustimmung, seine Einleitung zur 
Kundgebung ging in den Sprech- 
'chören unter: „Macht den Unter- 
nehmern Dampf — nicht Mitbe- 
stimmung — Klassenkampf”. 


Der Jugendvertreter Otmar Köh- 
ler formulierte als wichtigste Auf- 
gaben den Aufbau einer gemein- 
samen Kampffront von Arbeitern, 
Angestellten und. Lehrlingen, Viel 
Beifall konnte seine Rede ernten, 


tere Hundertschaften Polizei auf 
und spalteten den sozialistischen 
Block von der übrigen Demon- 
stration ab. Höhnisch berichtet 
der KSA zwei Tage später: 
„Pünktlich um 9.15 Uhr hatte 
sich die Spitze des Demonstrations- 
zuges.am Ebertplatz in Marsch ge- 
seizt..Kaum aber hatte die letzte 
Gruppe des offiziellen DGB-Zuges 
den Sudermannplatz passiert, als 
die Polizei den bis dahin angehal 


Die sozialistischen Gruppen hatı 
ten angekündigt, im eigenen Block 
ın der offieiellen Demonstration 
jes DGN teilnehmen zu wollen 
(nach Losart der bürgerlichen Prus 
se „in den Demonstrationszup, 
eindringen“(!), so der KÖLNER 
STADTANZEIGER vom 1,/2.Mai 

Ganz offensichtlich in Absprache 
mit der Kölner DGB-Führung 1 


tenen Querverkehr für einen Augen- 
blick freigab, Der bis dahin dicht 
aufgeschlomene Marchblock der 
Linksradikalen geriet Ins Stocken 
die Chaoten saßen im Chaos ()) 
fest = »0 lunge, bis der aufgestaute 
Autoverkehr wieder abgeflonsen war 
und die Polizei don Marschweg wie 
der freigeben konnte (? 1)" 
Auf dem Kundpebungplatz a 

kt, den der abpespaltene 


als er forderte, die Gewerkschaften 
nicht nurzahlenmäßlg, sondern auch 
politisch zu stärken, Trotz der Zen- 
sur dieser Rede durch den Kreis- 
vorstand war klar, was gemeint war: 
Gegen die spalterische Kommuni- 
stenjagd und die partnerschaftliche 
Lohnpolitik der Gewerkschaftsfüh- 
rung die Arbeiterpolitik_ der Ge- 
werkschaften zu stärken, 

Ein „smarter‘‘ Professor aus Dort- 
mund versuchte zum Schluß der 
Kundgebung noch den Mitbestim- 
mungsgedanken zu retten, indem er 
sagte, Mitbestimmung sei kein Ver- 
zicht auf Klassenkampf, sondern der 
Kampf der Gewerkschaft um Mitbe- 
stimmung sei selbst schon Teil des 
Klassenkampfes, Umsonst, Sprech- 
chöre „Macht den Unternehmern 
Dampf — nicht Mitbestimmung — 


Klassenkampf“ verschluckten die | 
Worte „des Gastredners des DGB- 
Kreisvärstande 


Der KBG (Kommunistischer Bund 
Göttingen, der dem Zirkelblock um 
KB Bremen und NRF Heidelberg. 
angehört) feiert diesen 1. Mai schon 
als „einen deutlichen Aufschwung 
der Arbeiterbewegung und der wach- 
senden Stärke der Kommunisten“ 
und schwärmt von „einem Meer 
von roten Fahnen und klassenkämp- 
ferischen Parolen”. Die Genossen ju- 
bein, wie so oft, am Kern der Sache 
vorbei. 

Der Unmut, der in den Parolen 
gegen die Mitbestimmungsillusion 
der Gewerkschaftsführung zum Aus- 
druck kam, erfaßte allerdings auch 
einen größeren Teil der Kollegen. 
Denn auf dem Hintergrund der Nie- 
derlagen in den hinter uns liegenden 
Tarifrunden, auf dem Hintergrund 
der 
schaftsführung an 
ist die Hoffnung 


‚sem Lohnraub, 
die sozialpart- 
nerschaftliche Mitbestimmung stark 


angeschlagen, Hier muß unsere wer- 
tere Politik anseizen, um die klas- 
senkämpferische Linie in den Ge- 
werkschaften zu stärken. gg 


KAG Göttingen 


Teil dgr Demonstration erst mit 
großer ‚Verspätung erreichte, ver 
suchten wiederum zwei Hundert- 


schaften Polizei, die Demonstranten 
zu spalten. Auch hier erhielten die 
„Ordnungshüter handfeste Unter- 
Stotzung durch die DGBST (DGB- 
Schlägertruppe). 

Inhaltlich näher auf die Darie- 
gungen des Festredners E. Frister 
(GEW-Vorsitzender) einzugehen 
wäre Platzverschwendung, da sic 
aus den gleichen Phrasen und an 
kommunistischen „Abgrenzungen“ 
bestanden wie die Reden der DGB- 
Größen andernorts 

In Köln ist es den DGB-Führern 
in diesem Jahr mit Hilfe des State 

arates gelungen, die im Bloc 
Afeeiretene Linke von der Mase 
der Demonstranten abzuspalten. 
Die fortschrittlichen Arbeiter wer- 
‚den auf der Grundlage dieser kon- 
kreten Erfahrungen Bilanz zichen 
und für andere Anlässe eine zweck- 
mäßige Taktik ausarbeiten münsergg 


Bremen 


Durch die Erfahrungen des ver 
sengenen Jahres gewarnt, als in Bre- 
men rund 1$ 000 Menschen unter 
roten Fahnen und den Forderungen 
des Klawsenkampfes demonstrierten 
und damit dem Mitbestimmungs- 
schwindel der DGB-Führer eine klare 
Absage erteilten, haben die Bremer 
DGB-Führer in diesem Jahr von 
vornherein nichts unversucht gelas- 
sen, die einheitliche Kampffront der 
Arbeiter von vornherein zu vereiteln 

und am 1, Mai selbst die einheit 
liche Demonstration zu spalten. 

Entsprechend dem Beschluß der 


Kreisjugendkonferenz, den 1, Mai 
als Kampftag der - Arbeiterklasse 
durchzuführen, hatten sich insbeson 
dere junge Cewerkschafter und Ar 
beiterjugendliche engagiert. In den 


Betrieben wurden Forderungen dis- 
| kutiert und fosigelegt 

Der Kreisvorsitzende des B 

DGB, Erwin Schmidt, verbot di 


hin_ dem Kreisjugendausschuß des 
DGB jegliche Aktivität zur Vorbe- 
reitung des 1. Mai. Er würde nicht 
50° gern unter roten Fahnen mar- 
schieren, meinte Schmidt 

Daß DGB-Schmidt mit dieser 
Meinung durchaus die Stimmung des. 
kämpferischen Teils der Bremer Ar- 
beiterschaft getroffen hatte, zeigte 
sich bereits bei der Aufstellung des 
Demonstrationszuges am 1. Mai auf 
dem Bremer Osterdeich: Etwa 6000. 
— 7000 Arbeiter, Angestellte, Lehr- 
Ninge und Studenten hatten sich hin- 
tor die kmpferischen Parolen und 
unter die roten Fahnen gestellt, die 
von Gewerkschaftern und Genossen 
des Kommunistischen Bundes Bre- 
men getragen wurden, 

Als die Gewerkschaftsführer er- 
kennen mußten, daß die absolute 
Mehrheit der Demonstranten sich für 
die Forderungen der Arbeiterklasse 
entschieden hatte, beschlossen „fünf 
vorher {1} bestimmte Vertreter (der 
örtlichen DGB-Führung, Anm. d. 
Red.) nach kurzer Beratung... den 
Miigliedern zu empfehlen, sofort auf 
dem kürzesten Wege zum Domshof 
zu gehen und die Kundgebung zu 
beginnen.” („Bremer Nachrichten”, 
vom 3. Mai) 


Dieser Schritt der sozialdemokra- 
tischen Gewerkschaftsführer bedeu- 
tete die offene Spaltung der gewerk- 
schaftlichen Mai-Demonstration — 
er ist in seiner Art „absolute Spit- 
zenklasse“ in derohnchin auf Sabo- 
tage, Desorientierung und Spaltung 
der Arbeiterkampffront gerichteten 
„offiziellen“ Gewerkschaftspolitik, 
Sehr zum Leidwesen der DG 
Führer folgten diesem Aufruf nur 
1 500 - 2.000 Demonstranten, vor 
allem DKP-Leute und andere Soz; 
aldemokraten. Die Bremer DKP-Grö- 
Ben wieselten durch die Reihen, um 
Leute herauszuziehen und Kol- 
legen (u.a. den Block der KLÖCK: 
NER-Arbeiter) ebenfalls zur Spal 
tung anzustiften. Bei den Arbeiten 
erhielten die Revisionisten eine klare 
Abfuhr, 


Während die DGB-Spitze in aller 
Eile auf dem Domshof „ihre“ Kund- 
gebung über die Bühne brachten, de- 
monstrierten rund 5 000 Menschen 
‚durch die Straßen Bremens. Al die 
ser Marsch am gleichen Platz endete, 
war die offizielle Veranstaltung be 
reits beendet 


„Sprecher des KBB führten da- 
raufhin eine kurze Kundgebung 
dureh. Auf dieser Kundgebung wur- 
den die Forderungen der Arbeiter 
klasse und des Volkes Im Kampf ge 
‚gen Ausbeutung und Unterdrük 
kung. für die Verteidigung der Le 
bensbedingungen und Sozialimus 
ausgedrückt. Die Spaltungımanöver 
des DGB-Vorstands wurden von 
mehreren Rednern, die ihre Stel 
Iungnahme vortragen konnten, ver- 
urteilt, Die Kundgebung wurde 
durch das gemeinsame Singen der 
iampflieder der Arbeiterklasse be 


endet,” (aus einem Flugblatt des 
KBB nach dem |. Mai) 
ANTIKOMMUNISMUS UND 


AUSSCHLUSSTERROR — 
BREMER DGB-FÜHRER 


LAUFEN AMOK 

Noch dicker als am 1. Mai selbst 
kommt es jetzt in der nachträgh 
chen „Abrechnung“. Die Gewerk 
schaftsführer, in ihrer „Ehre zu 
efst getroffen, haben eine beispioh 


lose Kampagne gegen alle konse- 


‚quenten Gewerkschafter (vor allem 
gegen Genossen des KBB) eingoloi- 
tel, 

In lügenhafter Weise begründeten 
die DGB-Führer ihr Vorgehen zu- 
ndc 


ind Hafenbetrieben den Ab- 
bruch der Demonstration verlangt 
hätten, Der Presse gegenüber wird er 
deutlicher, um was für „Kollegen‘‘es, 
sich dabei gehandelt hat. Schmidt 
„Es war weder dem Gewerkschafts- 
'orstand (!) noch mir (!) zuzumu- 
ten, einen Demonstrationszug an; 


führen, in dem so viele rote Fahnen 
mit Hammer und Sichel getragen 
wurden.® 

(„Weserkurier“, 3. Mai 73) 


Um die eigene Pleite zu vertu- 
schen und den Erfolg der klassenbe- 
wußten Gewerkschäfter herabzu- 
mindern wird sogar von Schmidt die 
offenkundige Lüge aufgelischt, daß 
die sogen. KPD ihre für Dort. 
mund geplante Demonstration abge- 
sagt hätte und versucht habe, „die 
Teilnehmer auf andere Orte umzu- 
leiten. In Norddeutschland sei dafür 
Bremen..ausersehen worden. Also 
traf man sich hier (1)!" (,„Bremer- 
Nachrichten”, 3, Mal 73) 


Von dieser unverschämten und 
nicht mal geschickten Verlogenheit 
bis zur Diffamierung der $ 000 De- 
monstranten als _„Ultra-Linke”, 
„Anarcho-Kommunisien" und „Ma- 
öisten” („Bremer Nachrichten”)", 
bis hin zur jetzt laufenden 
Ausschlußwelle in verschiedenen 
DGB-Gewerkschaften Ist es natür- 
lich nicht mehr weit. 

* Die Bremer GEW-Führung hat als 
erste durch ihren Vorsitzenden 
Mews erklären lasen, daß die 
Anwesenheit von Kommunisten 
und anderen fortschrittlichen Ge- 
werkschaftern nach diesem 1.Mai 
in „seiner“ Gewerkschaft „nicht 
länger zu ertragen ist", (BN) 


„Mews betonte, daß damit nicht 

Ängehörige der DKP gemeint seh 

en, die sich in vorbildlicher So- 

Yidarität' (1) an die von der Ge- 

werkschaft beschlossenen Loin- 

gen gehalten haben.“ 

(BN. 3. Mal '73) 

Da Ausschlüsse von Kommunk 

sten aus Satzungsgründen nich! 

möglich seien, ziehe die GEW- 

Führung die Spaltung der beste 

henden Organisationen vor. Laut 

BN wollen die GEW-Führer einen 

neuen Verein aufmachen. 

* Dernächste Schlag traf den Kreis 
Jusendausschuß (KJA). Am 11. 
Mai lösten die DGB-Führer diesen 
Gremium auf und verboten sel 
nen Mitgliedern im Namen des 
DGB zu sprechen. In der Begrün- 
dung für diese Maßnahme hieß cv, 
„Der KJA ist maßgeblich vom 
KBB. bestimmt.“ Und weiter: 
„Die jugendlichen DGB-Mitglie 
üer_ werden von revolutionärer 
Kaderarbeit verblendet (1." 

* In mehreren Einzelgewerkschaf 
en laufen derzeit Ausschlußver 
fahren gegen eine ganze Reihe 
von Kollegen (0 u.a. In der 
Deutschen Post Gewerkschaft 
und der IGM) wegen deren Be 
teiligung an der Mai-Demonstra 
tion. 

Esliegt auf der Hand, daß die hier 
geschilderten Maßnahmen erst der 
Beginn einer Kampagne der soriakle 

In Gewerkschaftsfüh 


schlagung einer konsequenten K 
senpolitik überhaupt gerichtet int 
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Tori  _ _ TERERL EEE 


Während im vergangenen Jahr rund 
90.000 Menschen zur zentralen 
Kundgebung des DGB in Dortmund 

en, waren es am | 
Mai dieses Jahres nur magere 5.000. 
die sich um 10.30 Uhr im Westfalen 
Park versammelten. In einer Art 
"Sternmarsch” führten 4 Demon- 
Strationszüge zum zentralen Kund- 
gebungsplatz, wobel der Marsch der 
HOESCH-Arbeiter mit 1000 Teil- 
nchmer wohl noch der stärkste 
Kennzeichnend für alle Demonstra- 
tionen und die anschließende Kund- 
gebung war, daß kaum rote Fahnen 
Zu sehen waren, die DGB-Mitbestim- 
mungsparolen überwogen und Ansit- 
ze zu Sprechchören immer wieder 
versickerten. 


ihre Flogblätter und . Zeitungen 
(OXED", KPD/ML, SDAI und ML 
BOCHUM). Al wir versuchten, den 
ARBEITERKAMPE Innerhal der 
Demonstration zu verkaufen, wur. 
den wir von DGB-Ordnem aufgefor- 
dert, entweder die Zeitungen einzu 
Packen oder die Demonstration zu 
Verlassen 

1aGesprächen wurde von einigen 
Demonstranten die Meinung gräu 
Bert, daß die Demonstntion diese 
Jahr nicht sehr dol sei. 

Im Westfalenpark hatten sich ca. 
5.000-7.000 Leutezur Kundgebung 
eingefunden. Nachdem zunächst er 
nige Stücke Big-Band-Jazz 3a Kurt 
Edelhagen yespklt und sodann von. 
einem Midehen-Chor ein unbedart- 
1es Liedchen gesungen wurde (was 


Knüppel frei — x’ ist 1. Mai 


Insgesamt ein schr unlustiges und 
wenig kämpferisches Bild. 

Die DGB-Führer hatten mit starken 
Ordnertrupps (die z.T. durch DKP/ 
SDAJ-Leute verstärkt wurden) für 
eine “ordnungsgemäße” Durchfüh- 
rung “ihrer” Veranstaltung gesorgt. 
Um ihre Treue zu diesen kapitalist 
schen Staat auch in aller Deutlich- 
keit zu demonstrieren, hatten die 
Gewerkschafistährer _ schwarzsot. 


goldene Fahnen en masse austeilen 
assen, die dann auch die “Mit dem 
Kapital ...”-Parolen aufs Schönste 
ergänzten. 

Ein recht anschauliches Bild vom 
Charakter der gewerkschaftlichen 
Mai-Veranstaltungen in Dortmund 
vermittelt ein Bericht unserer Genos- 
sen, die dort den ARBEITER- 
KAMPF verkauften: 

“Zur dritten Demonstration tra- 
fen die Genossen kurz nach 9.00 Uhr 
in der Hochofenstraße ein. Dort wur- 
den wir von Bullen angehalten, die 
wissen wollten, wo wir herkämen, 
was wir zu verkaufen hätten und ob 
noch mehr von uns in Dortmund 
seien. (Diese Fragen bezogen sich auf 
die von der sogenannten “KPD” in 
Dortmund organisierte und verbote- 
ne Demonstration, Anm. AK-Red.) 

Die Demonstration begann eben- 
alls mit zwei Musikzügen, um die sich 
ıngs 30 - 40 Leute versammelt 
hatten. Zu diesem Zeitpunkt wurde 
nur ein Flugblatt der DGB-Jugend 
verteilt, Während des Marsches wur- 
de die Demonsiration ständig grö- 
Ber. Offenbarstken auf der Strecke 
die Züge von anderen Abmarschor. 
ten zu dieser Demonstration, Insge- 
samt umfaßie der Zug genen Ende 
2.000 bis 3.000 Personen. Auch hie 
ab ex keine roten Fahnen, sondern 
schwarz-rotgoldene, Dazu gab 
DGB-Schilder mit den be 
;prüchen. Ausnahme war 
uch hier ein SDAJ-BIock mit Trans 
parenten gegen die Berufsverbote. 
Sprechehöre gab os Überhaupt nicht, 


‚Auf. dieser Demonstration. var- 
eilten auch. alle anderen Gruppen 


kannten 


alles schr passend war). hielt IGM- 
Vorstandsmitglied Hans Preis die 
Ansprache. Diese Rede hielt sich voll 
und ganz im Rahmen dessen, was 
man auch sonst von den Gewerk- 
schaftsführern zu hören gewohnt ist. 
Eingangs ging er auf den 1. Mai 33 
und die anschließende Zerschlagung 
der Gewerkschaften ein und wies auf 
die “Verantwortung der Gewerk- 
schaften bei der Erhaltung des demo- 
kratischen Rechtsstaates” hin. So- 
dann erteilte er allen “Gewaltpredi- 
gern” eine Absage und beschwor den. 
Kampf für Frieden, Demokratie und 
soziale Reformen - wobei er lobend 
die Ostpolitik der Brandt-Regierung 
hervorhöb. Im Folgenden ging er 
schwer” mit den Kapitalisten ins 
Gericht, die für den zunehmenden, 
Verlust der Stabilität verantwortlich 
seien und die lohnpolitische Zu- 
rückhaltung‘” der Gewerkschaften 
nicht entsprechend honoriert hätten, 
In diesem Zusammenhang wandte er 
sich auch gegen die Politik des Wirt- 
schaftsminister Friderichs (Helmut 
Schmidt nannte er wohlweislich 
nicht) und erneuerte die Forderung 
nach Mitbestimmung.” 

Diese Rede von Preiss fand bei 
‚den Zuhörern so gut wie keine (auch, 
keine negative) Resonanz. 

Ebensowenig wie oppositionelle 
Kräfıe auf den verschiedenen De- 
monstrationen _ erwähnenswerten 
Einfluß nehmen konnien, spielten 
sie auf der Kundgebung eine Rolk. 
Zwar versuchten rund 200 Mitglieder 
ind Sympathisanten der Gruppe 
KPD" am Rande für ihre Veran- 
staltung am Nachmittagzu werben 
das wurde jedoch kaum zur Kenntnis. 


genommen. Wenn die Zeitung der 
sogenannten “KPD” "Rote Fahne” 
Nr. I dieses Jahres berichtet‘ 


fr (der oppositionelle Block, die 
Red,) marschlerte mit in den West- 
falenpark, wo ein Genos 
‚Kundgebungsrede hielt, der die Mar- 
sen (!} mit Interesse zuhörten 

fo int das eine hahnebüchene Über- 
treibun. 


Mit derartigen Phantastereien 
können sich die Linken nicht mal 
wibst dienen — geschweige denn der 


jache der Arbeil 


"KPD" - Demonstration von 
der Polizei zerschlagen 


Die Gruppe “KPD" hatte unter 
anderem nach Dortmund zu einer 
ihrer zentralen Demonstrationen auf- 
gerufen, die hier wie auch in Frank- 
furt’verboten wurden. 

Mit dem Vorwand, daß von 
dieser Demonstration Gewalt 
ausgehen würde, hatte die Polizei 
von vornherein angekündigt, daß 
‚man in jedem Fall jede Ansammlung 
yerhindermund auflösen werde. Bar 
sprechend waren die Vorbereitun- 
zen 


© Aus zahlreichen (äuch entfemte- 
ren) Städten waren Bereitschafts- 
polizisten nach Dortmund zusam- 
mengezogen worden — insgesamt 
mehr als 2.000. 

® Alle nach Dortmund führenden 
Straßen und Autobahnen waren 
durch Straßensperren “gesichert”. 
Mehrere Hundert Demonstranten 
wurden bereits außerhalb Dort 
mundsan deı Weiterfahrt und da- 
mit.an der Teilnahme an der De- 
monstration gehindert. 

© Bahnhöfe wurden ebenso “kon- 
trolliert” wie öffentliche Buse- 


Alles, was nach potentiellen Demon- 
stranten aussah, wurde ohne weite- 
Tes festgehalten, gefllzt und zeit 
raubenden “Prüfungen” unterzogen, 
SO u.a, auch KB-Genossen, denen 
über 100 ARBEITERKÄMPFE ab- 
genommen wurden, deren Penona- 
lien festgehalten wurden — di 

schließlich bis zum Abend in Dort 
mund bleiben mußten, bis sie einen. 
Teil der Zeitungen zurückbekamen, 
Wie schr die Polizisten auf ihren Ein- 
s3tz gedrillt waren, zeigt die Reak- 
tion des Beamien, der uns die Zei- 


Am 1. Mai - in England kein 
Feiertag — streikten über zwei Mil-| 


Am 1. Mai — in England kein 
Feiertag — streikten über zwei Mil- 
lionen Arbeiter und Angestellte, 
Zigtausende beteiligten sich an zahl- 
reichen Demonstrationen gegen das 
Antistreikgesetz und den Lohnstop 
der konservativen Tory-Regicrung. 


ter dem Druck der Mitglie- 
jermassen hatte die Führung 
Ides TUC (Dachverband des 


größten Teils der englischen Ge- 
werkschaften) im April dazu auf- 
gerufen, am 1. Mai einen General- 
Streik. gegen die arbeiterfeindliche 
Politik der Tory-Regierung durch- 
zuführen, 

Von da an tat die Gewerkschafts- 
führung allerdings alles dafür, das 
Zustandekommen einer breiten Mas- 
senbewegung zu sabotieren: 

Einerseits ührte sie keineh Fin- 
ger, um die Mitglieder zu einer 
breiten Protestaktion zu mobilisie- 
ren. Zum anderen tat sie aber all 
um“ im Interesse der. Kapitaliste 
mit der Regierung eine Politik ge- 
gen die Arbeiter auszumauscheln. 
Dabei kümmerte sie sich einen Dreck 
um die zahlreichen Beschlüsse aus 
den Betrieben,die eine konsequente 
Ablehnung des Anlistreikgesetzes 
und des Lohnstops forderten. 

$o hatte z.B. die Vollvenamm- 
ung der Eisenbahnergewerkschaft 
(AUEW = Amalgamated Union of 
Engineering Workers) im Februar 
ine Resolution verabschiedet, in 
der sie ihren Generalsekretär Hugh 
Scanlon aufforderte, „beim TUC 
darauf zu drängen, in keinem Fall 
an Diskussionen mit der Regierung 
Über den Lohnstop teilzunehmen”. 
Eine Ablehnung des Antistrikge: 
setzes wurde schon 1971 beschl 


jcanlon hingegen ” der als „lin- 
ker“ Gewerkschaftsführer gilt - gab 
auf einer Pressekonferenz kurz da 


nach bekannt, er wäre der Ansicht, 
daß nur einige „Änderungen“ am 
Antistreikgeseiz vorgenommen wer 
‚den müßten, 

Außerdem sprach Scanlon davon, 
eine „freiwillige Politik auf der Bar 
sis dessen, was angeboten wird“ 
(von der Regierung) — also auf der 
Grundlage des Lohnstops! - heraus 


uarbeiten, 


tungen abnahm: “Wir können das 
nicht umterscheiden, ob Sie von der 
"KPD" sind oder nicht, Die Zeitun- 
ven sind vortäuig sichergsteil" 
Unsere Genossen berichten. 
‘Gegen 12.00 Uhr befanden sich auf 
dem Nordmarkt, einem kleinen Park 
im Arbeiterviertel Nordstadt, ca. 200 
300 Demonstranten. Um den 
Nordmarkt herum und auf den ge 
genüberliegenden Straßenselten stan- 


den abwartend nochmals ein paar 
Hundert Menschen. Ältere Kollegen 
sah man kaum 


Anallen Ecken des Platzes waren. 
Polizisten postiert, in den. Seiten- 
straßen standen eine Reihe von Mann- 
schaftswagen und Po n 
bereitsÜber dem Platz kreistestän- 
dig ein Polizeihubschrauber 

Dann wurden Demonstranien und 
Zuschauer per Lautsprecher aufge 
fordert, den Platz zu räumen, da die 
Demonstration verboten sei, Gleich- 
zeitig (uhren mehrere Wasseı 
und Mannschaftswagen auf. 


Der 
größte Teil der Demonstranten ver- 
ieß nach mehrmaliger Aufforderung 
den Platz und versuchte, sich in einer 


Die Gewerkschaftsführung. war 


Die_Gewerkschaftsführung war 
so voll auf die von den Kapitalisten 
gewünschte Linie eingeschwenkt. Das. 
kam auch zum Ausdruck, als die 
TUC-Führung offiziell erklärte, ein 
Protesisireik am 1, Mai sei 
noug”. 

Die bürgerliche Presse tat ihr 
Übriges dazu, die Arbeiter zu ent- 
mutigen. Unter Schlagzeilen wie 
„Die Zustimmung zum Streik brök- 
kelt ab” wurden Gerichte verbrei- 
tet, immer mehr Belegschaften hät- 
ten sich gegen einen kämpferischen 
1. Mai ausgesprochen. 

Trotz der verräterischen Politik 


ihrer Führer und der Stimmung 
mache durch die bürgerliche Presse 
organisierten große Teile der engl 
schen Arbeiter ihre eigenen Prolest- 
Aktionen zum 1. Mai: 

London: Mehr als 20.000 Arbeiter 
und Angestellte demonstrierien 
durch die Stadt. 

Birmingham (eine der größten Indu- 
striestädte in *Mittelengland): 
‚500 000 streikten, 20.000 demon- 
‚strierten. Es war jwößte Demon- 
stration in. Birminghem seit dem 
Generastreik. 1926. Die Fabriken 
‚Austin, Rover, Pressed Steel, Fisher, 
Lucas, Dunlop und viele andere 
große Auto- und Metallbetriebe wa- 
fen geschlosen. 

Überall in den kleinen Industrie- 
städten um Birmingham fanden De- 
monstrationen statt. So demonstrier 
ten in 500, in Wolverhamp- 
ton mehr als 2500, in Walsall. 200, 
in: Stoke-on-Trent 2000 Arbeiter 
und Angestellte, Das riesige Miche- 
Hin ‚Werk in Stoke-on Trent mußte 
schließen, 


Oxford: Sämtliche Werke der Ari- 
ÜshrLeyland Autoindustrie mußten 
geschlossen werden, weil 25 000 
Kollegen in Streik gelreien waren. 
ine 1000 Mann starke Demonstra 


on marschierte durch die Inn 
stadt, 

In ganz Schottlans streikten Ins 
wesamt 250.000 Arbeiter, shmill 
‚che Autofabriken und Werften war 
ren geschlossen, 


In Glasgow, der größten Stadt in 
Schottland, demonstrierten mehr als 


"Schwarz-rot-gold” — die dominierenden Farben in Dortmund 


Nebenstraße zu formieren. Dabei 
kam es zu ainer Schlägerei, bei der zwei 
Menschen niedergeschlagen wurden 

weil die Bullen versuchten, die 
Straße abzuriereln. 

Die Demonstranten lösten sich 
‚ch hier auf und zogen in kleinda, 
Gruppen zum Hauptbahnhof - die 
Bullen in ihren Wagen hinterher, 

Gegenüber dem Hauptbahnhof 
sammelten sich die Demonstranten 


auf der Freiireppe. Hier wurden dann 
auch die "Pariei”-Fahnen entrollt. 

Der Platz vorm Bahnhof war so- 
fort von allen Seiten durch Polizei- 
keiten abperiegelt. Als eine Bul 
kente'näherherafiltken wollte, er- 
folgte ein lautes Pfeifkonzert der Zu- 
schauer am Bah unter denen 
sich auch eine Reihe älterer Kollegen 
befanden. Die Bullen zogen sich dar 
aufhin wieder zurück. Nach dem ab- 
schließenden Singen der “Internatio- 
nale” löste sich die Versammlung 
auf.” 


genommen und weit mehr zT. bru- 
tal zusammengeschlagen, als unsere. 
Genossen beobachten konnten. IM 


10.000 Kollegen, obwohl (der Ma- 


10.000 Kollegen, obwohl der Ma- 
Bistrat die Demonstratiön verboten 
hatte. Es war die erste Demonstra- 
ion in Glasgow seit SO Jahren. 
In der Küstenstadt Dundes (ndrd- 
lich von Glasgow) sireikten 20 000 
Arbeiter der Michelin-Werke, der 
Timex-Fabriken, der Rob Caledon- 
Werft und der National-Cash Re- 
gister-Fabriken. 3.000 demonstrier- 
ten durch die Stadt 

In Southwales waren 50 Kohlen- 
gruben geschlossen, In ‚Swansen 
(eine, Küstensiadt in Wales) streik- 
ten 9.900 Eisenbahner, Hafenarbei- 
ter, Metallarbeiter und 800 Postler. 
Eine &.000 starke Demonstration 
marschierte durch Cardiff, 

Ein weitergs Streik-Zentrum war 
das Industriegebiet um Manchester 
und Liverpool im Nordwesten Eng- 


an 


In Mancheiter streikten über 
30.000 Drucker, Hafenarbeiter, Bau- 
arbeiter und Busfahrer, 4.000 Ar- 
beiter demonstrierten. 

In Liverpool streikten mehr als 
60.000 Arbeiter der Ford-, Lucas, 
Dunlop-, Vauxhall- und Triumph: 
Werke. Die Kalanlagen und Lösch- 
Betriebe mußten schließen. 12.000 
Mann demonstrierten. 

‚Auch im Nordosten in Newcastle 
und Middlesborough streikten rund 
15.000, vor allem die Werften wa- 
ren betroffeı 

In der Hafenstadt Hull waren 
Kai und Löschanlagen geschlossen, 
Maschinenfabriken ebenfalls, 24 000 
ktreikten, 

Dies sind'nur die größten Streiks 
und Demonstrationen, die am 1. Mai 
in England von den Arbeiter und 
Angestellten durchgeführt wurden. 
Aber schon diese Zahlen vermitteln 
einen Eindruck von der Stärke der 
spontanen Arbeiterbewegung in Eng« 
Hand, Die massiven Angriffe von sel- 
ten der Kapltalistenklame und der 
erbärmliche Vorrat durch die G 
is konnten die Ar- 
heitorklan daran 
hindern, Ihron Protent genen die 
beiterfoindliche Pollik der Tory«Re- 
ierung In, Wasenseranstaltungen 
zum Ausdruck zu bringen, 
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Polizeiterror gegen Hausbesetzer 


Forts. von Seite 11 


die rechtlichen Möglichkeiten für die 
Mieter voll auszuschöpfen und sich 
nicht einfach einschüchtern zu las- 
sen. (Bis zur Hausbesetzung war die- 
ses Vorgehen allerdings erfolglos ge- 
blieben.) 

In dieser „Mieterinitiative'" gaben 
bislanı einige DKP-Mitglieder in Zu- 
sammenarbeit mit wunigen SHB- und 
‚Juso-Studenten politisch den Ton 
an. Allerdings existierte diese „Mic- 
erinitiative”® im wesentlichen nur 
alseinflußloser, ‚ohne Verbin 
dung und Rü ‚der Bwiölke- 
fung. Die sich in den letzten Wochen 
schnell verschlechternde und be- 
drohlich werdende Wohnsit 
Hohenfelde brachte der „Mi 
tiative'” dann plötzlich die langer- 
sehnte Verbindung mit den Mietern 
der vom Abriß bedrohten Häuser der 
Eihofstraße: viele Mieter traten der 
Initiative als Mitglieder bei. 

Der ständig sich, verschärfende 
Polizeiterror, besonders gegen die 
Jugendlichen Besetzer des Hauses 
Ekhofstr. 39 und schließlich dessen 
brutale Räumung durch das Polizei 
großaufgebot führten zu ständigen 
Reibereien und schließlich zur pol 
tischen Spaltung der Mieterinitiatl 
ve. Etwa 75 % ihrer Mitglieder soli- 
darisierten sich mit den jugendlichen 
Hausbesetzern ‚und. unterstützten. 
diese auch. Die DKP und ihr sozial- 
demokratischer Anhang (SHB- und 
‚Juso-Studenten) isolierten sich voll- 
ständig, da für sie eine Solidarisie- 
rungmit den Besetzern nicht infrage 
kam, sondern nur eine "deutliche 
Abgrenzung”. 

Dieser DKP-Flügel hatte von An- 
fang an ein gestörtes Verhältnis zur 
Hausbesetzung, störte diese Aktion 
‚doch ihre "Jegalen”” Verhandlungen 
init den Behörden. 80 unternahmen 
4. B, die Reformisten und Revisio- 


Das $inken des Lebensstandards als 
Verbesserung der Lebensqualität zu 
verkaufen — das ist die Kunst der 
bürgerlichen Politiker. Mit der Ideo- 
logie von der "Verbesserung der Le- 
bensqualität” will sich die SPD als 
volksnahe, reformfreudige Volkspar- 
tei, als Partei des kleinen Mannes" 
verkaufen, Je schlechter die Lebens- 
bedingungen der arbeitenden und 
Nernenden Bevölkerung werden, um- 
so Iauter wird der Chor der Parla- 
mentarier, der Versprechungen 
macht, der von "Verbesserungen" in 
den höchsten Tonlagen singt, der 
versucht, reale Verbeserungen durch 
Illusionen zu ersetzen. Die Hambu 

ger SPD legte Jüngat »o ein Ei — vich- 
begsckert, aber faul! 


{m Januar diesen Jahren beschlos- 
T: ‚die SPD-"Stadiväter", dab 


Hamburg eine Stadt mit Herz 
Diese Aktion “Ham- 
mit Herz für Kinder” 
ie Kindertiebe und die Men- 
schenfreundlichkelt der SPD unter 
Beweis stellen, Mehr noch: "Mit die- 
ser Initiative wollen wir den Ham- 
burger Bürgern, aber auch der Ver 
waltung verdeutlichen. wiö wichtig 
wit die Aufgabe nehmen, über den 
Lebenswert dieser Stadt, über die 
Qualität des Lebens nicht nur zu 
sprechen, sondern auch vor allem 
konkret dafür au arbeiten.“ 

(SPD-Bürgen Schulz) 

Das hörte sich nach Ärmel auf« 
krempeln und zupacken an, Es höi 
sich aber nur so an, Wer nämlich ge 
hofft hatte, daß an der Lage der rund 
300 000 Kinder in Hamburg etwas. 
verbessert werden würde, nah sich be- 
trogen, Die ganze Aktion entpuppie 
sich sehr schnell alk Publiclty-Show 


nisten alle Anstrengüngen, die Be- 
hner des benachbarten Hauses. 
Exhofstr. 43 ja nicht in den "Verruf” 
kommen zu lassen, sie seien auch Be- 
seizer oder hätten sonst irgendetwas. 
mit diesen zu tun, Schließlich hat 
ten sie ja ihre “rechtmäßigen” Miet- 
verträge von ASTA/Studentenwerk. 


ause, und auch die Polizel war 
herzlich eingeladen. Man forderte 
zur selbstätigen “Fassadenverschd- 
nerung” der Häuser (der Bewobau) 
auf, 

Während also die Besetzer und 

\wohner einem ‚systematischen 

Polizei waren, 
während die Polizei ständig versuch- 
te, die Bevölkerung durch Ausweis- 
kontrollen etc. von Sympathiebe- 
kundungen mit den Besetzern abzu- 
halten, wird sie von diesen Leuten 
als “Diskussionspartner’’eingeladen. 
Als ob die “Argumente” der Polizei 
nicht deutlich genug gewesen waren. 

Es erschienen dann auch tatslich- 
lich 2 hohe Beamte, davon war der 
eine der Einsatzleiter Kleve, der am 
4.5.1973 eine verschlossene Tür in 
der Ekhofstr. 43 eingetreten hatte, 
um seinen Beamten zu ermöglichen, 
die Feuerleiter des besetzten Hauses 
wegzunehmen. 

Die „Solidarität” der Revisioni 
sten und Reformisten sah (genau wie 
die Solidarität in der letzten Zeit im 
Zusammenhang mit der Hetze gegen 
die gesamte linke Bewegung) so aus, 
daß sie sich in der Agitation, die sie 
betrieben, in der rechtsopportuni- 
stischen Ecke versteckten, um ja 
nicht in den Verdacht zu kommen, 
„Radikale” zu sein. Ganz „neutral 
werden in dem Flugblatt zum „Mic- 
ter-Initiativ-Tag” „mehrere zewalt- 
same Zwischenfälle durch Polizisten 
und (!) einige Besetzer” verurteilt 
und man protestiert auch ein biß- 
‚chen — nicht etwa gegen das Vorge- 
hen der Polizei (Eintreten der Tür), 


sondern: „Der Initiativkreis verür- 


des Senats, mit der sich Bürgermei- 
ster und Senatoren zu gütigen 
Stadtvätern aufschwingen wollten. 
Dahinter scheinen die Erfahrungen 
der Werbebranche zu stecken; Mit 
Kindern wirbl’s sich eben leichter. 
Fotowettbewerbe, ein Säuglingspfe- 
ewettbewerb, ('Wir.suchen.den Su- 
per-Vau}, Kindermöbelausstellun- 
sen, Kinderkochkurse, Musterspiel- 
plätze auf der IGA, Broschüren über 
richtige Kinderernährung — das sind 
einige Ausschnitte aus dem "Lebens- 
qualitäisverbeiserungsprogramm"der 
SPD, Damit ein Hera für Kinder be- 
weisen zu wollen, ist allerdings ganz. 
schön mutig. 

Hamburg hat ein Herz - für 
Autos, Mit dem größten Parkplatz- 
angebot der BRD erfüllt Hamburg 
hervorragend die Vorschriften der 
“Reichsgaragenordnung* von 1939. 
25 Quadratmeter Abstellfläche für 
ein Auto sind vorhanden - mit ca. 
2 Quadratmetern Spielplatzfliche 
muß jedes Kind auskommen. Von 
den 14 Millionen Kindern in. der 
BRD müssen $ Millionen auf Straßen 
und Gehsteigen spielen. Insgesamt 
fehlen in der BRD 25 000 Spieipiät 
Dafür müssen jährlich etwa 
(0.000 Kinder büßen — beim Spiel 
auf Straßen werden sie von Autos an- 
gefahren und meistens schwer ver- 
era 


Aber auch die vorhandenen Spiel- 
plätze bieten ein Bild öder Lange- 
weile: Sandkasten — Klettergerür 
Schaukel. Nach diesem phantasie- 
Tosen Schema sind die meisten Spiel 
plätze gebaut, und genauso phante- 
sielos sind die Spiele, die dort ge 
spielt werden können. Sie bieten für 
die Kinder ungeführ soviel Abwechs 


Stadt mit 


teilt besonders die Einbeziehung (1) 

s von regulären (!) Mietern be- 
wohnten Hauses Ekhofstr. 43 in die 
‚Aktionen der Polizei”, als Forderung 
wird aufgestellt: „sofortige Instand- 


dann am Tag der Räumung mit ver- 
folgen: Fenster und Türen des be- 
setzten, Hauses wurden herausgeris- 
sen, das Dach abgerissen (obwohl 
noch eine Altmieterin im Haus 
wohnte) und die Abbruchleute gin- 
gen auch gleich noch in die Häuser 
Nr. 43 und 41, um die dort leerste- 
henden Wohnungen zu zerstören, 
wovon sie nur durch Diskussion mit 
den Bewohnern abgehalten werden 
konnten, Revisionisten und Refor 
misten „danken dem Senat, daß er 
alte Viertel Hamburgs vor dem Zu- 
griff von Bodenspekulanten schützen. 
will.” 

Das massenfeindliche Vorgehen 
der DKP wurde noch einmal beson- 
ders deutlich an den Vorbereitun- 
‚gen zu einer Demonstration, die am 
Sonnabend stattfand, 

Verschiedene linke Hamburger 
Organisationen hatten sich noch am 
Abend nach der Räumung zusam- 
mengefunden, darunter auch die 
DKP-Leute aus der Mieterinitiative 
Hohenfelde, sowie Kollegen aus den 
vom Abbruch bedrohten Häusern. 
Einstimmig wurde beschlossen, einen 
Wachdienst vor den. betroffenen 
Häusern aufzustellen, da damit ge- 
rechnet werden mußte, daß die Be- 
wobau Abrißtrupps in die Häuser 
schicken würde, Eine Protestdemon- 
stration für Sonnabend wurde eben. 
falls einstimmig beschlossen. 

‚Am nüchsten Tag fand erneut eine 


tungsmöglichkeiten wie ein Fließ- 
band für Arbeiter. Der Spielplatz be- 
stimmt, was gespielt wird, nicht das 
Kind. Wie ein Hohn klingen da die 
Forderungen bürgerlicher Pädagogen 
durch das Land, die Kinder sollten 
doch bitteschön Kreativität und 
Spontageität entfalten. Überall, wo 
das möglich wäre, versperren Ver 
botsschilder den Kindern den Weg. 


Wie die Spielplätze aussehen müs- 
sen, auf denen Kinder wirklich spie- 
len können, wie sie es wollen, das 
kann man jetzt in Hamburg auf der 
internationalen Gartenbauausstel- 
Nung* besichtigen. Für diese Ausstel- 
hung sind der Bevölkerung über 60 
Millionen DM Steuergelder aus der 
Tasche gezogen worden. Für ein ge- 
pfeffertes Eintritisgeld können da- 
her jetzt die Menschen Blumen und 
unter anderem den"Musterspielplatz” 
besichtigen. Allerdings ist und bleibt 
dieser Spielplatz ein Einzelstück — 
die Kinder werden weiterhin auf den 
Straßen oder auf den langweiligen 
Einfaltsspielplätzen spielen müssen. 
Lebensqualität — nur gegen Ein- 
rittsgeld 
Auch im kapitalistischen Woh 
nungsbau findet man bestätigt, daß 
menschliche Bedürfnisse hinter den 
Bilanzen der Kapitalisten zurückste- 
hen. So sind Kinderzimmer beim 
Wohnungsbau keine bindende Vor. 
schrift, Die “Grundsätze des Bundes 
inisterfums für Suldtebau und Wob- 
ingswesen’sagen lediglich aus, daß 
Kinderzimmer 8 Quadratmeter 
Grund: und 2,2 Quadratmeter Spiel 
fläche haben sollten, Diese Grund. 
sätze, die für Kinder pferchartige 
Räume vorsehen, sind offenbar nicht 
auf den Bedürfnissen spielender Kin- 


Versammlung von Vertret 
schiedener Organisationen s 
der die weiteren Bedingungen (Re- 
den, Parolen, Transparente etc.) ver- 
einbart werden sollten. Wieder er 
schienen die DKP-Leute aus der Mie- 
terinitiative und erklärten zum allge- 
meinen Erstaunen „im Namen der 
gesamten Mieteriniliative” die ge- 
plante Demonstration für „nicht 
sinnvoll“. „Man darf die Stim- 
mung nicht noch weiter anheizen!““ 
Indie gleicheKerbe haute der ASTA- 
Vertreter(ebenfallsDKP): Man dürfe 
icht gegen den Pollzei-Terror de- 
monstrieren”. Dies würde bedeute 
„daß man auf die Provokationen 
hereinfalle"” (? 11). - Die Reformi- 
sten sprengten darauf die Versamm- 
lung und verhinderten wieder ein- 
mal mehr ein gemeinsames Vorgehen. 
linker Gruppen, 

‚Noch am selben, Tag stellte sich 
dann heraus, daß die DKP-Leute be- 
wußt gelogen hatten und keinerlei 
Legitimation hatten „im Namen der 
Mieterinitiative” die Demonstration. 
abzusagen. Die Mieter der Ekhofstr, 
verteilten im übrigen schon Aufruf. 
Flugblätter, Eine sofort einberufene 
Vollversammlung der Initiative stell- 
16 die DKP-Leute zur Rede und be- 
kräftige mit 75 iger Mehrheit 
nochmals ihren Willen zur Demon- 
stration. — Dieses Gaunerstück der 
DKP-Leute blieb nicht das letzte. 
Unverfroren versuchten sie auch wei- 
terhin, die Mehrheit der Mieter aus- 
zutrixen, um — ganz Im Interesse des 
SPD-Senats, der Bewobau etc. — die 
ganze Angelegenheit sich erst einmal 
„abkühlen” zu lassen, damit der Bo- 
den ihrer reformistischen Illusionen 
in Mauschelgesprächen mit Senats- 
Vertretern erneut gefunden werden 
kann. (Ein starkes Stück in diesem 
Zusammenhang leistete sich ein 
DKP-Führer, der mit erlogenen Be- 
hauptungen den schon oben erwähn- 
ten „Wachdienst” nach Hause schik- 
ken wollte: Dieser DKP-Herr mußte 
erst von den 


der, sondern auf der Raumverdrän- 
ung eines Kindes aufgebaut. Illuso- 
fisch sind diese Grundsätze sowieso: 
ca. I Million Kinder in der BRD ha- 
ben kein eigenes Bett, sie müssen bei 
ihren Geschwistern oder ihren EI- 
ten unter die Bettdecke kriechen. 
800 000 Wohnungen fehlen, allein in 
Hamburg sind es 50.000. Während 
sich die Kapitalisten überlegen, ob 
sie ihren Kindern ein Island- oder 
ein Shetland-Pony zum Geburt 
schenken, muß der Arbeiter gut ein 
Drittel seines Lohnes für Wohnungs 
miete ausgeben, wenn seine Kinder 
ein eigenes Zimmer haben sollen. 

Daß die Kinder der arbeitenden 
und lernenden Bevölkerung für die 
Kapitalisten nur ein notwendig 
Übel sind, bestätigt sich auch in den 
Schulen und Kindergärten. In Ham- 
burg sitzen durchschnittlich 32 Kin- 
der in einer Volksschulklasse - un- 
willkürlich fit einem dabei das Bild 
von der Sardinenbüchse ein. 

Auf einen freien Kindergarten- 
platz gibt es in Hamburg 10 Anwar. 
ter. Für die meisten Familien, in de- 
nen Vater und Mutter arbeiten müs- 
sen, um den Lebensstandard halten 
zu können, ist der einzige Auswe; 
den Kindern den Hausschlüsel zu 
geben und sie sich ansonsten den Tag 
über allein zu überlassen. 

Das sind Ausschnitte aus der 
wirklichen Lebensqualität der Kin- 
der in der BRD. Daran ändert sich 
such nichts, wenn die SPD mit M6- 
belausstellungen und Fotowettbe- 
werben “gegenanarbeitet” 

Solche Aktionen wie "Hamburg 

Stadt mit Hera für Kinder“ sollen 
die Kapitalistische Logik verschlei« 
ern, dab Investitionen In die Leben» 


qualität der Menschen 


zurechtgewiesen und In die Wüste 
geschickt werden). 

In einem ASTA-Flugblatt vom 
25,8, wird die Spalterpolitik von 
DKP/SHB dann vollends klar. Offen 
wird zum Boykott der Demonstra- 
tion. aufserufen: „ KOMMILITO- 
NEN, BETEILIGT EUCH NICHT 
AN EVENTUELLEN (!) DEMON- 
STRATIONEN AM SONNABEND!" 
Die Initiatoren der Demonstration 
werden als „bunte Palette von Sek- 
terergrüppchen” diffamiert. Offen 
wird die Lüge verbreitet, die „Mie- 
terinitiative Hohenfelde" ,distanzie- 
re" sich von der Demonstration, $ek- 
ierer wollen ihr „Süppchen kochen” 
auf den Interessen der Mieter usw. 
usf, Schließlich wird zu einer „In- 
förmationsveranstaltung”“ zum Zeit- 
punkt der Demonstration aufgeru- 
fen, die angeblich auch von der Mie- 
terinitiative unterstützt werde. — Zur 
Demonstration kamen dennoch etwa 
1.500 Menschen. 

Aber nicht nur bei der DKP war 
ein Zurückweichen vor dem sich ver- 
schärfenden Polizeiterror und der all- 
gemeinen Illegalisierungs- und Kri- 
minalisierungs-Kampagne der Bour- 
geoisie sichtbar geworden. Die Ham- 
burger Filiale des „Zirkelblocks” 
(NREF/KBB), die SSG/KG (Sozial- 
stische Studenten-Gemeinde) hatte 
sich in ihrer ganzen Agitation und 
Propaganda zur Hausbesetzung eben- 
falls darauf „beschränkt”, Mietwu- 
cher und Bodenspekulantentum ‚an- 
zuprangern”, Mit keinem Wort geht 
sie auf die politischen Zusammen- 
hänge, auf eine Einordnung der bür- 
gerkriegsähnlichen Räumung und der 
faschistischen Hetze der „freien Pres- 
se" in die gegen die gesamte linke 
Bewegung gerichtete Kampagne ein. 
In. rechtsopportunistischer Manier 
wird von einer bevorstehenden II 
legalisierung und der Kriminalisie- 
rung linker Gruppen kein Wort 


für Kinder 


Menschen sind für Kapitalisten nur 
dann interessant, wenn sie als Ar- 
beitskräfte “verwertbar" sind und 
Profit bringen. Und in diese Arbeits- 
kräfte investieren die Kapitalisten 
eben nur so viel, wie zu ihrer Er 
haltung notwendig ist, Was darüber 
hinausgeht, ist “rausgeschmissenes 
Geld”. Kinder sind als Arbeitskräfte 
noch nicht verwertbar, sie sollen aber 
möglichst schnell und vor allem bil 
lig groß werden, Aus dieser kapits- 
Iitischen Logik ergibt sich dann 
auch, däß Kinder ohne Bett, ohne 
Spielmöglichkeiten auch zu Arbeits- 
kräften werden. 

Innerhalb dieser Logik bewegt 
sich auch die Senats-Show. Der 
per-Vati" und das Kinderfest Im 
“Hotel Atlantic*helfen den Hambur- 
ser Kindern kein Stück, Helfen soll 
diese Aktion nur der SPD, die damit 
versucht, ihr soziales Image aufa 
polieren. Diese Aktion soll für den 
kapitalistischen Staat werben - die 
Ilusion vom “Sozialstaat® soll die 
arbeitende und lernende Bevölke- 
rung mit ihren Ausbeutern veröh- 
nen. Ob das allerdings in diesem Fall 
uf der ganzen Linie erfolgreich sein 
wird, bleibt fraglich. Die Akuiönchen 
und Sensatiönchen sind so ober- 
Aächlich, die soziale Demagogie Ist 
so plump und durchsichtig. daß 
Widerspruch zwischen der wirkl- 

Situation der Kinder und der 
lichen Politik nicht verschleiert, 
sondern eher noch offensichtlicher 
wird, 

Diese Aktioh, in der Kinder zum 
Werbeträger für die Ideologie von der 
Lebensqualität benutzt werden, be- 
weist nur einmal mehr die Neralosig- 
keit, mit der Kinder vom kapitaliatk 
schen Staat behandelt worden, MM 
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Renault/Frankreich 


Die Streiks der 0.5 


„Lreytus, 


Dreyfus ist der Generaldirektor von Renault) 


Für gleiche Arbeit, 
gleicher Lohn 


Fürgleiche Arbeit, gleicher Lohn! 
Mit dieser Forderung waren am 
21. März 400 angelernte Arbeiter 
der Karosseriepresse im Renault- 
Werk Billancourt in den Streik ge 
treten (siche die letzie Ausgabe 
des ARBEITERKAMPF, Nr. 29, 
Seite 5). Sie kämpften damit gegen 
die unzumutbare und völlig, will- 
kürliche Splatung in mehrere Lohn- 
kategorien, die einzig und allein den 
Profiten der Geschäftsleitung und 
der Uneinigkeit der Arbeiter dient 
Gerade die angelernten Arbeite 
die demagogisch ouvriers specilaisds 
(0$.), „spezialisierte Arbeiter“ ge 
nannt werden, sind neben ih 
‚Ohnehin schon weit niedrigeren Be 
zahlung gegenüber den Facharbei 
tern (den ouvriers professionels, 
0.P.) von dieser Lohn-Spaltung be 
sonders stark betroffen: Allein bei 
Renault sind sie in 15 verschied@ne 
Klassen eingeteilt 

Dafür. genießt die Arbeit der 
0,8. drei andere Reichtümer: Dreck 
Härte und vor allem Monotonie 
Die Kapitalisten bürden solche Ar, 
beit mit Vorliebe den zumeist sprach 
unkundigen und in noch schlech. 
teren Verhältnissen aufgewachsenen 
ausländischen Arbeitern auf, von 
denen es in Frankreich drei Mil 
tionen gibt — größtenteils Spanier, 
Portugiesen und Nordafrikaner. Die 
Arbeitsbedingungen der 0.5. haben 
in leizter Zeit immer häufiger zu 
Streiks geführt, was auch die Öffent 
liche Meinung veranlaßte, sich die 
dem Problem zuzuwenden 

Politiker und Ökonomen dachten 
über die O,S. und ihre Lage nach 
und fanden dabei heraus, daß sie 
„die Vergessenen der modernen 
Welt“ sind. Und sie fanden auch 
die Lösung des Problems: sie ver- 
sicherten, daß die weitere techni 
sche Entwicklung auch die Lage der 
0,8, verbessern wird, und daß die 
heutige Fiießbandarbeit in ca. zehn 
Jahren verschwunden ist 

Aber die bürgerlichen Statistiken 
selbst widerlegen dieses unsinnige 
und nur auf Beruhigung abzielende 
Geschwätz. 1954 betrug der Anteil 
der 0,8, an der gesamten Arbeiter 
bewölkerung 52,5%, während die 
qualifizierten Arbelier 47,9% a 
machten. 1968 hatte sich. di 
Verhältnis bereits in 63,5% 0.8. 
und 36,5% Facharbeiter gewandelt 
Bei Renault zählte man 1963 schon 
73%0.8. und 1971 dann sogar 7 


Die 400 0.8. in der Karomerie 
press von Renauli-Billancourt war 
teten denn auch nicht mehr auf die 


weitere technische Entwicklung, sort 
dern nahmen den Kampf für ihre 
Forderungen auf — das einzige und 
bewährteste Mittel der Arbeiterkla 


se, um tatsjchlich eine 


Anderung | 


ihrer Lage herbeizuführen. 
Die Geschäftsleitung von Renault 
verlegte sich aufs Taktieren und 
Provozieren und versuchte, die Strei- 
kenden gegen die Nichtstreikenden 
auszuspielen; “Aber ohne Erfolg. Die 
Arbeiter der Karosseriepresse hielten 
durch, unterstützt mit der Solidari 
tät ihrer Kollegen. Ein erstes Ver 
bandlungsergebnis, in dem die Di 
rektion zwar eine gleiche (aber nie 
driger als geforderte) Lohneinstu 
fung zusicherte, wo sie jedoch die 
Spaltung über unterschiedliche Prä- 
mien aufrechterhalten wollte, lchn- 
ten die Streikenden ab. Erst nach 
drei Wochen, um. 11. April, wurde 
die Arbeit aufgrund einer Verein- 
barung wieder aufgenommen, in de 
die Direktion auch die Prämien in 
n gleichen und fesien Lohn 
integrierte. Dennoch stimmte ein 
großer Teil gegen diese Vereinba- 
rung, und ein noch größerer Teil 
blieb der Abstimmung ganz fern 
weil die Höhe dör gleichen Lohn: 
nstufung nicht den Forderungen 
entsprach. Die Unzufriedenheit über 
diesen Punkt reichte aber nicht mehr 
zur Weiterführung des Streiks aus. 
Immerhin haben die 400 O.S. durch 
ihre Ausdauer zwei wichtige Er 
folge errungen, die allerdings nur 
für ihre Abteilung gültig sind 
@ Nicht mehr die Maschine wird 
bezahlt, sondern der Arl 
auch bei’ einem Wechsel zu einer 
anderen Maschine bleibt der Lohn 
der gleiche, 
© Für gleiche Arbeit gilt gleicher 
Lohn: die Spaltung der Arbeiter 
durch die Lohnliste zühlt in die. 
ser Abteilung nicht mehr, 


Gegenoffensive der Direktion 


Mit dieser Vereinbarung für die 
400 angelernten Arbeiter der Karos- 
seriepresse war die Auseinanderset 
zung bei Renault jedoch nicht been- 
det, Die Direktion hatte während des 
Streiks der 400 0.8. 7.000 andere 
Arbeiter des Werkes Billancourt 
schrittweise ausgesperrt und wollte 
ihnen dafür nur 47 % ihres Lohns 
zahlen. Die 7,000 Arbeiter, die sich 
zuvor nicht gegen ihre streikenden 

ollegen hatten ausspielen lassen, 
widersetzten sich dieser hinterhälti 
gen Provokation der Geschäftslei 
tung: am 13. April traten sie nun in 
den Streik und forderten den vollen 
Lohn für die Aussperrungszeil 


Dieser zweite Streik im Werk 
Billancourt endete aber mit einer 
Niederlage. Während die Streiken- 


den in Billancourt keine hen. 
de Kampfverbindung mit ihren Kol 
legen in den anderen Renault-Wer 


ken herstellen konnten (wofür die 
Gewerkschaftsführung der CGT ver 
(ch ist), leitete die Direktion 
eine Krafiprobe im gesamten Unter 

schloß zwei d 
ins und In $; 


nehmen ein. Sie 
Hauptwerke, In F 


ville, Allein in Flins wurden 22,000 
Arbeiter ausgesperrt. Auch im Werk 
Le Mans wurde schließlich "techn 
sche Arbeitslosigkeit” angeordnet 
Natürlich wandten sich die Arbel- 
ter auch in diesen Werken gegen die 
Angriffe der Geschäftsleitung. In 
Sandouville besetzten die Arbeiter 
beispielsweise für kurze Zeit die 
Stromzentrale; In Flins hatte die Ge- 
schäftsleitung 26 Arbeiter (darunter 
22 Ausländer) wegen "Schädigung 
der Arbeitsfreiheit” entlassen und 
dabei auch die Justiz zu Hilfe gezo- 
gen. Die 26 Entlassenen organisier- 
ten daraufhin eine Versammlung vor 
‚dem Betriebstor, an der 2.000 ihrer 
Kollegen teilnähmen, Insgesamt war 
die Streikorganisation in diesen Wer- 
ken aber schwächer als in Billancourt, 
und es mangelte eben an der Ver- 
bindung untereinander. Viele Arbei- 
ter meinten: “Wanım sollen. wir 
streiken, wo wir doch au 
sind und sowieso nicht arbeiten? 
Gegen diese Kraftprobe der Di- 
rektion im gesamten Unternehmen 
konnten die Arbeiter in einem Werk 
(Billancourt) nicht standhalten. Mit 
einem spalterischen Angebot, dem 
die Gewerkschafisführung zustimm- 


Italien: 


die Kampfkraft dor Stroikendenudis. 
Nachzahlung für die Aussperrungs- 
zeit wurde von 37 % bis 60 % ge 
staffelt. Diejenigen, die nicht nur 
ausgesperrt waren, sondern auch 
streikt hatten, sollten weniger erhal- 
ten — diejenigen, die ausgesperrt wa 

n, aber nicht. gestreikt hatten, 
mehr. Tatsichlich wurde dann bei 
der Auszahlung völlig willkürlich ver- 
fahren: Die Direktion demonstrierte 
Ähre Allmacht, indem sie einige Str 
kendeals Nicht-Streikende, und eini 
a NichtStreikende als Streikende 
einstufte 


Dab die Arbeiter eine Niederlage 
erlitten hatten, as le am 2.Mai nach 
40 Tagen Aussperrung und Streik 
die Arbeit wieder aufnahmen, it un- 
bestreltbar: der Streik wurde gegen. 
eine Nachzahlung von 47% des 
‚Lohns gelührt — und,endlete füt viele 
mit <inen Nadhzahlung yon Ei 
Nichtsdestoweniger fälschte die 
CGT-Führung diese eindeutige Tat- 
suche im einen Sieg um, als ae in 
einem Flugblatt dazu aufrief, die ge- 
iroffemß Vereinbarung zu woterilt- 
zen. Kein Wort verlor sie mehr über 
Se “vollthndige Bezahlung er Au 
Sperrungmelt”, obwohl dies die 
Houpeforderong den Stel gurimee 
war. Im gleichen Flugblatt sprach die 
CGT davon, daß die Direktion zu 
ernsthaften Verhandlungen über 
‚die Klassifikation" gebracht worden 
10. daß die Anzahl der Lohnkatego- 


Der seltsame ‚Anarchist’ 


15, Mai in Mailand. Eine Büste 
‚für Calabresi, den vor einem Jahr 
erschossenen Kommissar der Politi 
schen Polizei, ist enıhällı worden. 
Eine Menschenmenge sicht, zu, wie 
der italienische Innenminister Rw 
mor abfährı, Plötzlich wird von der 
anderen Straßenseite ein Gegenstand 
‚geworfen = eine schwere Handgre 
nate! Eine junge Frau wird geröter, 
zahlreiche Verletzte und Schwerver. 
leiste legen auf dem Platz, 

Der Attenidter wird verhafter. 
Er heißt Gianfranco Bertoli und ist 
40 Jahre alt. In den ersten Nach- 
richten über den Vorfall wird es 
heißen, der Täter sei ein „vorbe- 
strafter Anarchist", 

Ein anarchistischer Bombenwer- 
fer wäre der italienischen Bourgeoi 
sie natürlich gewünscht gekommen, 
in einer Situation, wo sich in Italien. 
der Protest gegen den faschistischen. 
Mord-Terror immer mehr verstärkt 

Bertoli aber ist dafür glfenbar 
nicht der richtige Mann, Die Story 
vom „we ten Anarchisten“ 


estr 
men wie ein Kartenhas 

h, vorbestraft ist Bertol, 
und das sogar reichlich, Das ist aber 
auch das einzige 


was an der Stary 


stimmt, 

Wenige Stunden nach dem Alten- 
tat'ercheint bei der Polizei Rodolfo 
Mersl, Er arbeitet als Kellner in 


einem Restaurant und Ist nebenbei 
Funktionär der faschistischen Ge 
werkschaft CISNAL, Er kennt Der 
toli von früher, und bei ihm hat der 


Anarchist" den Abend 


Attentat verbracht. Seltsam genug 
Weiter wird bekannt, daß Bertoli 
früher Kontakt zur berichtigten, Or 


ganisation „Pace e hberta” (Hrieden 
und Freiheil),einem Geschöpf des 
US-Geheimdienstes “CIA, halle 


Auch seltsam, 


Es stellt sich weiter heraus, daß 
Bertoll die beiden letzten Jahre in 
einem israelischen Kibbuz gelebt 
hat: Karmia, 55 km von Tel Ai 
Ein Kibbuz, das der „sozlalist 
schen“ MAPAM-Partei untersteht, 

‚Auch die von Bertoli geworfene 
Handgranate ist israclisches Fabri 
kat. 

Am 8. Mal hat Bertoli Haifa 
mit dem Schiff verlassen, In Genua 
hat er das Schiff nicht verlassen, 
sondern er blieb bis Marseille an 
Bord, Das Schiff kam dort am 
13. Mal morgens an, äwel Tape 
vol dem Attental, Wal #& IK-Mir 
soille wollte,und wänn er die Grenke 
nach Italien überschritt, Ist unge 
klärt 

Warum gerade 
italienische Tageszeitung „Unita‘ 
(PC) schreibt: „ ...dort arbeitet 
eine der am höchsten organisierten 
zionistischen Zentralen in Europa 
die eng verbunden it mit den 
reaktionärsten französischen Kreisen 
und dem CIA selbst..." (19, Mal), 

Alles deutet 
Bertoli die (ramadıl 
zur Koordinierung d 

Intere 


Marseille? Die 


darauf hin, daß 
‘he Hafenstadt 
s Attentat a 


nt Ist in diesem 


fe, brach. die. Direktion schließlich. |, Tien der O, 


S, im ganzen. Wark vorrin. 


rss zoll Dis war a 
lerdings weil von der Wirklichkeit 


entfernt, Nach wie vor ist die Mehr- 
heit der O:$,durch ihre Lohneinstu- 
fung gespalten, 

Unzufriedenheit, die über diese 
Vereinbarung und über die Entias- 
sung von. 7 Kollegen des Werks 
Billancourt herrschte, bog die CGT- 
Führung sofort ab. In einer Abtel- 
lung hatten sich schon 80/% der Ar- 
beiter bereit erklärt, den Streik fort- 
zusetzen, Ein CGT-Sekretär wiegelte 
‚Jedoch mit dem "Argument" ab, daß 

ie die einzigen im ganzen Werk sel- 
en, die weiterstreiken wollen, und 
daß man die Probleme auf der näch- 
sten Gewerkschaftsversammlung be- 
sprechen würde, Der anhaltende Pro- 
test blieb so ohne praktische Konse- 
quenz. Ein junger Arbeiter meinte 
über dje Situation nur: “Alle sind 
von’ vörıi bis hinten ungeekelt, und 
die Wagen, die heute morgen vom 
Band gegangen sind, sind verhunzt." 
zwei Tage nach Wie- 
deraufnahme "der Arbeit, meldete 
die linke Presse-Agentur a.p.L.: Die 
Direktion -von Renault-Billancourt 
will die Arbeiteralle Sonnabende bis 
zu den Ferien arbeiten lassen, um die 
“verlorene Zeit" wieder aufzuholen. 
Diese Maßnahme hat vor allem unter 
den Arbeitern der Nachmittags- 
schicht, die bis um 23 Uhr arbeiten 


mösen, große Unzufriedenheit 
Vorgorufen “ 


Zusammenhang die Bemerkung von 
Noah Schustermann, einemder Vor- 
sitzenden. des Kibbuz Karmia, in 
einem Interview mit der israelischen 
Zeitung „Maariv“: Bertoli habe kurz. 
vor Ostern einen Briel aus Frank- 
reich erhalten und daraufhin er- 
klärt, abreisen zu müssen, 

Der Wunder nicht genug. Woher 
hatte Bertoli die Granate? Er ber 
hauptet, sie im Arsenal des Kibbuz 
gestohlen und aus Iarael heraus 
weschmuggelt zu haben, „Diese Ver- 
sion wird von Kennern.der israell- 
schen Sicherheits Vorkehrungen für 
unglaubwürdig gehalten. 

Weiter, Bertoli hatte einen fal- 
schen Paß auf den Namen Massimo 
Magri. Unter diesem falschen Na- 
men hat er auch Im Kibbuz gelebt, 
Das seltsame-daran Ist zunächst, daß 
die israelische Polizei. einen vorbe- 
stzaltno Ausländer zmit falschem Paßs 
zwei Jahse.,.in nmel leben ließ, 
ahno,ihn,anscheinend zu bemerken, 

Das zweite Ist, daß os tatsächlich, 
einen Massimo Magri gibt, Er ist 
Mitglied der maraistisch-leninisti 
schen Gruppe „Servire il popalo”, 
Seinen Ausweis hat er 1968 als 
verloren gemeldet. 


Ks scheint, daß dieser seltsame 
Anarchist“ noch einige weitere 
Überraschungen bereit hält, Mit St 
cherheit kann jetzt schon gest 
werden, daß es sich nicht um einen 
übergeschnappten Einzelgänger”, 
dern um das Werkzeug Imperl 
istischer Geheimdienste handelt. I 


“a 


2 


dann „nicht garanikoren! m ala 1 
tem ona). 

f In der Aufschwungphase finden 

se dann besondere Märchen, wie 

der Aufschwung darf nicht durch 
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Erzunargreia 
Vorbrowsprit 


ich Unsinn. 
Die Kapitalisten wissen natürlich. 
nz genau, wie die Sache wirklich 
Ist, Sie sprechen es auch manchmal 
Offen aus, so z.B. Keynes, ein engl 
scher Wirischaftspolitiker, der „wis. 
venschaftliche” Begründer der heu- 
gen Wirtschaftspolitik: 
Wird einer Bewegung der Unternch. 
mer, die Gektiohnsbkommen nach 
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und daß auch sie und 
‚nur se die Preisleigerungen zu ver- 
antworten haben. 


‚Die konkrsten Ursachen der In- 
Nation Monopalpote der 
" EWO-Agrar. 
Romtungsproduk. 


une a 
1% Aalen ng Fri 
ER npanatn m mpenae 
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Die EWG — 
eine Inflationsgemeinschaft 


Bei den Lebensmittekosten liegt 


Bei den Lebenumilteikonten Dept 
ie Inflationerate besonders hoch, 
Nirgemdn wie hier wind so deutlich, 
(daß die großen Konzerne die Pre 
reiber Mind, Aus nebenstehender 
Tabelle werden die von der EWG- 
Kommission festgelegten Ereuger- 
preie von 1972 und 1973 ver 


lichen mit den entprechenden Ver 
braucherpreien Sie zeigen deutlich, 
wie groß die Profiispanne der Nah 
Fungsmittelkonzerne nt. Auch wenn 
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gen trotzdem noch einige Prozente, 
dran, 


1 Schweinefieheh 
15 Schmeinerlnndh 


Kor {pro Gi) 
Verse FR, | 


kn Bar 


10 kg Kartoltein 
10Kg Kartatfeln 


Erzeugerpreise sind selbst künstlich. 
hochgeschraubt und liegen well über 
dem Weltmarktpreis und werden 
im wesentlichen von den Großbauern 
bestimmt.  iligere Lebensmiltel 
(insbesondere aus RaW-Ländern) 
werden immer wieder vom Markt 
verwiesen (z.B. rumänische Toma- 
en), preissonkende Importe al 
ausgeschaltet, 

Nigends wird so deutlich wie. 
am Beispiel des EWO-Agrarmarks, 
wen ‚de ganze EWG dient. Die 


den. 

80 hat der Beitritt Englands 
zur EWG. eine Erhöhung der Le, 
bensmittlpreise von über 19% in 
England zur Fole gehabt. 

Das System der Agrarmarkipiise 
Ist aber icht de einzige EWG.be- 
Aingte Infationsquil, Das kanıe 
Mehrwertsteberystem ihr. eden- 
Hall zu erheblichen Preserhöhun- 
den (zur Zeit insbesondere m tale 
und England). 


Die europäischen Großkonierne, 
Se entweder keine emsizunchmen. 
‚den Konkurrenten mehr haben oder 


sch mit aweı dis areı Konkurren- 
en den Mat een, an in der 
ve. ein. 

nicht u der 

im su. sonder sprechen din 
fi “se regelmäßig. 
Das ganze Programm der Wirtschafts. 
und Währungsunion und das damit 
‚yrbundene Deren Kredit System 


immer als notwendig für die 
besierung der Lebensbedingul 
angepriesen wird, als eine der ent- 
icheldensten und wirksamaten In. 
Strumente zur Senkung und Ver- 
schlechterung der materiellen Le- 
bensverhältnisie_ der Arbeiter und 
Bauern. Nicht einmal der Abbau 
der zum Teil recht hohen Zölle 


zwischen den EWG-Ländern hat zu 
Preimenkungen geführt. Von den 
Kapitalsten wurden we als zusdt 
Tiche Profitquelien betrachtet 


Ist die Inflation „importiert? 


Die momentan hoten Inflations- 
inten werden von der SPD/FDF. 
Reerung häufıg ab importiert be 
eichnet. Damit will wich die SPD- 
Keperung von der Venntwonung 
für die Inflation, reinwaschen und. 
greift zur Demagogie, Sie begründet 
as damit, daß alle Länder West- 


@ 


europas, der USA und Japans (ao 
der Koplialtischen Industelinden), 
ur Zeit Ahnlich hohe Indaion 
faten haben und diene aufgrund der 
wirtschaftlichen Verflechtung such 
uf die DRD übergrifen, Rich 
Indie Sache ao: Aufgrund. der 
hohen. Inflationsrate in der Welt 
gen sich die DRD-Kapltalisten: 
‚die Marktlage gestattet eine Preis 
Srhöhung" und noch nie hat ein 
Kapitalist sch. eine wiche Chance 
nehmen lassen, die Preise ungestraft 
ohne Umsatzverluste nach _ oben 
schrauben zu können. Durch das 
anze Gerede von der importierten 
Inflation soll nun von 4 
Antwortung 


Auf indirektem 
Wege gibt es allerdings einen Zu 
sammenhang zwischen den Preis, 


Weit vayabundierenden „Eurodol 
ları", der höhe rein. sphkulative 
Goldpreis, die „Flucht ads dem 
Dotlar ih eufoplische Wihrungen. 
(vor allem D-Mark), die alles und 
(ie äußeren Erscheinungsformen der 
Währungakrisen, die nichts anderes 
widerspiegeln als verschärfte inner. 
Imperilistische Machtkämpfe, Sie 
jürden auf dem Rücken der Arbeiter 
Inne ausgetragen, denn je schwächer 
‚die Arbeiterbewegung in einem Land, 
Umso besser it die Ausgangıponi. 
vom der Imperalisten aus diesem, 
Land. Im ARBEITERKAMPF Nr. 
28 wurde konkreter auf den Zu- 
sammenhang Währungskrisc Preis. 
seigerung eingegangen. 

Die Theone von der „importier. 
ten Inflation“ ist bei der Bourgeoisie 
und insbesondere bei Sozialdemo- 
raten. und Gewerkschaftsführern 
beliebt, kann man. 


schaftsgeschchen gibt, kann man ja 
fi 


tun ex auch 
nicht"). Das Ausland ist dann schuld 
anschlechtenZeiten, ie die eigenen 
klasse bereiten wollen, die Gewerk- 
schaftsführer benutzen das Ausland, 
um zu verkünden, daß nun „nicht 
mehr »0 viel drin“ se (2.B. unläß- 
Hich der Dollarabwertung durch, 
Nixon) und beauftragen ihre Wis. 
seaschaftler, das Herunterschrau- 
ben der Forderungen auch „wisen- 
schaftlich” zu begründen. Ein Grund 
mehr ist gefunden, um das „se- 
meinsame Ahwehren der Gefahren“ 
in der Konzertieten Aktion zu 
Besprechen. 


Steigende Preise und hohe" 
Profite sind Zwillinge 


Seit 1970 hat kein Tarifahschtuß. 
mehr den. durch Geldenjwertung 
und Steuererhöhungen Beifiebenen 
Lohnabbau aufgewogen. Er ug ent 
weder ungefähr auf der gleichen 
Höhe oder deutlich darunter (we 
2.8, der Meiallabschluß im letzten 
Herbst). Bei den Kapltalisten hat 
sich daher » einiger Profil ange- 
sammelt, der jetzt in der Auf 
schwungphase investiert wird, Die 
Ietzten Tafifrunden waren für die 
Kapitaisten auch recht erfolgreich 
Ein Profitboom kann erwartet 

den. In solchen Situationen erte 


sr 


Ten die Großbanken schr großzügig 
Kredite, blühen damit das Geld 
volumen auf und vergrößern damıt, 
ie Inflation. Nicht wie die bürger 
Jiche Preme tagtäglich verkündet 
sche Löhne, daraus folgen hohe 
Preise (Lohnpreimpirale); der Zu. 
sammenhung wi genmu umgekehrt 

Um die Profite konstant zu hal 
ten (oder zu steigern), werden die 
Preise erhöht (Preis-Profil-Spirale) 
(und hohe Prolite tragen nochmals 
@ber die damit verbundene Kredit 
expansion zu einer weileren Geld 
entwertung bei. Dann kommt die 


öpierung und. hält eine Kauf 
Kaftabschöpfung“ mil HI“ einen 
„Stabihtätsprogrammms" für notwen- 
Ü um Me Kaufkraft der Löhne, 


kung auf Umwegen, 

Weitere Infatlonquellen und die 
großen Zuwachsraten des Staats 
haushalt, seine teilweise Finanzie- 


Punkte 


ergeben sich daraus, daß her riesige 
Werte produziert werden, die nicht 
auf dem nationalen Markt erschei 
‚sen, dus „Loch“ zwischen den aus 
Bezahlten Löhnen und den damit zu 


Seit 1967; „Stabilitätsprogram- 
me” = Lohnabbau durch stei- 
gende Inflation und Steuerer- 
höhungen 


Seit 1967 gibt es in der BRD ein 
sietiges Wachstum der Inflation. 
Mehrere Regierungen und noch mehr 
Wirtschafts und Finanaminister ha- 
en seitdem stetig verprochen, sich 
„vestärkt" um dieses Problem zu 
kümmern, verstärkt” antinflatlo- 


näre Maßnahmen zu ergreifen, oder 


jene Prozentzahl zu beschränken, 


Diese Zahl Jg ursprünglich bei 3. 
4% (für 1979), wurde dann immer 


rößer und miterweile sagte Hel. 
mat Schmidt zur Begründung seinen 


iven Auswirkungen dieser Maß- 
men erst Anfang nächsten Jahres 
zu erwarten seien, Geschickt wer. 
(demerst Erwartungen gezüchtet (vor 
‚den Bundestagswahlen im Novem- 
ber 1972), dann werden die Erwar. 
tungen Immer weiter gedämpft. Aus 
alledem kann man nur den Schluß 
zichen, daß die Kapitalsten samt 
SPD-/FDP-Regierung ernstlch gar 
Aicht wollen und uns nur an der 
Nase herumführen und daß se nicht 
wollen it auch leicht verständlich 
Yırksamg antünflationäre Maßnah- 
men In der jetzigen Aufschwung. 
Phase würden notwendigerweise zu 
einer Dimpfung der Produktion füh- 
fen, und das zu einer Zeit, wo die 
Zeil zur Expansion besonders gün- 
(und wo die Sicherung der 
Profite von den Kapitalisien viel. 
mehr verlangt wird. So waren vor 
4 Jahren die Ziele der Schillerschen, 


üchlprorcnen: 
‚einen konjunkturellen „ M 


Wirtschaft auf einen _„mileren 
Wacnstumspfadt‘ zu führen und um 
eine „Stabilisierung des Preint 
eaus“"zu erreichen. nur, schöne 
Worte zur Förderung der Populan- 
tt Schillers. Die wo schön form. 
Iierten Ziele haben ale in keiner 
Wei erreicht. Sie dienten anderer- 
seits gerade durch ihre Wirkungs- 
Ionigkelt der „Vorberei 

„Konjunkturzuschlages“ von 10% 


Bundesregierung cin sogenanntes 


„Stabihtätsprogramm" verkündet 
Es umfaßt. &, folgende Maßnah, 
1) Erhöhung der Mineralölsteuer um 

ar RRÜRNEEL. men 

5 Pfennig 
D Komjunkturzuschlag um 10 % 
für Einkommen über 34.000 DM 
für Ledige baw, 48.000 DM für 
Verheintete 
3) Imvestitionmieuer von 11% 
9) Kürzung der Staatanungaben um 
1 Mrd. DM 
$) Streichung der erhöhten teuer 
Jichen Absetzbarkeit für Eigen- 
tumswohnungen und Bin- baw, 
ınhäuser ($ 70) 
Konjunktur 

Wirkung dieser Mab- 

nahmen it ähnlich gering wie die, 


Kosten der Arbeiter durchzuführen. 
Der Konjunktureuschlag für etwas 
höhere Einkommen und die Strel- 
hung der Steuerverginstigungen für 
Eigentumswohnungen treffen einer- 


Die Keibe der Betriebe mir anne 
Veen Fararuann ta mc ba 

‚verlingen. Die Kanne: 
üchafd der Arbejterklame hat weiter 


er schon die Erfahrung machen, 
daß die Gewerkschaftsführer nich! 
Auf ihrer Seite stehen. Sie hen eu. 
momentan ak ihre Hauptaufgabe, 


DIE GESCHICHTE DER PREIN 


men, 


seits besser verdienende Arbeiter 
und vor allem gewisse Teile des 
Mitelstands. Die Angriffe des Groß- 
kapltals and prinzipiell nicht nur 
darauf ausgerichtet, das Lebensni- 
veau der Arbeiterklasse zu senken, 
Sondern such mitteltändische Zw 
schenschichten zu proletarisieren. 
Solche Maßnahmen werden dann 
besonders gern einer. soziaklemo- 
kratischen Regierung übertragen, die 
50 etwas auch bereitwillig durch- 
führt, kann sie dann doch dem Ar. 
Deiter vorgaukeln, wie, „arbeiter: 
freungtich” sie ist, und die Gewerk 
schaften sind such dafür Eine Po- 
Tarlierung zwischen Arbeiterschaft 
und Mittelstand (der im allgemeinen, 
mehr zur CDU/CSU tendiert) it 
die Deabsichtigte Folge, 


Nur Lohnerhöhungen gleichen 
die Preissteigerungen aus 


Die Arbeiter können dem Abbau 
ihres Reallohnes durch. Inflation 
und Steuererhöhungen nur dadurch 
begegnen, daß sie sich Lohnerhö- 
erhöhungen. 1969 halten sich die, 
Arbeiter im Ruhrgebiet in einer 
ähnlichen Situation durch 

Streiks erhebliche Lohnerhöhungen 


erkampi 
"Genauso können sich die Arbei- 
ter heute nur wehren, wenn se 
sofortige neue Tanfverträge durch- 
setzen, Teuerungszulagen. erkämp- 
fen oder lediglich auf Betriebsebene. 
Lohnerhöhungen durchsetzen. Die, 
kan Situation für die A 
beiter st momentan die günstigste 
‚die Auftragsbücher der Kaplalisten 
sind voll. In vielen Betrieben wurde, 
auch schon danach gehandelt 
= 300 Vertrauenleutf von Opel 
Rümelsheim forderten in einer 
ion neue „Tarifverträge 
= 800° Arbeiter der Maschinenfa- 
Dbrik Zinser in Ebersbach streik 
ten mehrere Tage für eine Erhö- 
hung der Stundenlöhne um.30. 
35 Pfennig, 


den Kapitaliien und das Her- 

\unterschrauben der Arbeiterfor. 

derungen haben, aus den Ge. 

werkschaften aus 
= die Arbeiter solange wie möglich 
stillzuhalten. 

In der Arpımentation verweisen. 
die Gewerkschaftsführer meist auf 
ihre Pflicht, die Verträge zu halten, 
vertrösten auf die Maßnahmen der 
Regierung, von denen sie sagen. 
„Neu am diesem Programm ist, daß. 
ft alle Maßnahmen gegen die Un- 


recht optimistisch einschät 
ter erteilen se den Kapitallten den. 
Rat, nicht zu welt zu gehen, 

müßten vie losschlagen. Auch die, 


Warnstreiks zur 


dem Rücken der Kollegen Zuge- 
atämänise (z.B. in der nordıhein, 
westfälischen Stahlindustrie), um zu 

ich 
noch mehr erkämpfen. Letztlich 
Wird hier das ganze Tarifvertrag 


schaft gehören. 


Alles wird getan, um dem Kampf 
(der Arbeiter die Spitze zu brechen, 
und um die bewußten Kräfte zu 
Isolieren, zu diffamieren oder aus. 
zuschließen. Aber auch das wird 


immer mehr von den Arbeitem 
durcbschaut = 


ANKÜNDIGUNG ! 


« 


Nachdruck von Artikein des ARBEITERKAMPF+ Juhrgung 72. 
Tuner dem Titel 


GEGEN DIE SCHRITTWEISE FASCHISIERUNG 
VON STAAT UND GESELLSCHAFT 


Stauerei Buss im Hamburger Hat 


betriebe: durch die frühkapitalisti 
schen Sozialleistungen und dadurch, 
daß heute wie vor 100 Jahren Han- 


Die vielen kleinen Kliischen we 
den zunehmend von grösseren Kon- 
kurrenten bedrängt, die in der Lage 
ad ler und kostensparend 
zu arbeiten. In diesem Konkurrenz- 
kampf spielt die Stauerel Bass mit 
etwa 700 Beschäftigten unter den 
Stauereibetrieben noch eine wicht 
ne Role. 


fen 


Dabei versucht ie wie alle anderen 
Mafenbetriebe, den Konkurrenz- 
kampf auf den Schultern der Hafen- 
arbeiter auszutragen: 

Bei mangelnden Umkleide- und 
Aufenthaltsräumen, fehlender Ge- 
stellung warmer Mahlzeiten und er- 
heblichen Unfallgefahren wird den 
Schauerleuten im Ladersum der 
Seeschiffe körperliche Schwerstar- 
beit abverlangt, Anstatt auf die Pro- 
teste aus der Belegschaft hin sich 
für deren Forderungen einzusetzen, 
erwirkte der Detriebsratsvorsitzende 
Backhaus (SPD-Mitglied), daß gegen 
‚ein fortschritliches Mitglied des Be- 
triebsrats (DR) ein Arbeitsgerichts- 
verfahren auf Ausschluß aus dem 
BR eingeleitet wurde, 


ie Stauerei_ Buss gilt schon 
inger als einer der unsaziak- 
sten Betriebe im Hamburger 
Hafen. Aber die enorme Steigerung 
des Arbeitspensums pro Schicht und 
die Verringerung der Gangstärken 
auf drei oder gar zwei Mann (in den 
sechziger Jahren durchschnittlich 
fünf bis sechs Mann) wird in letzter 
Zeit immer unerträglicher. Diese 
Maßnahmen sind ungehindert ge 
gen die Arbeiter durchgesetzt wor 
den, weil sie bisher nicht die Kraft 
hatten, sich dagegen zur Wehr zu 
serze 
Die Unzufriedenheit der Arbei 
ter bei Huss über diese Lage ist ge 
rade In letzter Zeit stark angestie 
gen; Viele holten im letzten halben 


‚Jahr ihre Papiere, weil sie der Mel- 
nung waren, anderswo kann es nur 
besser sein, Nicht umsonst kursiert 
im Hafen der Spruch: „Nur wer m 
geht zu Bun!“ 
‚Auch auf der letzten Betriebs- 
versammlung am 15.16. 
wurde diese Unzufriedenh 
Beiträgen vieler Kollegen deutlich, 
Neu daran war aber, daß zum ersten- 
mal umfassende und unmißverständ- 
liche Forderungen aufgestellt wur- 
den: 
* Festlegung der Gangstärken 
* Bezahlung der Meldezeit vor . 
Beginn der Barkassenabfahrt 
(vor Beginn der Arbeitszeit 
müssen sich die Schauerleute 
zur Einteilung an einem zen- 
iralen Sammelplatz melden, 
bevor sie mit den Barkassen 
kleinen Personenfähren 
zu den Schiffen in allen Tat 
len des Hafens befördert wor- 
den. Nach dem Tarif 
muß) diese Meldezeit — sofern 
se früher als eine Viertelstun. 
de vor Beginn der Arbeitszeit 


angesetzt ist — als Überstunde 
bezahlt werden. ; 
Um aber die Barkassen, die um 


Obwohl diese wirtschaftlichen 
ı | Forderungen dem Kapitalisten Bun 
schr 


Nackenschläge 


Punkt Viertel vor sieben ab- 
fahren, noch zu erreichen, 
müssen die Kollegen in der 
Regel bereits um halb sieben 
in der Einteilung sein, um sich, 
Ähre Order zu holen und dann 
‚zur Barkasse runter zu gehen. 
Der Anspruch auf die Dezah- 
lung einer Übertunde pro 
Tag, die sich aus diesem Sach 
verhalt ergibt, wird von den 
meisten Stauereien im Ham- 
burger Hafen seit Jahr und 
Tag ignoriert.) 

Erstattung nicht nur der Tele- 
fongebähren, sondern auch der 
mit dem Anrufen verbundenen 
Arbeitsbereitschaftszeit 
Bezahlung aller Tage, an denen 
wir zur Arbeit verpflichtet, 
sind; keine „Abgeltung der 
Mei 

me 


wohl verständlich geworden 


sind, wird er nicht freiwillig die 


wegen die Arbeiter 


Forts. nächste Seite 


Seite 20 


Streiks beiVW 


om 10, bis 16, April streikten 

Arbeiter in allen Volkswagen 

werken. ‚In Kassel, Emden, 
Hannover, Salzgitter, Braunschweig 
und Wolfsburg beteiligten sich mehr 
als 10 000. Arbeiter an kurzen 
Streiks. Anlaß war die vom VW-Kon- 
zern geplante Kürzung der Jahres- 
„Erfolgsprämie". 

Die Jahres- „Erfolgsprämie", die 
noch unter dem alten VW-Chef 
Nordha 
waxenwerke noch als kapital 
Musterbetfieb ‚galten — eingeführt 
wurde, war bis zum Jahre 1970 
eine „freiwillige“ Zahlung der Kon 
zernleitung. 1970 gelang es, diese 
Prämie im Manteltarifvertrag abzu- 
sichern, der Tarıf enthält aber keine 
garantierte Höhe dieser Prämie, 

Mit der Anfang der 70er Jahre 
aufgrund stärkerer Konkurrenz 
wachsenden Absatzkrise begannen 
‚die Unternehmer auch diese Prämie 
zu drücken. 

Im letzten Jahr wurde sie von 
8% 1971 auf 5,2% des Jahres-Brutto- 
Verdienstes gekürzt, was durch- 
schnittlich etwa 480,- DM weniger 
n Vorjahr ausmachte. Damals 
hatte es zwar starke Unruhe in den 
Betrieben gegeben, doch aufgrund 
drohender Entlassungen (1972 wur- 
de die VW-Belegschaft um 12 000 
auf zur Zeit etwa 122 000 ver 
ringert) kam es nicht zu Kampf- 
aktionen hiergegen. 

Anfang April 1973 begannen Ver- 
handlungen zwischen der IG Me- 
tall und der Konzernleitung um die 
Höhe der in diesem Jahr zu zahlen- 


den Prämie. Dabei wurden von den 
Unternehmern 5,35% angeboten. 

In allen Werken wurde dieses 
‚Angebot von den Arbeitern scharf 
kritisiert. Auf zahlreichen Betriebs 
versammlungen, in Resolutionen der 
Vertrauensleute wurde die Forde 
ung nach 8% aufgestellt. 

Sprecher betonten immer wieder 
die verbesserte Ausgangslage für die 
Arbeiter gegenüber dem Vorjahr. 

So mußten die Arbeiter In dimt- 
lichen Werken in diesem Jahr schon 
mehrfach Sonderschichten fahren. 

Die starke Expansion des VW- 
Konzerns im Ausland ist kein Ge- 
heimnis, Allein in diesem Jahr wur. 
den mehrere neue Werke gegründet 
VW of Nigeria, mit dem Bau eines. 
zweiten Werkes von VW do Brasil 
ist begonnen, das VW-Werk in Ju- 
goslawien hat die Produktion aufge“ 
nommen, die Werke in Mexiko und 
Südafrika werden mit großen Mit- | 
teln ausgebaut und der Export in | 


Ports. von Sie 19 NITINININNUNINNNNNNNNN 


einstellen. 

Er ist sich’ sogar darüber im kle- | 
ren, daß die Unruhe noch weiter an- 
wachsen wird, Deshalb werden Me- 
thoden angewendet, die eine Eini- 
gung und Organisierung der Arber 
ter verhindern oder zumindest er- 
schweren sollen. Zu einer dieser 
„vorbeugenden“ Maßnahmen gehört 
das Auseinanderstreuen der mitein- 
ander bekannten Arbeiter bei der 
täglichen Einteilung auf die ver- 
schiedenen Schiffe. Die Unterneh- 
mer wissen, daß einander bekannte 
und aufeinander eingespielte Kolle 
gen auch bessere Arbeit leisten. 
Aber die Zersplitterung und orgs- 
satorische Isolierung der bewußter- 
ten Arbeiter sind ihnen in diesem 
Fall weit wichtiger als ein kleiner 
wirtschaftlicher Vorteil. 

Weil die Kapitalisten „Ruhe im 
Haus‘ brauchen, versuchen sie 10 zu 
verhindern, daß die Arbeiter feste 
Gruppen aufbauen, die sich gegen 
die Willkür der Geschäftsleitung und 
ihrer Inspektoren zu wehren wissen. 

Die Hoffnung der Kollegen, die 
Situation würde nich bemern, war 
vor und nach den Betriebsratswah- 
ien 1972 besonders groß. Hs hat 
h aber seitdem so gut wie nichts 
geändert; es sind nicht einmal Ver 
suche des BR unter Leitung des 
SPD-Mitgliedes Backhaus deutlich 
geworden, die wesentlichen Forde- | 
rungen bei der Geschäftsleitung | 
durchzusetzen, | 

Aber os wird nicht nur nichts für 
die Kollegen getan — darüberhinaus 
ergriff die Mehrheit des Betriebsra- 
tes Maßnahmen, um fortschrittliche, 
Betriebsratsmitglieder daran zu hin- 


die USA hat wieder stark zuge- 
nommen, wobel erstmals bekannt 
wurde, daß mehrere hundert Millio- 
nen Mark zum Aufbau eigener Pro- 
duktionsstätten in den. USA bereit- 
stehen, 

Als die Könzernherren bei ihrem 


Am 


schließung noch einmal 8.% gefor- 
dert. Eine von ihnen eingeleitete 
Unterschriftensammlung bringt in 
kurzer Zeit $ 000 Unterschrifte 

Auf Meldungen aus Kassel werden 
am 11. immer wieder kurze Streiks 


sich dem Streik an, 


Kocadn chran Veen 
‚kei sreichendes Verhandlungs- 
Sicht zustande kam, Yen um 
omg, den 164. In Wollbu 

Wiederum etwa 1 000. Arbeiter mi 
en Streik, 

In Emden protetiere die Spa 
schicht In einem: Streik vegan das 
Unzureichere Angebel, der Unter 
‚nehmer, Man beschloß, eine Demon- 
ran In die Stadi zu machen, 
Mitlrweie war vor dam Workster 
Uber Pete\ aufgefahren "worden, 


‚Arbeiterkampf Nr. 29/Juni 73 


ehrutte 
Für 1975 wird sie auf 96 7 


einem 12. Tal 
Johns 
erhöht 
Das bedeutet in alten Prozent 
ausgedrückt: für 1973/74 ca. 7 %, 
1975 8% 

Damit war es nicht gelungen, 

s Verhandlungsergebnis auf die 
volle Erfüllung der Forderung von 
8.% zu steigern, 

Doch die ersten größeren Kampf- „ 
aktionen seit Jahren verhinderten 
ein schnelles Verhandlungsergebnis 
auf Kosten der Arbeiter, 

Die Streiks, die das erstemal 
alle VW-Werke erfaßten, waren über 
haupt erst Anlaß für die Konzern: 
hetren, über. höhere Forderungen 
zu verhandeln. 

Auf der andren Seite darf man 
nicht übersehen, daß in der jetzigen 


A srotapn Lane ,ashanicn mehr für 


zweiten Streiktag beteiligten sich auch etwa 600 Lehrlinge in einem zweistündigen Streik an den Aktionen. 


Sie erklärten sich mit den übrigen Kollegen in einem Demonstrationszug durch die Hallen solidarisch. Sie forder. 
ten ebenfalls 8% für Lehrlinge, Als Erfolg können sie verbuchen, daß jetzt erstmals auch die Lehrlinge die „Er- 


folgsprämie” erhalten. 
5,35%-Angebot 


provokatorischen 
blieben, flogen die Brocken, 


Das erste Mal: 
Streiks in allen Werken 


Es begann am 10. April in Kas- 

Mehrere hundert Kollegen der 
Spätschicht zogen durch die Werks- 
halten. Die Demonstration wuchs 
in kurzer Zeit auf etwa 4000 Ar- 
beiter an. Auf Spruchbändern und 
in Sprechchören wurden immer wie. 


der 5% gefordert, Dieser insgesamt 
zweistündige Streik wurde am näch- 
sten Tag von der Früh- und Nor 
malschicht aufgenommen. Insgesamt 
7000 Arbeiter beteiligten sich am 
11.4. an dem ebenfalls zweistündi- 
gen Streik. 

Die Nachricht vom Kasseler 
Streik dringt auch in die anderen 
Werke, In Emdep stoppt am 11.4. 
die Frühschicht für zwei Stunden 
die Bänder, Die Werksleitung. be- 
sorgt um den „Arbeitsfrieden“, 
schickt leitende Angestellte an die 
Bänder, um „Rädelsführer‘“ ausfin- 
dig zu machen. “Kritische Punkte”, 
wie die Stoppschalter der Bänder, 
werden besonders scharf beobach- 
tet. In den Hallen taucht der Werk- 
schutz auf. Trotzdem kommt es 
auch in der Spätschicht zu Arbeits- 
niederlegungen 

In Hannover hatten am 10. April 
200 Vertrauensleute in einer Ent- 


‚dern, sich für die Kollegen einzuset 
zen, 


1. Fall 

jegen das BR-Mitglied Retzlaff 
beantragten die übrigen BR-Mitglie 
der seinen Ausschluß aus dem BR. 

Die „Begründung“: Der Kollege 
Retzlaff hätte auf der Betriebsver 
sammlung im Oktober vergangenen 
Jahres die „vertrauensvolle Zusam- 
menarbeit“ verletzt. Was war nun 
vorgefallen? “Auf dieser Betriebsver- 
sammlung forderte Buss „seine“ Ar- 
beiter auf, an der „Konkurrenzfü- 
higkeit“ der Stauerei Buss tatkräf- 
tig mitzuarbeiten. Er hob die „Scho- 
nung des Arbeitsgeschirm“ hervor 
und forderte indirekt mit dem Hin- 
weis auf die kommenden „schwe- 
‚ren Zeiten“ unsere Zurückhaltung 
bei den bevorstehenden Lohnver- 
handlungen sowie mehr und schnel- 
lere Arbeit. 

Buss meinte weiter, alle würden 
doch „am gleichen Strang ziehen”, 
und versuchte, den Arbeitern einzu- 
reden, die Unternehmer und die Ar- 
beiter hätten doch ein „gemeinsa- 
men Interesse“ am Gedeihen der 
Stauerei Buss. Aus dieser Logik 
war Buss so unverschämt, von den 
Kollegen zu verlangen, sie sollten 
‚doch auf die so ofı geforderte und 
seit langem tariflich festgelogte Be- 
zahlung der Meldezeit verzichten! 
Daran wurde ganz deutlich, was in 
Wahrheit hinter dem so oft zitierten 
„tumeinsamen Intoreme"steckt: in- 
zig und allein dus Interesse des Ka- 
pitalisten, auf Kosten der Arbeiter 
seinen Profit zu erhöhen! 

Dies versuchte das BR-Mitglied 


») 


fen von den Arbeitern befestigte 
Streiklosungen mil 
Ebenfalls am 11.4. traten in Salz- 


ter mehrfach _VW-Arbeiter in 
Kurzatreik, 


‚Aufgrund der vielen Streiks in 
den einzelnen Werken erhöhte die 
Konzernleitung schon nach dem er- 
sten Streiktag ihr Angebot auf 6,5%. 
Die Arbeiter bestehen aber in den 
nächsten Tagen auf 8%, 

Am 12.4. griffen die Streiks auf 
das Wolfsburger Hauptwerk. über, 


In einem Zug durch mehrere Hallen, 
der von eıwa 80 Kollegen ausging, 
wuchs die Demonstration schnell an 
und zog zum Verwaltungshochhaus, 
wo in Sprechchören die 8 %-For- 
derung unterstrichen wurde. Die von 
den Arbeitern zum Rauskommen 
aufgeforderten Vomtands-Vertreter 
von VW hatten sich schleunigst ver- 
zogen, 

Am nächsten Tag wurde der 
Streik von der Krühschicht wieder 
Aufgenommen. Wieder z0g ein De- 
monstrationszug zum Verwaltungs 
wde und forderte diesmal VW- 
Bob Leiding persönlich auf, Stellung 
zu nehmen, Einige Arbeiter süchten 
Leiding in seinem Büro auf und 
untermauerten noch einmal die 
Forderungen der Kollege 

Ebenfalls am 13:4. traten zu 
nächst 4 00 Arbeiter der Früh. 
schicht _in den 


Braunschweig in 
für de BR Die 3 000 


Kollegen der Spätschicht schlossen 


INN 


Retzlaff deutlich zu machen, als 
er — ziemlich erregt und wütend 
sagte, ihm sei es *, ob 
Buss pleite mache oder nicht, ihn 
interessiere sein Tarifvertrag und 
daß der vom Unternehmer einge- 
halten werde, 

Auf diesen Ausspruch hin leitete 
der BR auf die Initiative des Vor- 
sitzenden Backhaus ein Arbeitsge- 
richtsverfahren mit dem Ziel des 
‚Ausschlusses aus dem BR gegen den 
Kollegen Retzlaff ein. 

Um im Betrieb andere Kollegen 
gegen Retzlaff aufzuhetzen und um 
vor Gericht besser dazustehen, wur- 
den bei den Kollegen Unterschrif- 
ten für einen Ausschluß des Kollegen 
Retzlaff aus dem BR gesammelt. 
Vieles spricht dafür, daß diese Un- 
terschriftensammlung von seiten de: 
BR in „vertrauensvoller Zusammen- 
arbeit” mit der Geschäftsleitung or- 
anisiert wurde: Sie wurde vom 
„Sicherheitsinspektor® der Firma 
urchgeführt, (Er schien in dieser 
Zeit mehr für die politische Sicher 
heit der Kapitalisteninteressen al 
für die Unfallsicherheit der Arbeiter 
da zu sein.) 

Nach dem Eindruck vieler Kolle- 
gen kamen aber zustimmende Unter- 
schriften zum Ausschlussverfahren 
meist nur aus Teilen des Betriebes 
zusammen, denen die Stellungnahme 
des Kollegen Retzlaff oder er selbst 
persönlich unbekannt ist. Mit dieser 
demagogischen Stimmungsmache 
sollte der Anschein erweckt werden, 
die Arbeiter wären „massenhaft“ 
genen ihren Vertreter eingestellt. 

Der Kollege Retzlaff hat inawk 
schen den Arbeitsgerichtsprozess In 


der 1, Instanz gewonnen, das Ar- 


Daraufhin demonstrierten die Ar- 
beiter im Werksgelände. 


Ein Teilerfolg 


Am 17.4. wurde dann das Ver- 
handlungsergebnis bekannt. Die 
Jahres-,Erfolgs“prämie wurde um« 
gewandelt in eine tarifliche Sondi 
Zahlung bei VW. Sie beträgt für die 


le VW-Ardeiter dringewesen wäre. 

Das voll auszunutzen, verhinderte 
mangelnde Kampferfahrung und un- 
gonügende Organisierung der Streiks. 
Hinzu kommt, daß. zwischen den 
einzelnen Werken keine Verbindung 
bestand, so daß vielfach Gerüchte 
und Spekulationen umliefen. Eskam 
vor, daß Kollegen der Spätschicht 


erst durch Flugblätter der Kom- 
munisten von Aktionen der Früh 
schicht erfuhren und umgekehrt 
Für die Arbeiter in den Volks- 
wagenwerken waren diese Aktionen 
aber wichtige Erfahrungen in den 
‚Auseinändersetzungen mit den 
Unternehmern. Gegenüber dem Vor- 
jahr haben sie deutlich gemacht, 
wie den Angriffen auf Lohn- und 
‚Arbeitsbedingungen nur wirksam 5 
begegnen ist 
Berejchsleitung Metall 
KB-Gruppe Hamburg 


Alte Bänder stehen still, wenn der VW-Arbeiter os will! 


beitsgericht konnte in seinen Äusse- 
rungen auf der Betriebsversammlung 
keinen Grund zum Ausschluss aus 
dem BR sehen. Dabei hatte die Ge- 
genseite schwere Geschütze aufge- 
fahren, Sie hatte sogar Fiete Koch, 
führender ÖTV-Sekretär für den 
Hafenbereich, laden lassen, der nach 
Kräften versuchte, den Kollegen 
Retzlaff in die Pfanne zu hauen‘ 
$o behauptete er scheinheilig, ihm 
sei überhaupt nicht bekannt, daß 
im Hamburger Hafen die Meldezeit 
in der Regel nicht bezahlt würde, 
deshalb könnte er auch überhaupt 
nicht verstehen, warum sich der Kok- 
lege Retzlaff so aufgeregt habe und 
halte seine Äusserungen für in kek- 
‚nem Fall gerechtfertigt! 
2. Fall 

Bei der Rosskal GmbH, die der 
‚Firmengruppe Buss angehört, wurde 
vor kurzem das BR- und DKP-Mil- 
glied Julius Christiansen fristlon ge- 
kündigt. Br hatte auf einer Betriebs- 
versammlung sowohl die Kapitali- 
sten angegriffen, als auch den Be- 
triebsratsvorsitzenden Otto Ehlert 
scharf kritisiert, Dieser hatte den 
‚Arbeitern einen „‚Rechenschaftsbe- 
richt" hingelegt, der allenfalls durch 
it dem „Betriebs 
im Sinne der Kapitalisten 


frieden‘ 
förderlich sein konnte, Dazu kam 
noch, daß Christiansen sich auch 
am Arbeitsplatz für die Kollegen 
eingesetzt hatte und er bei den Ar- 
beitern deshalb sehr beliebt war. 


um Julius Chris 
wiegler" und „Fremdkörper“ so. 
schnell wie möglich zu entfernen. 
Das. Arbeitsgerichtsverfahren. dab 


NUN 


Christiansen gegen diesen Beschluß 
angestrengt hat, Ihuft noch. 

Am Fall Bus wird besonders 
deutlich, wie eng der politische An- 
griff der Kapitalisten mit dem wirt- 
schaftlichen zusammenhängt: Um 
seine Konkurrenten mus dem Feld 
zu schlagen, geht Buss daran, seine 
Arbeiter härter auszubeuten und sie. 
möglichst niedrig zu bezahlen. Der 
wachsenden Unruhe unter den Ar- 
beitern begegnet er mit Einschüch- 
terungsmaßnahmen: So sollte der 
Kollege Retzlaff exemplarisch für 
sein konsequenten Auftreten auf 
der Betriebsversammlung. bestraft 
werden. 

Den _unzufriedenen Arbeitern 
treten die Kapitalisten nicht gern 
selbst gegenüber. Diesen Geschäft — 
die Durchsetzung von Maßnahmen 


wie im Fall Retzlaff deutlich wur« 
‚de: Der DR wurde vorgeschickt, er 
sollte Retzlaff erst einmal aus dem 
BR herausdrängen, dann hätte Dun 
leichten Spiel gehabt und ihn ein- 
fach vor die Tür gesotat, nachdem er 
keinen Kündigungsschutz mehr ge- 
habt hätte. 

Dies ist erst einmal gescheitert, 
langfristig aber kann dieser Angriff 
nuf die Buss Belegschaft im ganzen 
und BR Retzlaff im einzelnen nur 
‚dann abgewehrt werden, wenn die 
linken Kollegen bei Dum sich zu- 
sammentun und es nicht Einzelnen 
überlassen, gegen die Vniersthng 
aufzustehen. 


‚Schauerleute-Zelle, Hafenbereich, 


KB-Gruppe Hamburg 


Jahte 1973 und_ 1074 TEAK von 


im Auftrag der Kapltalisten gegen 
die Arbeiter — ‚n sorialdemo- 
kratische Betriebsräte ausgezeichnet, 


9/duni 73 


Die di 


aktive Beteiligung der Kollegen an 


notwendig ist, 


Andererseits darf nicht übersehen werden, daß gerade die HBV-Gewerk- 
schaft in den letzten Jahren einen stürmischen Mitgliederzuwachs erlebt hatı 
allein im vergangenen Jahr waren es fast 10 % mit 13000 neuen Mitgliedern. 
In dieser Tarifrunde gab es,ausgehend von den 
‚gruppen, verstärkt Ansätze zu aktiver Tarifpoliik der Belegschaften und 
leichaeitig Kritik an der Tarifpolitik der Gewerkschaftsführung, die nicht von 
‚den Interessen der Kollegen ausgeht, sondern sich an den ‚gesamtwirtschaft- 
lichen‘ Interemen der Kapitalisten orientiert. Während die Gewerkschaftsführung 
als etwa hier in Hamburg die gewerkschaftlichen Betriebsgruppen im Ver- 
sicherungsbereich begannen, auf breiterer Ebene eine konsequente gewerk- 
schaftliche Politik zu entfalten, der Angriff auf diese Arbeit und Rechte der 
Gewerkschaftsmitglieder überhaupt. D.h. die Entwicklung geht in Richtung 
von Zuständen, die wir in Gewerkschaften wie etwa der IG Metall bereits 


haben. 


Der Artikel soll auf den Verlauf der Tarifrunde eingehen und insbesondere 
‚auf die Entwicklung, wie sie sich hier in Hamburg gezeigt hat. 


urch einen Konzentrations- 
ind Rationalisierungsprozeß, 
"durch kräftige Preissteigerun: 


gen, drastische Erhöhungen. etwa 
der K(Z-Primien bei den Versiche- 
tungen und das Abwälzen von Ver- 
waltungskosten bei den Banken auf 
die kleinen Konteninhaber konnten 
die Kapitalisten eine erhebliche 
Steigerung ihrer_Profite verzeich- 
nen, Die wirtschaftliche Hochkon- 


nen. Die wirtschaftliche Höchkon- 
Junktur bringt insbesondere dem 
‚Banken und Versicherungen durch 
Kreditvergabe für enorm ansteigen- 
de Investitionen eic. ‚eine wahre 
‚Gewinnexplosion ins Haus. 

Im Gegensatz zu sonstigen Jah- 
ten verzichteten die Kapitalisten 
auf größeres Gelammere über ihre 
Lage und traten in den Tarifver- 
handlungen gleich mit Angeboten 
von 8 — 8,9% auf. Damit wurden 

*von vornherein. die schnellen Ab- 
schlüsse angesteuert. Offensichtlich 
schien es dem Kapitalisten nicht 
zweckmäßig, bei anhaltenden Preis- 
steigerut und verstärkter ge- 
werkschäftlicher Aktivität der Mit- 
alieder ihre Taktik des langen Da- 
hinschleppens der Verhandlungen 
wiederholen. Das hatte bei noch 

‚ringerer gewerkschaftlicher Akti- 

virät in der Gewerkschaft HBV, 
noch vergleichsweise geringeren 

Preissteigerungen und insgesamt 
kaum größeren Tarifkämpfen in der 
BRD im letzten Jahr, seinerzeit 
lediglich etwa eine Urabstimmung 
im Einzelhandel im Bezirk Saar zur 
Folge, Vor zwei Jahren, 1971, wa- 
ren die Kapitalisten mit provozie 

‚renden Null-Angeboten aufgetreten. 

Überall gab es deshalb erste gewerk- 

schaftliche Aktionen der HBV, 

Protestdemonstrationen, wie hier in 

Hamburg von den Bankangestellten, 
mit denen sich die Angestellten des 
Versicherungsbereichs solidarisier- 
ten. Dem Gewerkschaftssekretär für 

habteilung Versicherungen, 
ımman, dem besondere Ver- 
dienste bei der Organisierung des 

Protestes der Kollegen dabei zu- 
kam, wurde danach unter Vorwän- 
den vom Vorstand die Kündigung 
ausgesprochen. Im Saarland hatte ex 
damals erstmals seit 1919 einen 
kurzen Warnstreik der Dankange- 
stellen gegeben urn a 3a; 1 


rerbanaınd An 


Die -Tarifrunde im Handel: 
‚Ohne die Kollegen 


Die Tarifverhandiungen im Han- 
‚del wurden fast ohne. die Kollegen 
durchgezogen. 

Im Kinzelha: 
vertrüge zum 


waren ‚ie Dar 
1973. gekündigt 


worden, Die gewerblichen Kollegen 
wurden mit. 100, 


DM abgespeist. 
hin. stark hinter 


N der Aufsplitterung 
‚abgeschlot- 


aftlichen Betriebs- 


hinterherlaufen. Die Tarife der An- 
gestellten werden 2.T. erst im J 
ausgehandelt. Im Groß- und Aı 
handel waren die Tarife bereits zum 
31.12.1972 gekündigt worden, 
Die Tarifabschlüsse am 26.4. 
nach der Drucktarifrunde, brachten 
um 10 bis 13,6 % höhere Tariflöh- 


Hier- in Hamburg stehen den 
‚60.000 Beschäftigten in diesem Be 


(60.000 Beschäftigten in diesem Be- 
‚reich lediglich 1400 HBV-Mitglieder 
‚gegenüber. Hier tut die Gewerk- 
schaftsführung durch weit aufge- 
‚spaltene „Tauifverhandlungen-. das 
ihrige dazu, daß Kampfkraft der 
Belegschaften nur schwerlich zu- 
stande kommt. Allein in Hamburg 
@öbt es in diesem Bereich 26 Tarif- 
verträge, die außerdem noch zu 
ganz verschiedenen Zeiten abpe- 
schlossen werden. In dieser Taktik 
hat die Gewerkschaft HBV „Groß- 
artiges” geleistet. Anläßlich des 
Gewerkschaftstages wurde „stolz” 
als „Erfolg” gemeldet, daß man 
zum 1.1.72 226 Manteltarifver- 
träge, 289 Gehalt» und Lohntarif- 
verträge und 202 Tarifverträge für 
Sonderbereiche laufen habe, bzw. 
zwischen 1968-71 1631 Tarifverein- 
barungen abgeschlossen worden 
seien 


In dem einzigen Flugblatt in 
Hamburg während der laufenden 
Tarifverhandlungen im Groß- und 
Außenhandel wurde unter der Paro- 
ke „Einigkeit macht stark” dann für 
‚den Eintritt in die Gewerkschaft ge- 
worben. Eigens hinzugefügt war die 

role „„Lippenbekenntniwse genü- 
gen nicht.” Nichtsdestotrotz hatte 
‚der Ortsvorstand die Frechheit, für 
eine Fachgruppensitzung während 
der Inufenden Verhandlungen. die 
Tarifrunde überhaupt nicht in der 
Tagesordnung zu berücksichtigen. 
Bereits zur Aufstellung der Forde- 
rungen waren nur einige Betriebs 
‚räte gehört worden. 

So gab es auf der Fachgruppen- 
sitzung am 10. Mai nach gelaufener 
Tarifrunde Kritik der Mitglieder: Es 
sei notwendig, alle_Kollegen in die 
Diskussion miteinzubeziehen, zur 
Aufstellung von Forderungen aus 
den Betrieben. Außerdem müßten 
geweikschaftliche Betriebsgruppen 
aufgebaut werden, Das wurde vom, 
Vorstand abgeblockt! Rechte und 
Richtlinien müßten erst noch auf 
höherer Ebene geklärt werden. Das, 
obwohl in der Gewerkschaft HBV 
längst Betriebsgruppen mit „Rech- 
tem und Richtlinien” existierem. 

Der Forderung nach einheit 
lichen Abschlüssen der Tarifverträge 
wurde entgegengehalten, dab diew 
Spaltung der Kollegen gut sei (für 
die Kapitalisten natürlich) 

In den Schwerpunktsgebilden sei 
leichter was rauszuholen, wo die 
ngumentation” des Vorslandes, 

h die. anderen Gebiete 


Hier wurde deutlich, daß von 
Seiten der Gewerkschaftsführung es. 
zwar Appelle zur gewerkschaf 
lichen Organisierung gibt und „Ar- 
‚gumente”, daß man ja was tue und 
das beste wolle, die berechtigten 
Forderungen der Kollegen aber nur 
auf dem Wege zu erlangen sind, 
wenn aus den Betrieben selbst die 
Kraft dazu entwickelt wird. 


Die Tarifrunde bei den Banken 


Für die 290 000 Bankangestell- 
ten wurden die Tarife zum 28.2. 
gekündigt. Die Gewerkschaft trat 
mit der Forderung von 80DM + 
6% an. Am 3. März boten die Kapi: 
talisten 8 % un, am 19.3. hatte man 
sich nach dem Muster von Metall 
auf 8,5 % geeinigt, zusätzlich gab es 
einige „Strukturverbesserungen” bis 
zu 16,7%. Damit war auch stille 
schweigend der Sockelbetrag unter 
den Tisch gefallen, auf dem die 
Fragebögen des Hauptvorstandes an 
die Gewerkschaftsmitglieder eigeı 
hinargumentierten, bzw. damit 
gegen cine reine lincare Forderung 
zu Felde gezogen wurde, So sprach 
sich auch die Mehrheit für Forde- 
rung des Hauptvorstandes aus, 

Verglichen mit dem Handel sicht 
die Situotion bei den Banken schon 
etwas besser aus. Hier hat die Ge- 
werkschaft HBV fast 10% der An- 
gestellten organisiert 


Ein Tarifarbeitskreis in Ham- 


marweramen mn 


In Hamburg, hatten Angestellte 
1971 nach entsprechender gewerk- 
schaftlicher Mobilisierung die Be- 
reitschaft gezeigt, für. ihre Forde- 
rung auf die Straße zu gehen und 
kämpfen. Vereinzelt gibt es zwar 
gewerkschuftliche Betriebsgruppen, 
die allerdings in der Tarirunde 
keine große Bedeutung halten. Zur 
diesjährigen Tarifrunde war ein Ta- 
beitskreis aufgebaut worden. 
Der Arbeitskreis begann vielver 
sprechend mit einem Seminar über 
Tariffragen. Doch insgesamt ist zu 
sagen, daß dieser Arbeitskreis mehr 
die Bereitschaft der Kollegen, sich 
aktiv in der Tarifrunde einzusetzen, 
Icerlaufen ließ. Denn über diesen 
Arbeitskreis wurde nicht versucht, 
systematisch ‚die Diskussionen in 
Belegschaften zu entwickeln, ein 
Informationsnetz in den Betrieben 
und die Kontakte über die Betriebe 
hinweg aufzubauen, sondern bei 
loser organisatorische Form wurde 
er mehr als Public-Relation Stelle 
des Vorstandes benutat, der Infor- 
mationsflugblätter, wobei der Text 
zum Teil erst in Düsseldorf kontrol 
liert werden mußte, und Posters 
herausgab und die Fragebögen der 
Mitgliederbefragung des Hauptvor- 
standes auswertete, Ist das die 
„basisnähere Tarifpolitik" der Ge- 
werkschaftsführung, die den Tarif- 
arbeitskreis unter dieses Motto stell- 
te? 

Damit wurden dann die Vorstel- 
lungen des Hauptvorstandes rei- 
bungslos durchgesetzt. 


Die Tarifrunde bei den Vi 
sicherungen 


Für die 190.000 Versicherungs 
angestellten wurden die Tarifver- 
träge cum 31.3,73 gekündigt. Auch 
hier wurde die Tarifrunde unabhän- 
eig von insbesondere den Bankange 
stellten geführt, trotz gleicher Ar. 
beitsbedingungen und Tätigkeiten. 
Das zeigt die Unsinnigkeit des Ge“ 
redes von einem „leitungsgerech 
ten Gehalt”, Die Gewerkschaft 
HBV ging mit .iner Forderung von 
6% und 90 DM Sockel in die Ver 
handlungen. Die Kapitalisten boten 
am 12.3. 8% und am 3.4, dann, 
ae u u 2 0 


- HBV-Tarifrunde 


Tarifrunde im Bereich Handel-Banken-Versicherungen 
(HBV) sind entsprechend der Preise und Vorstellungen der Kapltalisten glatt 
über die Bühne gezogen worden. Die Tarifabschlüsse (8,5 % bie Banken, 
durchschnittlich 11 % bei Versicherungen) orientierten sich an den jeweils 


Feralsspangenen Abschlen ba Metal Bay. Druck, 
Die HBV-Angestellten-Bereiche zeichnen sich durch vergleichsweise geringe 
n Tarifauseinandersetzungen aus. Der 
Organisierungsgrad ist hier mit unter 20 % — wovon noch 
die Mehrheit in der DAG organisiert sind — besonders niedrig. Dies ist ein 
Ausdruck dafür, daß hier das Bewußtsein noch wenig entwickelt ist, daß es 
ien Kampf um die eigenen Interessen aktiv und 
führen. Kampferfahrungen fehlen hier fast. 


* Korrekturen, Die Mehrheit der 
'Taritkommission war bereit, dieses 
Ergebnis anzunehmen. G, Volkmar, 
der vom Hauptvorstand auch für die 
Banktarifrunde verantwortlich zei- 
chnet, setzte hier seinen Einfluß 
dieses Ergebnis abgelehnt 
macht wiederum deut- 
lich, wie mit dem Verkauf der 
Drucktarifrunde die Lohnleitlinien 
nach oben korrigiert wurd 
18.4. wurde dann der 
Schlichtungsspruch von 9,9% + 
Korrekturen, was einem Ergebnis 
von durchschnittlich 11% ent- 
spricht, von allen Tarifparteien an- 
genommen. 


Gewerksoppositionelle Ansät- 
ze in Hamburg 


Die gewählten Hamburger Dele- 
gierten hatten in der Tarifkommis- 
sion gemäß ihrem Auftrag die Fo 
derung von 200 DM für alle begrün- 
det, Unterstützt wurden sie ledig- 
lich von zwei weiteren Delegierten, 
ansonsten wurden sie ausgebuht 
und beschimpft („Schnauze — wir 
‚kommen mal zu Euch - Karussell 
fahren). Wie ist diese Forderung in 
Hamburg entstanden. 

Dort sind insbesondere im let 
ten Jahr fast überall durch die Akti- 
vität fortschrittlicher Gewerkschaf- 
ter aus den Betrieben heraus Grup- 
pen aufgebaut worden, die dann 
vom Vorstand die Anerkennung als 
gewerkschaftliche _ Betriebsgruppe. 
erhielten. So gibt es Beiriebsgrup- 


pen bei Hermes,  Volksfürsorge, 
iduna und Albingia, als Vorläufer 
bestehen Arbeitskreis beim Deut- 
schen Ring, der Volksfürsorge Sach- 
versicherungen, der Sovag und der 
Hamburg-Mannheimer. Deren Ar- 
beit umfaßte die Probleme unmit- 
telbar in den Betrieben und poll 
tische Diskussion über die Politik 
der Gewerkschaftsführung, den 1. 
Mai, die Bundestagswahl oder die 
vom Gewerkschaftstag im Okt. letz- 
ten Jahres beschlossene Kampagne 
gegen die Springer-Hetzpresse, bis 
hin zu Sammlungen für die Opfer 
des US-Bombenterrors in Vietnam, 
Die gewerkschaftlichen Betrichs- 
gruppen entsprechen dem Aufbau- 
konzept der Gewerkschaft 
HBV. Hierüber sollen Vertrauens- 
leutekörper aufgebaut werden. 
Wenn auch nicht im geringsten ein 
Loblied auf die innergewerkschaft- 
liche Demokratie in der HBV gesun 
gen werden kann, stehen hier im 
Vergleich zu anderen DGB-Gewerk 
schaften den Mitgliedern noch viele 
Rechte zu, die dort längst abge- 
schafft wurden. Wo bei dem Auf, 
bau dieser Gewerkschaft in Betrie- 
ben überhaupt erst eine gewerk- 
schaftliche Basis geschaffen werden 
sollte, versucht die Gewerkschafts- 
führung, sich. der Aktivität linker 
Gewerkschafter bis hin zu dei 
Kommu: zu bedienen. Auf 
Druck der Detriebsgruppen konnten 
im Hamburger Versicherungsbe- 
reich noch Informationen zu Tarif- 
verhandlungen durchgeseizt wer- 
den, während in der IG Chemie dies 
rundweg abgelehnt wurde, da angeb- 
lich die IG Chemie kein Geld be- 
sitze,um so etwas drucken zu 
können. Doch auf dem Gewerk- 
schaftstag im Oktober 72 wurde 
vom 1. Vorsitzenden Vieiherr 
kundgexeben, daß die Aufbauphase 
der HBV-Gewerkschaft abgeschlos- 
sen sei, Damit werden auch zu- 
nehmend die Gewerkschaftsmitglie- 
der an die Kandare genommen 
werden. In Gewerkschaften, wo 
Vertrauensleutekörper bestehen, 
gibt os gewerkachaftliche Betrichr 
gruppen allenfalls auf dem Papker, 
in der IG Metall und Draba wurde 
durch die neuen Richtlinien ‚der 
Vertrauensleutckörper ein übrigen 
getan, um diese zu reinen Vollzugs 
organon der Politik der Gewerk 
schaftsfühtung zu machen. Wo es 
noch  Mitgliederveraammlungen 
gibt, wird versucht, wie jetzt in der 
GEW, diese durch Delegiertenver 
ummiuagen su ersstasa, Obwohl 


diese Entwicklung in der Gewark- 
schaft HBV noch weitgehend bevor- 
steht, gab in dazu in Hamburg 
während der Tarifrunde bei den 
Versicherungen erste Ansätze. 


In den Betriebsgruppen in Ham- 
burg wurde schon frühzeitig im letz- 
ten Jahr die Diskussion um. die 
Tarifrunde aufgenommen. Die 
‚Argumentation der Gewerkschafte- 
führung geht aus von „gesamtwirt- 

Gegebenheiten und 


der Kapitalisten. Dazu läßt sie rogel- 
mäßig Gutachten über die „Lage 
der Versicherungsunternehmen” 
von Herrn Aufenanger anfertigen, 
(obwohl darin, das nebenbei 
wird, daß ein Prozent 
höhung die Kapitalisten nur ca. ein 
Tausendstel ihrer Prämie kostet). 
Bei der Berechtigung der Forderung 
wird insbesondere mit dem „Nach- 
holbedarf” der Versicherungsange- 
stellten argumentiert, als wenn es 
darum ginge, bei den Kapitalisten 
Mitleid zu erwecken und nicht die 
bestehende Kampfkraft der Kolle- 
gen entscheidend wäre und man hier 
tatsächlich von einem „Nachhol- 
bedarf” sprechen kann. Lincare 
Lohnerhöhungen wurden ebenso wie 
bei den Bankangestellten mit dem 
Trick der Sockel- und Prozentforde- 
rung praktisch unter den Tisch 
‚gekehrt, da ja sonst die Sache nicht 
leistungsgerecht wäre, so die Argu- 
mentation bei den Fragebögen an 
die Mitglieder. 


Die Betriebsgruppen setzten sich 
zum Teil über die Argumentation 
der Gewerkschaftsführung hinweg. 
In der Diskussion wurde ausgegan- 


gen von den standıg versnanuen 
Angriffen der Kapitalisten auf die 
Lebensbedingungen der Kollegen 
zur Erhöhung ihrer Profite. Da 
diese Angriffe alle Kollegen gleich 
beträfe, wurde für alle eine einheit 
liche Forderung aufgestellt. Da aber * 
andererseits weiterhin gesagt wurde, 
da die aufgestellten Forderungen 
auch von der wirtschaftlichen Lage 
der Versicherungsunternehmen se- 
rechtfertigt seien, versuchte die 
Gewerkschaftsführung,  , durch 
Streichungen die vorbereiteten Ver- 
öffentlichungen der Betriebsgrup- 
pen zur  Mitgliederversammlung 
möglichst weit auf ihre Linie zu 
trimmen, so geschehen bei der Be- 
triebsgruppe Iduna und in ähnlicher 
Form bei Hermes. Dieses Verfahren 
läuft darauf hinaus, daß die Ge- 
werkschaftssekretäre nur das ver- 
öffentlichen lassen wollen, was 
ihrer Meinung entspricht, weil sie 
nur das „verantworten” könnten. 
Das rief natürlich den Protest und 
Resolutionen der Beiriebsgruppen 
hervor, was dann in den Fachgruppen 
vorstand hineingetragen wurde, 
Allerdings hat dann die Resolution 
gegen das Vorgehen des Ortsvor 
standes, die vom Fachgruppenvor« 
stand mit Unterstützung der Be- 
triebsgruppenvorstände (auf deren 
Arbeitstagung in Sieversen) verab- 
schiedet wurde, den Gewerkschaft® 
sekretären praktisch die Zensur bei 
Veröffentlichungen zugestanden, 
die über die organisierten HBV-Mit- 
lieder eines Betriebes hinausgehen. 
Denn es heißt dort otokolle 
und Mitteilungen, die an andere” 
(als die vorher erwähnten „HBV- 
Mitglieder des Betrieben") 
nichtorganisierte Arbeitnehmer de 
Betriebes gerichtet sind, bedürfen 
der Zustimmung des Fachsekre- 
tärs”! Mit der Einsetzung einer Son- 
derkommission durch den Orstvor- 
ind ist versucht worden, die Mit- 


gliederzensur welter aus dem 
Schußfold zu rücken. 
Den gewerkschaftlichen Be- 


triebsgruppen war es klar, daß sie 
mit ihren Forderungen zur Tarif- 
runde sich in Opposition zur C 
werkschaftsführung. gestellt hatten 
und daß ex zur Zeit noch an der 
Breite und der Kraft mangeln 
würde, diese Forderungen gugen die 
Kapitalisten und die Gewerkschafts- 
führung durchzusetzen. Auf der 
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BASF: 

Der ‚schlafende Riese’hat sichgerührt 
TE u PT en 
Redner unter donnerndem Applaus: 
„Hoffentlich haben das endlich je 


ine Gewerkschaftsfunktionäre er 
kannt, die sich von der sogenannten 


ten 80% der Chemiearbeiter im 
umsatastärksten Chemiekonzern 
‚der Welt, BASF. Auch die Tarif- 
kommission dieses Bezirks besteht 
fast nur aus „Anilinem“ (BASP). 
Durch. betriebliche Sonderverträge 
verdienen die „Anilin"-Kollegen 
durchschnittlich etwa 120,- DM 
mehr als — bei Akkordarbeit 
‚cher Arbeit und Arbeitszeit 
miearbeiter aus der übrigen Branche. 
So konnte in der Tarifkommission 
mit dem Versprechen, hinterher be- 
trieblich noch einiges nachzuholen, 
jetzt zunächst weniger zu for- 
dern, die Aufstellung einer 12% 
Forderung durchgesetzt werden. 

Daß, trotzdem die Kampfbereit- 
schaft der BASF-Kollegen dieses 
Jahr so groß war wie lange nicht 
mehr, zeigte sich am 6. April, 

An diesem Freitag fanden. in 
Mainz die ersten Tarifverhandlun- 
gen '73 für Rheinland-Pfalz statt. 
Bei BASF-Ludwigshafen wurde nach 
‚der Mittagspause eine Vertrauens- 
leute-Versammlung einberufen. Aber 
es kamen nicht nur die Vertrauens- 
leute. Aus allen Richtungen ström- 
ten die Kollegen plötzlich herbei. 
über 8900 hatten schließlich die 
Arbeit niedergelegt! „34% Gewinn- 
steigerung der BASF-Bosse allein 
im letzten Jahr — und uns wollen 
sie wieder mit einigen Stabilität 
prozenten abspeisen!” An drei Stel- 
len im Werk fanden sich die Kolle- 
gen zu Kundgebungen zusammen 
und forderten in Sprechchören: 

12%! 12%!” Auf eilig gemalten 
Jappschildern standen Losungen 
wie: „Aniliner 12% und wenn dem 
Timm der Kittel brennt!” (Timm 
ist BASF-Vorstandsboß,) „Alle Rä- 
der stehen still, wenn dies der Ani- 
finer will!" „Solidarität!” „Lehr- 
linge holen!” "Aber es gelang nicht, 
die 500 Lehrlinge aus der Lehr- 
werkstatt H 307 loszueisen: Die 


T: Bezirk Rheinland-Pfalz arbei- 


Ausbilder bedrohten jeden streik- 
willigen Lehrling mit harten Stra- 
fen, und die Lehrlinge ließen sich 
einschchtern. 

Die Geschäftsleitung läßt Droh- 
Flugblätter verteilen: Solche Aktio- 
‚nen seien „rechtswidrig“ und wür- 
den gegen die „Friedenspflicht der 

verstoßen, Sie beruft 
BVG, dessen wahrer 
Charakter dadurch wieder einmal 
entlarvt wird. Es wird mit Lohn- 
entzugund Schadensersatzklagen ge- 
droht. Ganz in diesem Sinne ver- 
suchen auch einige Betriebsräte, die 
Kollegen wieder zur Arbeit zu schik- 
ken, Als sie jedoch auf Widerstand 
stoßen, werden die Versammlun- 
gen geschwind nachträglich zu „vom 
Betriebsrat genehmigte außerordent- 
liche. Betriebsversammlungen“ er- 
klärt, 

Häls über Kopf kamen von den 
Tarifverhandlungen in Mainz schließ- 
lich die Betriebsrats-Vorstände und 
der 1G-Chemie-Bezirksvorsitzende 
angereist. Sie schafften, was bisher 
nicht gelungen war: Um ca. 15.30 
Uhr lösten sich die Versammlungen 
widerstrebend auf, 

Am 9. April, dem Tag, an dem 
die kämpfenden Drucker-Kollegen 
mit 10,8% abgespeist wurden und 
an der Börse plötzlich die Chemi 
‚Aktien sanken, versammelten sich 
nach Feierabend über 1 000 BASF- 
Vertrauensleute, Schweres Geschütz 
von der Gegenseite: Sogar BASI 
Personalleiter Dr. Abel war erschi 
nen, Als bekannt wurde, daß der 
Konzern gegen einige Betriebsräte 
besonders die Kommunisten unter 
ihnen - Maßnahmen wegen „Rä- 
delsführerschaft“ einleiten wollte, 
mußte Abel auf Druck der Ver- 
{rauensleute schließlich zusagen, daß 
solche Maßnahmen nicht ergriffen 
werden. Die Vertrauensute for- 
derten 12% und stellten fest: „Lohn- 
fragen sind Machtfragen”. Dazu ein 


Um die Initiative der „Anlliner" 
zu isolieren und abzuwirgen, pro- 
pagierte besonders der BR-Vorsit- 
zende Bauer (SPD) die Forderung 
nach einem Haustarlfvertrag. 

Am 17, April wurde den Chemie- 
Kollegen in Nordrhein. deri 9,9%- 
Abschluß aufgezwüngen. x 

Einen Tag spätermußte in Rhein- 
land-Pfalz die Landesschlichtung er- 
gebnislos vertagt werden: Über 6.000 
„Aniliner“ traten trotz „Friedens- 
Pflicht‘ in Streik! Vielleicht, weil 
die Kollegen entmutigt waren von 
dem Nordrhein-Abschluß, standen 
bei BASF als Mindestforderung nur 
| noch 10%. Jedoch konnten die Ver- 
| suche der Betriebsrats, und Ge- 

schäftsführer, den Kampf auch noch 
auf das Ziel „Haustarif bei BASF"" 
einzuengen, nicht verhindern, daß 
sich_ die Chemie-Kollegen des gan- 
zen Bezirks solidarisierten! 

Gestreikt wurde auch bei Grün- 
zweig + Hartmann, Michelin, ICI 
Offenbach, KallChemie, Pentaplast 
Montabaur und Texta! 

Bei einer Umfrage unter den Ver- 
trauensleuten am 19.4. stimmien 
im ganzen Bezirk die große Mehr- 
heit gegen 10% als Höchstgrenze 
und für höhere Forderungen und 
Abschlüsse, bei Anilin allein 67,9% 
der VK-Kollegen. 


Trotzdem stand die Streikfront 
auch bei BASF nur zwei Tage. Lag 
es an der — nach 50 Jahren Ruhe — 
natürlich noch mangelnden Übung 
der Kollegen, ihren Kampf wirklich 
selbständig zu organisieren? Haben 
nach den breiten spontanen Aktio- 
nen vom 6.4. „Sozialpartnerschafts”- 


Versöhnler die Leitung der Kämpfe 


Forts. HBV Tarifrunde 


Mitgliederversammlung der Fach- 
gruppe Versicherungen im Dezem- 
ber 72 brachte auf die Kritik Gün 
ter Volkmar vom Hauptvorstand 
langatmige Ausführungen über alles 
mögliche, um so. das einheitliche 
Vorgehen der  Betriebsgruppen 
möglichst zu.abotieren. Es wurde 

ch versucht, die Betriebsgruppen 
gegeneinander auszuspielen. Es 
konnte dennoch im Februar 
schließlich. die 200-DM «Forderung 
und für die Auszubildenden von 
60,65 und 70 % der Gehaltsstufe IV 
für die Hamburger Delegierten für 
die Tarifkommission verbindlich 
gemacht werden, obwohl auch wei 
terhin_ einige Betriebsgruppenmit 
glieder im Verein mit dem Ortsvor- 
stand, diesen Beschluß zu sabotie- 
ron suchten, 


Wenngleich all dies nicht dazu 
ausreichte, die Pläne der Kay 
sten zu durchkreuzen und diese 
Tarifrunde für die Kollegen eine 
weitere Verschlechterung ihrer 
Lebenslage gebracht hat, ist das das 
kein Grund zur Resignation, son- 
dern erfordert, die eingeleiteten 
Ansätze weiter au entwickeln. In 
dieser Tarifrunde gab es zum ersten 
Mal kontinuierliche Arbeit von ge 
werkschaftlichen Betriebsgruppen, 
die Zusammenarbeit von ihnen 
nnte für Hamburg hier hangestellt 
werden 


Sie standen nicht alleine da, son- 
‚dern konnten sich die Erfahrungen 


der anderen zunulze machen und 
ihre Arbeit im Betrieb verbessern, 
Unter den Betriebsgruppen fanden 


dies nicht nach der Tarifrunde 
wieder verpulft, wie dien leider be- 
reits im Gange Ist, sondern weiter 
ausgebaut wird, auch über die Zu- 


sammenarbeit Innerhalb des Ve 


sicherungsbereichs in Hamburg und 
der Gewerkschaft HBV hinaus, wie 
das während der Tarifrunde unter 


den Betriebsgruppen _ diskutiert 
wurde 
Besonderes Augenmerk muß 


auch darauf gerichtet werden, daß 
nicht mit dem Aufbau eines Ver- 
trauensleutekörpern von seiten der 
Gewerkschaftsführung die Aktivität 
der Betriebsgruppen liquidiert wird, 
womit dann der VK seinen Zweck 
verfehlt. Hatte die Betriebsgruppe 
Volksfürsorge vor der Bildung des 
VK monatliche Mitgliederversamm- 
lungen durchgeführt und Ansätze 
von Arbeitskreisen gehabt, »o gibt 
es inzwischen bald nur noch Halb- 
Jähressitzungen des VK. 


Die Arbeit unter den Beleg- 
schaften verstärken! 


Im Betrieb konnten sich im Ver- 
lauf der Tarifrunde die Betriebs- 
aruppen stärken und neue aktive 
Kollegen hinzugewinnen. Doch 
gerade hier muß die bisherige Ar- 
beit kritisch überprüft werden, Der 
Kampf in den Gewerkschaften für 
eine konsequente Klassenpolitik hat 
jon Kampf in den Betrieben zur 
Grundlage. Gerade jetzt darf der 
Kampf nicht isoliert in ingendwel- 
‚chen Gremien geführt werden, son- 
dern müssen die Diskussionen in 
Betrieben zur Abwehr der Ver- 
schlechterung der Arbeitsbedingun- 
gen und verstärkte Unternehmer- 
willkür geführt werden. Es reicht 


treibt. Zu stark noch ist von den 
gewerkschaftlichen Betriebsgruppen 
die Arbeit unter der gesamten Be- 
legschaft vernachlässigt worden. 
Zwar ist gerade bei den Angestell- 
ten des HBV-Bereichs das Milßver- 
hältnis zwischen einem kleinen Teil 
konsequenter Gewerkschafter und 
einem Großteil nicht einmal ge 
werkschaftlich Organisierter Kolle 
gen objektiv besonders groß. Doch 
das allein kann nicht der Grund 
sein, wenn zur Mitgliederversamm- 
lung von 4000 HBV-Mitgliedern bei 
den Versicherungsangestellten in 
Hamburg nur 100 erscheinen. Ihre 
Mitgliederbefragung zur Tarifrunde 
hat die Gewerkschaftsführung in 
Hamburg geschickt ausgenutzt, um 
die Mehrheit der Mi an 


die in den Betriebsgruppen gafaßten 
Tarifforderungen auszuspieldn. Sie 
‚konnte mehrheitliche Zustimmung 
für ihre Prozent- und Sockelforde- 
nung erreichen, 


In dem Hamburger Chemie-Be- 
trieb. Reichold-Albert-Chemie wur- 
de etwas ähnliches benutzt, um die 
Auslösung des Vertrauensleutek: 
pers durch den IG Chemie-Ortsvor- 
stand zu „begründen”. Dort war als 
Taritforderung 200 DM für alle auf- 
gestellt worden. Es wurde behaup- 
tet, eine kleine Gruppe von Extre- 
misten habe die Arbeit des VK 
sabotiert, in dem an dieses Hetzblatt 
angehängien Fragebogen wurde zur 
Zustimmung det Auflösung des VK 
durch.die. Kollegen aufgerufan und 
zur nachträglichen Zurück nahme 
‚der 200-DM-Forderung. 


Wenngkich im Hamburger 
HDV-Versicherungsbereich sich 
rechte Gewerkschaf in den Bs 

triebagmppen. nicht entspre 
‚chend formiert haben und für die 
Mitglieder noch ein relativ großer 
‚Spielraum für ihre Arbeit gegeben 
ist, werden die Angriffe auf die 
Arbeit der linken Gewerkschafter in 


nicht einfach, in die Gewerkschaft 
einzutreten und sich auf eine Ge- 
werkschaftsführung zu verlassen, 
die den Kapitalisien in die Hände 
spielt, und den Abbau der Demo- 
kratie in den Gewerkschaften be- 


diese Richtung sehr schnell ver- 
schärft werden, wobei es entschei- 
‚dend davon abhängen wird, wieweit 
die Politik der Beiriebigruppen 
Ausdruck des Willens der Deiog- 
schaften Ist. 


ansich reißen können? Warum wur- 
rst zwei Tage vor dem langen 
Osterwochenende losgeschlagen und 
nicht sofort in der Woche nach dem 
64. 

Am Dienstag nach Ostern (24.4) 
ließ. die IG-Chemie den zweiten 
Versuch zur  Landesschlichtung 
scheitern — um vor den Kollegen 
ein Alibi als Kämpfer zu wahren? 
Der Versuch, die BASF-Kollegen 
mit Haustarif-Propaganda aus der 
Solidarität mit den übrigen Kolle- 
gen herauszulocken, hatte sich je- 
denfalis durchgesetzt; Außer „kein 
Abschluß unter 10%" forderte die 
Tarifkommission einen Anllin-Son- 
dertanif, 

$o waren von der Kampffront 
nur noch wenige übriggeblieben. 
150 Aniliner und 250 Texta-Kolle- 
en streikten an diesem Tag. 

Danach hielten alle Beteiligten 
die gesetzlich zur ‚Berühigung“ dar 
Arbeiter vorgeschriebene „Friedens- 
Pflicht“ bis zur Bundesschlichtung 


Ein Meisterstück an Verfälschung | 
ind Demagogie leistete sich die IG- 
Chemie-Führung in der Mai-Ausgabe | 

[der „Gewerkschaftspost“, Zeitung | 
für te 1G-Chemie-Mitglieder. Fol | 
Ieende Zitate aus einer Reportage | 
ber die BASF-Kämpfe sprechen für | 
kich 

„Anlaß des Aufbegehrens“ „„w 

ren’ angeblich nicht die Angriffe auf | 
Iäie Lebenslage der Kollegen, son- | 
Idern: „das unbefriedigende Angebot 
Ider Arbeitgeber im Tarifstreit des | 
Bezirks Nordrhein und die Sorge, | 


Arbeiu 

Bar Emstehung der drei Kündge“ 
Ibungen, von denen doch offensicht- 
lich auch die Gewerkschafisführung 
Jüberrascht wurde: , ... wurden die 
aufgebrachten Kollegen an drei zen- 
iralen Punkten _ zusammenge- 
führt (1), um zu verhindern, daß cs 

;nüber uneinsichtigen Vorgeselz- 

en zu Tätlichkeiten kam. 


| Über die Abwiegelei der hastig 
aus. Mainz herbeigeeilten Betriebs- 


Die Gewerkschaft HBV wird sich 
zweilfellos. der Heiz- und Aus 
schlußkampagne in allen 
schaften gegen fortschrittliche Ge- 
werkschafter und insbesondere 
Kommunisten, die nicht in der DKP 
sind, anschließen, Dies teilte der 
Gewerkschaftssekretär auf der 
(oben erwähnten) Fachgruppensit- 
zung des Groß- und Außenhandels. 
bereits mit, 

In anderen DGB-Gewerkschaften 
ist diese Kumpagne bereits voll im 
Gang. Der Gewerkschaftsvorstand 
der HBV braucht lediglich zu über- 
nehmen, ausdrücklich zu erklären, 
daß Kommunisten oder einfaı 
jemand, der hohe Forderungen auf- 
stellt, _„antidemökratisch” oder 
„antigewerkschaftlich” sel , um 
auf Grundlage der Satzung Aus 
schlüsse vornehmen zu können. Es 
heißt in-der HBV-Satzung unter 
#11 (Ausschluß der Mitglied- 
schaft); 
1. Der Ausschluß eines Mitglie- 
des kann erfolgen, wenn dasselbe. 


©) antidemokratische oder antige- 
werkschaftliche Bestrebungen von 
Vereinigungen, Parteien oder and 
ren Gruppierungen durch seine Mi 
sliedschaft fördert oder in Wort 
und Schrift bzw, durch andere akti- 
ve Mitwirkung unterstütat 


2b) Mitglieder von Organisatio- 
nen, bei denen eine Mitgliedächaft 
nach DGB-Beschluß mit der Zupe- 
hörigkeit zu einer DGB-Gewerk- 
schaft unvereinbar Ist, sind vom 
Hauptvorstand ohne Ausschlußver- 
fahren nach den vom Gewerk- 
usschuß zu beschließenden 

aus 


schaft 
Durchführungsbestimmungen 
zuschließen, 


So haben im Februar die Tell- 
nehmer einer Arbeitstagung di 
Betriebsgruppenvorstandes und der 
Vertravensleute im _ Hamburger 
Versicherungsbereich einstimmig 
festgestellt, „daß nur durch eine 
verstärkte Betriebigruppen- und 


am 18, Mal ein. Die Verhandlungen 
“wurden 2 STNGERTRUIe Länge ge- 
zogen - biszum Wochenende, wenn 
viele zuallorerst nur die Freizeit im 
Kopf haben - auch ein „Beruhk 
gungsmittel”, Dann ließen die IG- 
‚Chemie-Unterhändler auch diese Ver- 
handlung platzen, aber nur, um älch 
unmittelbar darauf doch auf einen 
‚Abschluß einzulassen. Ein Manöveı 
um noch einmal als „harte Ver- 
"handlungsführer‘‘ dazustehen? 

Der Abschluß: 10,2% auf 12 Mo- 
nate und 60,- DM, die allerdings 
erst Ende März *74 ausgezahlt wer- 
den. Immerhin: Daß die „Aniliner“ 
sich zum ‚ersten Mal seit einem 
halben Jahrhundert wieder gerührt 
haben, ließ — im Gegensatz zu den 
übrigen Tarifbezirken — alle Ver- 
'handlungen bis zur Bundesschlich- 
tung platzen und brachte ihnen ein 
halbes Prozent mehr ein als deı 
übrigen Chemie-Kollegen. 
Chemie-Gewerkschafts-Kommission. 
KB-Gruppe Hamburg 


befriedigt festgestellt: „ „. gelang es] 
nach einer Weile den Betriebaräteı 
und Gewerkschaftsvertretern durch] 
eine ausführliche und aufschlußrer- 
che Berichterstattung, daß die Kolle- 


m schließlich an ihre Arbeitsplätze 
Arche 


„fm Beer brunalien Situation“ 
) „konnte der be- 


heblichen Mühen gedämpft werden, 

Über die drohenden Flugblätter| 
‚der BASF-Bosse: „, .;. bevor man so] 
unqualifiziert reagiert,‘ sollte man 

als‘ Untertiehimer über 

gen} wäh geschicht, wein man aus, 
‚ner Mücke einen Elefanten macht. 

Der Versuch, durch Betriebs-Ta- 
if den Kampf der Aniliner aus der) 
Solidarität aller Kollegen herauszu- 
kaufen, wird damit begründet, daß) 
„die BASF-Vertrauensleute" sich 
ängeblich „nicht länger von Unter- 
nehmern änderer Chemie-Konzerne| 
dirigieren lassen wollen. 
(Hervorhebungen von uns.) 

— Außer dieser Reportage sind in 
dergesamtenM: 


Vertrauensleutearbeit eine entschei- 
dende Stärkung unserer Organisa- 
tion zu erreichen ist”, und die For- 
derung nach Auswertung der bishe- 
ben, 

‚mmenhang ist zu 
erwähnen, daß die Betriebgruppe 
!duna daraus den Schluß zog, 
‚daß mehr als allgemeine Mitglieder- 
versamlungen der Betriebsgruppen 
notwendig sind. Sie haben darüber 
hinaus ständige Arbeitsgruppen, 
nach Arbeitsgebiet im Betrieb bzw. 
in der gewerkschaftlichen Betriegs- 
gruppe gebildet, die alle in diesem 
Zusammenhange wichtigen Fragen 
diskutieren und kontinuierlich mit 
den Kollegen arbeiten. 

Die Diskussion über die Angriffe 
der Kapltalisten auf die Lebenslage 
und die politischen Rechte muß 
verstärkt geführt werden, In diesem 
Zusammenhange wird die Gewerk- 
schaftsführung die HBV-Mitglieder 
verstärkt an die Kandare nehmen 
und die Hetze und Angriffe gegen 
oppositionelle Kräfte führen. Nur 
auf dem Wege der Verbreiterung 
der Klarheit darüber wird es mög- 
lich sein die gewonnenen Ansitze 


HBV-Komitee, KB-Gruppe Hamburg 


| 
| 


Diese Anfang Mai auf der Esse- 


. ner Vertreterversammlung vom Be- 


tirksleiter Essl gesprochenen Sätze 
‚klingen angesichts der jüngsten Preis- 
und Profitentwicklung wie ein 
Mohn. Solche und ähnliche „kamp- 
ferische” Erklärungen werden den 
Kollegen in der Metallindustrie seit 
eiwa vier Monaten (der Tarif 
schluß. in Metall war in der ersten 
Janvarhälfte) von führenden Ge- 
werkschaftsfunktionären angebo- 
m. 

‚Seitdem versuchen die Gewerk- 
schaftsführer wachsende Kritik und 
Forderungen aus den Betrieben nach 
neuen Tarifen in die Sackgasse des 
Vertrauens in die Vernunft der Un- 
ternehmer zu lenken. 

Lautes Getön der Gewerkschafts- 
führer am |. Mai kann über die Tat- 
sächen nicht hinwegtäuschen: der 
Stabilitätspakt, der Verzicht auf 
Verbesserung der Lage der Arbeiter 
ist beschlossene Sache. Mit ihrer 
Zustimmung zu den Stabilitätsmaß- 
‚nahmen der Bundesreperung, jüngst 
erneuert in der „Konzertierten Ak- 
ion“, haben sie sich eindeutig gegen 
die Forderungen der Arbeiter ge- 
stellt, 


stellt. 

Finanzminister Schmidt machte 
in einem Interview klar, was er von 
ten Gewerkachaftaführern erwartet 
„Die Gewerkschaften müssen ange- 
Büchts der Schonung bei dem Liqui- 
ditätsentzug, die wir der großen 
Masse der Arbeitnehmer als ver- 
mänftig haben angedeihen lassen, ih- 
rerseits ein, wenig zurückhaltender 
‚sein, als sie sonst vielleicht gewesen 


'hreibt, sagt unverblümter, sozusa- 
sen als Ausführungsbestimmung der 


Pitalist Friederichs Mitie Mai in 
Hamburg:„Praktisch heißt das für 
die kommenden Monate: Unbeding- 
tes Durchhalten der im Laufe des 
Jahren abgeschlossenen Tarifverträ- 
ge, Verzicht auf Indexklauseln und 
ähnliche Klauseln, die die künftige 
Preisentwicklung _vorwegnchmen, 
und die Minderung der Lohnforde- 
rungen bei den noch ausstchenden 
Tarifverhandlungen.“ — („Handels- 
blatt“ vom 16.9.73) 

Wer dann, wie die Gework- 
schaftsführer es auf der Sitzung der 
Konzertierten Aktion vorführten, 
nicht müde wird zu betonen, wie 
„vernünftig die Tarifabschlüsse in 
üiesem Jahr waren und seine sanft- 
mötige Kritik an den Kapitalisten 
mit der Aufforderung an den Präs 
denten des UDI Sohl verbindet, doch 
seinen Einfluß in der Wirtschaft da- 
hin geltend zu machen, daß die Un 
ternehmer nicht jeden Spielraum 
für Preiserhöhungen nutzen (IGM 
Vorsitzender Loderer an Sohl), 
macht deutlich, daß von seiten der 
Gewerkschaftsführer keine Hilfe zu 
erwarten ist, Einhellige Zustimmung. 
derhonorigen Herren in der Konzer 
tierten Aktion bekam Loderer denn 


mach, ua er miap forges miete 
Eann si Greene 
„wo weiter geht er 3 


schwersten Tage dienen noch“ 
vor uns haben.” 
Sozeigte das „Handelsblatt”, Or 


gan der Unternehmer, volles Ver 
ständnis für die Sorgen der Gewerk 
schaftsführer 

..Bei dieser unterschiedlichen Ar 
Hikulation der Interessenvertreter 
sollte falrerweiie nicht vergessen 
werden. daß die Gewerkschafufüh 
rer Zunder von der Basis bekom 
men. Von einem Gewerkschaftsver 
Ireter bei Preisstelgerungsraten vom 
bald. acht Prosent zu. verlangen, 
er möge in der Konzertierten Ak 
tion heilige  LohnmaßihaltesKide 
schwören, käme nahesu einer Selber 


mordaufforderung gleich.“ („Han- 
delsblalt” vom 21.5.73) 

So ist es natürlich verständlich, 
daß die Gewerkschaftsführer sich 
scheuen, ein offenes Pakt-Bekennt 
nis abzulegen und stattdessen mit 
Ieeren Versprechungen, Verschlep- 
pen angeblicher Verhandlungen und 
Vertröstungen auf andere Ziele die- 
wen Pakt prakuizieren. 

Eine besondere Variante dieses 
Vorgehens lieferte der Ortsbevoll- 
mächtigte der IGM Hamburg, Hugo 
Schreiber, auf der Vertielerver- 


+ 500 Arbeiter im Mannesmann- 
werk Mecca-Bundy in Heidel- 
berg brachen zunächst ihren 
halbtägigen Streik für 45 Pfen- 
nig qehr Stundenlohn erfolg- 
Non ab, 

#. 600 Arbeiter der zum Mannes- 
mann-Konzern gehörenden 
Kammerich-Werke in Brack- 
wede/Bielefeld streikten vom 
10. bis 14. Mai gegen eine von. 
‚der Konzernleitung geplante 
Streichung einer außertarifli- 
ben Zulage, was auf eine 


Diese Aktionen, diese Forderun- 
gen sprechen eine andere Sprache 
als offizielle Kommentare und die 
Taten der Gewerkschaftsführer. Ins- 
gesamt aber wird aus ihnen deutlich, 
daß sich die Kollegen in den Betrie- 
ben in Wartestellung befinden und 
noch auf das Handeln der Gewerk- 
schaftsführer warten. 

Die jedoch denken nicht daran, 
von sich aus etwas zu unternehmen, 
stattdessen verschanzen sie sich, wie 


Antreten zum Nochsehlag-halen 


sammlung am. 17.5.. Anträge der 
Vertreter von HDW nach einstündi 

vom Warnstreik, aus den Betrieben 
„Rudolf Otto Meyer“ nach soforti- 
gen Lohnverhandlungen und 
Winter & Sohn“ nach 35 

mehr Stundenlohn, beantwortete er 
»0:,.Wir sollten jetzt keinen Bitt- 
‚gang machen, jetzt sind erst einmal 
die Arbeitgeber dran. Außerdem 
finden im Herbst die Verhandlun- 
gen um Urlaub und Urlaubsgeid 
statt, die wir nicht durch die Forde- 
rungen nach einem Nachschlag ge- 
führden dürfen.“ 


Entfristung der Tarifverträge? 
In Warnatreiks, die teilweise Er 
folge brachten, in Entschließungen 
und Forderungen aus den Betrieben 
und gewerkschafllichen Gremien ha- 
ben die Metallarbeiter in den etz 
ten Wochen Immer masiver ihre 
Forderung nach mehr Lohn zum 
Ausdruck gebracht 
* Fast 4 000 Kollegen von BBC 
in Mannheim erzwangen. in 
einem eintägigen Streik der 
Früh- und Spätschicht eine 
Lohnerhöhung von 20 Pfen 


* In einem fünfstündigen Warn- 
streik forderten 750 Arbeiter 
im Karmann-Ghia Zweigwerk 
Rheine/Osnabrück eine Anhe- 
bung von 3 1/2 Prozent und 
zusätzlich 60 bis 80 Pfennig 
mehr in den einzelnen Lohn 
gruppen. 

0 Arbeiter der Textilmaschi- 
nenfabrik Zinser in Eben- 
bach/Göppingen  streikten 
über mehrere Tage für ihre 
Forderung nach 30 bis 35 
Pfennig mehr. Höhepunkt des 
Streiks war eine Demonstra- 
tion der Arbeiter durch den 
On 

4 ‚Inden Motoren Werken Mann- 
heim, MWM, erreichten 700 
Arbeiter durch einen Streik 
einen Teilerfolg: die Unter 
nehmer mußten eine Erhö- 
hung von 10 bis 20 Pfennig 
zugestehen (gefordert waren 
50 Pfennl 

Mannheimer ABG:Werk 

ikten die Arbeiter für die 

rderung nach 1,- DM Lohn 
erhöhung linear 

# In einem zweistündigen Warn 
streik forderten die Arbeiter 
bei Frankl & Kirchner in 
Schwetzingen 60; DM mehr 
monatlich für alle, Sie erreich« 
ten eine Zusage von 4$,- DM. 


monatliche Lohnkürzung von 
etwa 300, DM hinauslief, Der 
Streik brachte bisher nur einen 
Teilerfolg: ein Teil der Zulage 
wird weitergezahlt. 
(tenor der zahlreichen Ent- 
ingen aus Betrieben und Ge- 
werkschaftspremien ist die Forde 
rung nach Entfristung des laufenden 
Tarifvertrags und die unverzügliche 
Aufnahme neuer Verhandlungen. 
Die Vertrauensleute von Felten 
& Guillesume in Köln forderten in 
einer einstimmig verabschiedeten 
Resolution: „Öffnungsklausel in die 
Tarifverträge — Preisindexklausel 
(Vertragsfrist erlischt automatisch 
bei Preissteigerungen von ca. 3 %) 
muß durchgesetzt werden — IG Me- 
tall raus sus der Konzertierten Ak 
tion! Die Konzertierte Aktion diszi- 
pliniert die Gewerkschaften und 
gibt den Unternehmern eine sichere 
Basis für Preismanipulationen. Stel 


gende Preise füllen die Gewinnsicke 
der Unternehmer und mindern die 
Löhne und Gehälter.“ 
Vertrauensleute der Stahlwerke 
Südwestfalen in Geiswied/Sieger 
land kündigten ebenso wie die Stahl- 
werker von Hoesch in Dortmund 
einen „heißen Sommer“ an. In einer 


Entschließung eines Vertrauensleu 
te-Ausschumen im Hoesch-Werk 
„Union“ heißt es: „So kann es nicht 
weitergehen! Wir rufen unsere Kolle- 
gen auf, sich für einen gerechten 
Lohnausgleich einzusetzen. Auch 
wir halten nichts von unkontrollier 
ten Maßnahmen, lassen uns abi 
nicht durch Stülhalteappelle in di 
Schlaf wiegen. Allen, die es angeht, 
muß gesagt warden, daß wir auf 


Antreten zum Nochsehlng-halen —— ]| N Irkun ner 


Loderer nicht müde wird zu beio- 
nen, hinter ihrem „Vertrag ist V' 
trag", da können wir nichts machen. 
Erfahrungen der letzten Jahre, wie 
© besonders im den September- 
Streiks 1969 der Fall war, lehren, 
‚daß nur die selbständigen Axtionen 
der Arbeiterklasse in solchen Situa 
tionen Erfolg versprechen, 

Jabei wird es nicht ohne Ausein- 
andersetzungen und Widerstand seh 
tens der Gewerkschaftsführer zuge- 
hen, wie deren unrühmliches Ein- 
greifen in die Streiks bei Hoesch und 
Mannesmann im Februar zeigte. 

Die Taktik der Kapitalisten aber 


ist eindeutig auf Zeitgewinn ausge 
richtet. 


dabei nützt ihnen sowohl 
rogramm der Bun- 
desregierung als auch die Weigerung 
des Gewerkschäftsführer, die Forde- 
rungen aus den Betrieben zu vertre- 
ten. Dort, wo die Situation brenzlig 
wird, arbeiten die Unternehmer mit 


1 der Aufspaltung: einzel- 
ne Betriebe - besonders gefährliche 
„Unruheherde"" erhalten eine be- 
triebsintetne Lohnerhöhung. Inner 
halb dieser Betriebe wird dann die 
Solidarität durch unterschiedliche 
Bezahlung ebenfalls aufgespalten. 


In einer Pressekonferenz am 24. 
$. teilte Hoesch-Vorstandsvorsitzen- 
der Harders mit, „in der Stahlindw 
sirie herrscht allgemeine Unruhe, 
Ich lehne aber die Entfristung ab 
Beide Tarifpartner hätten nichts da- 
von. Man sollte sich an die Verträge 
‚halten. Bei Hoesch tragen wir uns 
mit dem Gedanken, die Festlöhne 
etwas aufulockern und ne ie 
stungsbesogener zu machen“. 


Diese Taktik mutzt allein den Un- 
ternehmern. Sie zu durchkreuzen, 
kann mur das solkdarische und ent- 
schlomene Handeln der Arbeiter lei- 
sten. 

Metalikomitee KB-Gruppe Hamburg 


traten bei Felten & 
Guilleaume in Köln 2 000 Arbeiter 
in einen Warnstreik und forderten: 
70 Mark mehr pro Monat. 


Die folgenden Meldungen erreichten 
uns erst kurz nach Redaktions- 


Eisen und Stahl und der IG-Metall- 
Führung eine einmalige Sonderzah- 
hung für die Arbeiter in der Stahl- 
industrie Nordrhein-Westfalens ver- 
einbart. 

Danach erhalten sie ab 1. Juli 
einen Betrag von 280 DM, der 
vier Raten von 70 DM über das 
sommende Halbjahr verteilt zusge- 
Zah wird. 

roßspurig verkündete der IG- 
GE in Essen, 
Kurt Herb: 


einer Erhöhung der Stundenlöhne 
um 40 Pfennig oder gut 5%“ 

‚Neue Kuhrzeitung” vom 26.5.1, 
womiter diesen Abschluß als großen 
Verhandlungserfolg hinstellte, 

Tatsache. ist: Nur ein Rechen- 
Künstler kann auf die von Herb 
errechnelen Zahlen kommen! 
Schamvoll verschweigt er, daß selt 
erletzten Tarıferhöhung im Januas 
die steigenden Preise die Löhne 
segenüber dem Vorjahr ins Minus 
gebracht haben. 280 DM aber be- 
deuten aufs Jahr gerechnet pro 
Monat 23,33 DM mehr, Das macht 
in der Stunde 13 Pfennig mehr, in 
Prozent sind das knapp unter 2% 
In seiner Milchmädchenrechnung 
rechnet Herb.ohne Berücksichtigung 
‚des Zeitraums einfach eine Rate vo 
70 DM, und schon hat er seine $ % 

Während die 1G-Metall-Führer 
diese Vereinbarung als großen Drfolg 
anpreisen, reagierten die betroffe. 
on Arbeiter mit Protesten. 


Forts. von Seite 23 


Metallindustrie: Wieder Geheimverhandlungen ! 


etwa 1000 Arbeiter bei Mannes- 
mann in Duisbürg-Huckingen zu 
einem dreistündigen  Protestug 
durch das Werk; Sie protestierten 
Insbesondere dagegen, daß die Son- 
‚derzahlung wieder ohne die Arbeiter 
jebelaktion. 
ausgehandelt wurde und forderten 
zushtzliche betriebliche Zulagen 
Als. in der -Gießerei in 
Duiebungbefdereh dan Ergebnis be 
kannt wurde, traten 600 Arbeiter 
als Protest gegen die Höhe des 
Ergebnisses in einen Warnstreik und 
forderten eine monatliche Tei 
ungszulage von 100 DM. 

In beiden Betrieben wurden 
schon nach dem 8,5 %-Tarlfab- 
schluß Warnstreiks mit der For- 
derung nach mehr Lohn durch- 
geführt, 

Schon yor diesem Abschluß war 
die Bereitschaft und die Forderung 
aus zahlreichen: Metallbetrieben 
nach mehr Lohn in Streiks und 
betrieblichen Forderungen erkenn- 
bar geworden (siche auch Berichte 
in dieser Ausgabe des ARBEITER- 
KAMPF). Die wachsende Sorge der 
Kapitalisten über eine anwachsende 
Welle „wilder“ Streiks veranlaßte 
sie, mil einer mäßigen Erhöhung die 
Unruhe und die Kampfbereitschaft 
der Stahl- und Metallarbeiter zu 
dämpfen. Ihre Hauptsorge gilt dabei 
zur Zeit den Kampfaktionen der 
Stahlarbeiter in Nordrhein-Westfalen 
und der Metallarbeiter in Baden- 
Württemberg, 

‚Krupp-Vorstandschef Klotzbach 
sagte nach dem Abschluß: „Dar 
Ergebnis belastet zwar die Unter- 
‚nehmen, ist aber mit Erleichterung 
aufgenommen worden, da es eine 
Lösung zur Beseitigung der Unruhe 
in den Betrieben ist." („Neue Ruhr. 
zeitung“ vom 26.5.) 

Mit dieser Sonderzahlung haben 
die _ Gewerkschaftsführer einmal 
mehr eine Fortführung ihrer Tarif- 
politik in Geheimverhandlungen mit 
‚den Unternehmern geboten. Gerade 
diese Politik ist unter den Gewerk- 
schaftern heftiger Kritik ausgesetzt, 
Mit dem Abschluß ist einmal mehr 
gegen die Interessen der Arbeiter 
gehandelt worden. Die Kampfbe- 
reitschaft, die momentan günstige 
Lage für erfolgreiche Lohnkämpfe 
ist in diesen Verhandlungen auf der 
Strecke geblieben. Arbeitshetze, 
Preissteigerungen und das Scheffeln 
von Gewinnen haben die Oberhand 
behalten, 

Die 280 DM sind aber noch 
nicht das letzte Wort. 


1972 wurden im Bundesgebiet 280 
gewerkschaftliche Jugendvertreter 
und Tausende von Lehrlingen 
während und nach ihrer Lehre raus- 
geworfen. In vielen Firmen können 
politisch und gewerkschaftlich akti- 
ve Jugendliche von vornherein si 
cher sein, daß sie nach der Lehre 
keine Anstellung im  Lehrbetrieb 
finden. 

Erfolgt unmittelbar kein Raus 
schmiß— sind Lehrlinge, die sich 
gewerkschaftlich und politisch. für 
die Belange ihrer Kollegen einsetzen! 
besonders den Repressalien der Ge 
schäftsleitung und ihrer Handlanger 
ausgesetzt, 

Nur ein Beispiel decletzien Zeit 
Bei_ Beiersdorf schrieb. die 
schäftsleitung einen Brief an die Ju 
endvertretung. 

Die Jugendvertretung solle pri 
en, ob nicht der Zeitaufwand für 
Ihre Arbeit zu groß ist, »0 daß eren 
well ihre Ausbildung darunter ler 
den würde. 

Kin Fall, der etwas größere Krer 
se 109, ist die erneute Entlassung 
von zehn Lehrlingen in der Chemi- 
schen Fabrik MERCK in Darmstadt 
im März dieses Jahres. Die Entlas 
mungen erfolgten direkt nach Ab- 
schluß der Lehre. Die Begründung 
war die übliche und für alle Zehn 
‚weich. 

Mangel an Arbeitsplätzen 
- Die Leistungen sind nicht aus 
reichend 
des konnte sofort von den 
Lehrlingen und dam angerufenen 
Betriebsrat widerlegt wurden 

Es herrscht kein Mangel an Ar 
beitsplätzen, im Gegenteil, die Fir- 
ma Merck suchte in Zeitungs 
ten Bewerber für die weben „Ireige- 
wordenen" 
- Die Leistungen dur Lehrlinge 


Streiks in Mannheim 


Allein in den letzten 4 Wochen 
kam os in Mannheim und Heidelberg 
in etwa 10 Betrieben zu Warnstreiks 
für mehr Lohn und gegen Preistrei- 
berei. 

Um diese Unruhen aufzufangen, 
schlug IGM-Bezirksleiter Steinkühler 
in Stuttgart sofort nach dem Stahl- 
ergebnis vor, dies auch für Baden- 
Württemberg _ zu übernehmen. 
‚Stuttgarter Zeitung“ vom 26.5.) 


Seit dem 24.5. sireiken in der 
Mannheimer Landmaschinenfab- 
ik John Deere etwa 2 606 
Arbeiter und Angestellte für 
mehr Lohn. Am Montag, den 
28,8. wuchs die Zahl der Strei- 
konden gegenlber den Vortagen 
noch an, da sich die Angestell- 
ten mit den 2 000 Arbeitern 
‚solidarisierten. Die Forderungen 
der Kollegen sind: 70 Pfennig, 
mehr Stundenlohn und 120 DM 
Gehaliserhöhung! Aktive Streik- 
beteiligung geht vor allem von 
den ausländischen Kollegen aus 
(Deere beschäftigt Kollegen aus 
22 verschiedenen - Ländern!!!), 
die Immer wieder Kontroltrupps 
durch das Werk schicken, um 
Streikbrecherarbeiten zu verhin- 
Streikbrecherarbeiten zu verhin- 
dern. Die Unternehmensleitung 
hat den Arbeitern Polizeieinsatz 
angedroht, da angeblich 2 Arbei- 
ter, die „arbeitswillig“ waren, 
verprägelt worden sind. 
In tinem Sstündigen Streik for 
derten 300 Arbeiter im Stahl- 
werk Mannbeim GmbH eine Er. 
Föhung der Löhne und Gehälter. 
In der kleinen Mannheimer M; 
schinenfabrik Con sireikten 34 
Ärbeiter für elne Lohnerhöhung, 
In Heidelberg sind im amerikani- 
schen ‚andmaschinenkonzern 
International Harvester ebenfalls 
frdem 24,3, 3.500 Arbeiter in 
‚den Streik getreten. Sie fordern 
zusammen mit ihren Kollegen 
im Harvester-Werk Neuß: Erhö- 
hung arifiohns, eine be- 
tfiebsinterne Zulage und einen 
Zuschlag zum bisherigen Weih- 
nachtsgeld, sowie Bezahlung der 
Streikzeit. Die Unternehmens 
leitung erklärte, daß sie nicht vor 
Wiederaufnahme der Arbeit ver- 
handeln will. 
Die Streiks bei John Deere und 
Harvester ‚dauerten bei Redak- 
donschluß noch an. 
Bereichleitung Metal 
KB-Gruppe Hamburg = 


waren gut, zum Teil sogar über 
‚durchschnittlich, einige hatten ihre 
Lehre ein halbes Jahr früher abge- 
schlossen. 

So hieß die Entlassungsbegrün 
dung später gan anders 
‚Leistungen und Prüfungserge 
bnisse allein sind keine genüigende 
Grundlage für ein Arbeitsverhält- 
en 

und weiter 

„Der persönliche Gesamtein 
druck der Entlassenen it unzw 
reichend“!! 


Was nun hatte dem „persönlk 
chen Gesamteindruck” dieser Lehr 
finge nach Meinung der Geschäfts 
leitung so sehr geschadet, daß sie 
trotz qualifizierter Arbeit und (reier 
Stellen kurzerhand vor die Tür ge« 
setzt worden sind? 


in den ketzten 2 Jahren hatien 

diese 10 Lehrlinge sich am aktivsten 
m Aufbau einer. gewerkschaft: 

Jichen Jugendgruppe beteiligt. 


‚Auberdem waren 4 der Lehrlinge 
gewählte Jugendvertreter und es go- 
lang, die Arbeit dieser beiden Grup- 
pen zu koordinieren. Jugendvertre- 
tung und Jugendgruppe beschäftig 

der 


ten sich mit den Probleme 
Lehrlinge und versuchten in 
non ausammen '* den älteren 


‘m Osnabrücker VW-Karmann- 

Werk traten am 8.5. etwa 1 600 

spanische und portugiesische Ar- 
beiter geschlossen in den Streik. 

Die Unternehmensleitung hatte 
sich geweigert, den aus „produk- 
tionstechnischen Gründen" für die 
Zeit vom 23.7. — 10.8. festgeseiz 
ten Betriebsurlaub zu verlängern. 

Für die ausländischen Kollegen 
bedeutet das: nur 18 Tage von ih- 
rem Tarifurlaub zwischen 18 und 
24 Tagen. Von diesem Urlaub ge- 
hen dann noch Tage für die be 
schwerliche Hin- und Rückreise ab, 
so daß von Erholung wohl kauj 
die Rede sein kann, 

Als ihre Forderung nach einem 
zusammenhängenden Urlaub von 
‚der Unternehmensleitung abgelehnt 
wurde, da „zu viele hiervon Gc- 
brauch machen wollten“ und mit 
dem zynischen Hinweis, sie könn- 
ten ja Heimurlaub in zwei Teilen 
‚nehmen, was Bedeutet, zweimal di 
teuren Fahrtkosten zu bezahlen, 
war das Maß voll 

Die Arbeiter traten in den Streik 
und wählten sich eine Verhand- 
lungskommission. Die Unterneh- 
mensleitung weigerte sich jedoch 
zu verhandeln — mußte aber dann 


unter dem Streikdruck den Forde- 
rungen nachgeben. 

Unter großen Jubel wurde das 
Ergebnis aufgenommen und der Be- 
schluß gefaßt, mit der Forderung 
nach Bezahlung der Streikzeit den 


Kollegen einige Forderungen durch- 
zusetzen, Die Jugendgruppe hatte 
großen Zulauf, viele Lehrlinge wen- 
deten sich an die Jugendvertretung 
Die Lehrlinge und auch ein Teil der 
Älteren Kollegen unterstützten 2.T 
aktiv Forderungen und Aktionen 
der Jugendvertretung und der ge- 
werkschaftlichen Jugendgruppe 

Ständige Konflikte und Ausein- 
andersetzungen mit den Ausbil- 
dungsleitern waren nur der Anfang. 
Jetzt hat die Merck-Geschäftsie- 
tung die günstige Gelegenheit beim 
Schopf gepackt und versucht, die 
gewerkschaftliche Interessenwvert 
tung durch den Rausschmiß totzu- 
kriegen 

Dieses Vorgehen ist auch bei 
Merck nichts neues, ‘1971 wurden 
nach den Lohnstreiks 18 Lehrlinge, 
die sich am Streik beteiligt hatten, 
aefeuert, Meute wie 1971 prote- 
stierten nicht nur die Lehrlinge, 
sondern auch. die älteren Kollegen 
gegen diese Maßnahmen 

In mebreren Flugbläitern wurde 
der Sachverhalt geschildert und zur 
Solidarität mit den Entlassenen auf- 
wefordert, Und die Merck-Arbeiter 
stellten sich hinter Ihre jüngeren 
Kollegen. Mehrere Hundert erschie- 
nen zu einer öffentlichen Kundge- 
bung, um gegen die Entlassungen zu 
protestieren, in einem Fermsehinter- 


Streik. fortzusetzen, Diese Forde- 
rung konnte jedoch trotz des insge 
samt 30 Stunden andauernden, über 
drei Tage reichenden Streik nicht 
durchgesetzt werden - einzig die 
Zusage, den ausgefallenen Verdienst 
durch Nacharbeiten. aufzuholen, 
wurde erreicht. 

Dieser bisher einmalige Streik 
ausländischer Arbeiter wurde mit 
großem Selbstbewußtsein und gro- 
er Solidarität geführt. Im vollen 
Bewußtsein ihrer Stärke — bei Kar- 
min ag durch den Streik die ge- 
samte Produktion still — wider- 
sprach diese Aktion dem von Fein- 
den und Spaltern der Arbeiterklas 
se verbreiteten Klischee, die „Gast“ 
arbeiter“ seien doch nur zum „Ran: 
klotzen und. Geldverdienen” hier. 
Im Gegenteil, von der Geschlossen- 
heit und Solidarität. dieser Aktion 
können wir alle lernen, sie war ein. 
Schritt in der Richtung der Ent- 
wicklung einer einheitlichen Kampf. 
front aller Arbeiter - gemeinsamer 
Feind — gemeinsamer Kampf. 

Ein Teil_der Unternchmerpres- 
se und der Rundfunk benutzten die 
Kampfaktion, um mit offenem und 
verstecktem Rassismus, mit nationa- 
ler Überheblichkeit Front gegen un- 
sere ausländischen Kollegen zu ma- 
(chen. Mit Schlagworten wie „Gast“ 
arbeitermentalität“ wurde die Ak- 
tion abgetan. In vielen Kommenta- 
ten kam zum Ausdruck: jetzt strei- 
ken sogar schon die Gastarbeiter, 
wo sie doch froh sein können, daß 
wir.sie bei uns arbeiten lassen, Die 

‚Frankfurter Rundschau“ _ etwa 
äprach von den ‚aus entlegenen 
Gebieten Südwesteuropas herange- 
holten Spaniern und Portugiesen? 

Den Gipfel erreichte allerdings. 
die „Bild“-Zeitung, diees fertig. 
bringt, den Karmann-Streik in f 
schistischer Manier in einem Atem- 
zug mit. einer Meldung über eine 
Messerstecherei, an der außer Deut- 
schen auch „Gastarbeiter‘“ beteiligt 
waren, zu nennen, 

»Gegen Rassismus und nationa- 
Ne Überheblichkeit die einheitliche 
Kampffront der Arbeiterklasse. 


view. vor den Werkstoren. solidari 
sierten sich sämtliche befragten 
Kollegen mit diesen Lehrlingen. 
Klar war, diese Entlassung picki 
einige heraus, trifft diejenigen, bei 
denen es ziemlich einfach 1 
nach der Lehre mit herge 
„Argumenten“ rauszuwerfen; da Ist 
Ja nicht mal ein Gesetz vor, das die 
Kapitalisten noch übergehen muß 
ten. Die Entlassungen richten sich, 
aber gegen alle aktiven Gewerk- 
schafter, alle fortsehrittlichen Kol 
legen; sie sollen die direkt Betroffe- 
nen fertigmachen, die. Aktiven be- 
seitigen, die anderen Kollegen dazu 
einschüchtern. Die erwartete Ein- 
schöchterung (and jedoch. nicht 
statt, wie die Aktionen gegen die 
Entlassungen zeigen. 

Der Betriebsrat hat von den Ver“ 
trauensleuten den Auftrag bekom- 
men, eine Betriebsvereinbarung ab- 
zuschließen, die sicherstellen soll, 
daß die Ausbildungspolitik des Be- 
trieben in Zukunft die Nichtweiter 
beschäftigung nach bestandener 
Lehre ausschließt 

Jedoch sind Entlassungen durch 
‚die Kapitalisten keine Frage von 
Gesetzen (die können Kntlassungen 
höchstens erschweren), sondern 
eine Frage des Kräftaverhältnissen 
zwischen Arbeit und Kapital, in der 
‚konkreten Auseinandersetzung. 


streiken 
auch Gast 
arbeiter 


ommenrieh.e. Mel 


Zum erstenmal 
eind die Gastar- 
beiter einer deut- 
schen Firma ge- 
schlossen in) 
Streik getreten. 
Im Autowerk Kar- 
moann-Ghia strei- | 
ken seit gestern | | 
1500 Portugiesen | 
und Spanier. $ie 
fordern mehr Ur- 
laub. Und: zum 
erstenmal haben 
sich Gastarbeiter 
mit Deutschen 
eine blutige Stra- 
Benschlacht ge. 
liefert, bei der os 
einen Toten und 
mehrere Verletzte 
em ag 

lolzknüppeln ui 
Blerfloschen gin- 
gen etwa 70 Ita- 
liener uni 

Aschaffenburger 
Bürger oufeinan- 
der los. Auf dem 

Straßenpflaster. 
verblutete ein 
Aiähriger deut. 
Hg Autoverkäu- 
fer. 


j\ k 
Dieser Artikel stammt nicht 
wa aus. Hitlers „Völkischem 
schter“, sondern aus der „Bild“ 
Zeitung vom 8.5.73.1 ii 


Die Lehrlinge kommen auf die 
schwarze Liste 


Einer der entlassenen Lehrling 
hatte sich bei dem Chemie-Betriet 
Röhm in Darınstadt beworben. De 
Vertrag war schon fast. perfekt 
dann wurde er nach,seiner Lehrfir 
ma befragt, Als der Rausschmit 
offenbar wurde, erfolgte eine Ab 
sage; Begründung 

Ei ist schon ein großer Makel 
wenn man bei einer w renommler 
ten Firma wie Merck nach der Leh 
ro nicht welterbeschäftigt wird. Dei 
Lehrling sucht bis heute noch. 

Kin anderer Lehrling schrieb 12 
Betriebe an und' bekam überall eine 
Absage. Aus Geldaot nahm er eine 
Stelle als Packer bei der Firma Dur 
gena an, Nachdem er 6 welter 
Firmen abgeklappert hatte, bekam 
er eine Anstellung, die in,etwa se 
ner Ausbildung entspricht, Aller- 
dings hat er jetzi einen Weg von 2 
Stunden An- und Abfahraeit. 

Merck-Direktor Usser auf die 
Frage der „Frankfurter Rund: 
schau“, warum er nicht Lehrlingen 
und Betriebsrat eine Begründung für 
den Rausschmiß gegeben hätte (die 


pin: 
Leute bei der Bewerbung um einen 
anderen Arbeitsplatz sollten nicht 
durch eine Öffentliche Diskussion 
beeinträchtigt werden.” 


‚Die Chancen der jungen 


Beeinträchtigt werden sollte 
nicht der „Arbeitsfrieden“ im Be- 
trieb durch eine Öffentliche Diskus 
sion, das Benachrichtigungssystem 
der Kapitalisten über schwarze Li: 
sten funktioniert „40 und so. 
wandfrel, 


